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Vorwort
Gegenstand dieser Arbeit sind die Goethe-Institute und die 
Istituti italiani di cultura, kulturelle Repräsentanten ihrer 
Heimatländer im Ausland und Elemente der auswärtigen Kultur­
verwaltung .
Schon der Begriff "auswärtige Kulturverwaltung" umreißt die 
ganze innere Spannung, die das Gebiet auszeichnet: Kann "Kul­
tur", verstanden als Mosaik kreativer Grundrechtsverwirkli­
chung, überhaupt "verwaltet" werden? Ist "auswärtige Verwal­
tung" als bürokratisch strukturierter Apparat im Dienste der 
Außenpolitik überhaupt in der Lage, "Kultur" zu pflegen? Wie 
groß darf und muß die Autonomie sein, die der Kultur in diesem 
Bereich zu gewähren ist, und wieviel staatliche Kontrolle ist 
zulässig und notwendig?
Sicherlich gibt es keine Patentlösung für all diese Fragen. 
Die Gegenüberstellung zweier völlig unterschiedlich struk­
turierter Formen auswärtiger Kulturverwaltung, entstanden auf 
dem Boden vergleichbarer Verfassungen in zwei europäischen 
Staaten, deren Geschichte viele Parallelen aufweist, soll den 
Spielraum aufzeigen und gleichzeitig die Grenzen abstecken, 
denen sich der Staat im Bereich der auswärtigen Kulturpolitik 
gegenübersieht. Dabei werden lediglich verfassungsrechtliche 
Vorgaben berücksichtigt; völkerrechtliche Probleme bleiben 
einer gesonderten Untersuchung Vorbehalten.
XA. Fakten 
I. Einführung
1. Bundesrepublik Deutschland: Die Goethe-Institute
Das "Goethe-Institut zur Pflege der deutschen Sprache im
Ausland und zur Förderung der internationalen kulturellen
Zusammenarbeit" ist ein eingetragener gemeinnütziger Verein
mit Sitz in München. Es betreibt derzeit 138 Institute mit 12
Außenstellen in 69 Ländern1 2345und unterhält kulturelle Kontakte 
.. 2
zu über 130 Staaten, Einige der Institute sind Kulturzentren
des Auswärtigen Amtes, die lediglich durch Personal des Goe- 
. 3the-Instltuts betreut werden. Hinzu kommen 16 Ünterrichts-
. . 4
statten des Vereins in der Bundesrepublik und Berlin (West),
53.400 in- und ausländische Mitarbeiter werden beschäftigt.
1986 nahmen im Jahresdurchschnitt 72.000 Ausländer an 4.100
Sprachkursen des Goethe-Instituts im Ausland teil,6 78910 ingesamt
. . 7 . . .bisher über drei Millionen. Die Inlands-Institute zahlten im
o
selben Jahr 21.500 Teilnehmer an 1.200 Kursen. Das Aufgaben­
gebiet des Vereins ist dreigeteilt in Sprachprogramme, päda­
gogische Verbindungsarbeit (Ausbildung ausländischer Deutsch­
lehrer). und * Kulturprogramme;^ dazu kommt der Bibliotheks- 
/Mediotheksbereich.1  ^ 1986 fanden im Rahmen der kulturellen 
Programmarbeit 15.720 Veranstaltungen statt, die 5.110.000 
Teilnehmer zählten.11 12 Die pädagogische Verbindungsarbeit
konnte 105.000 Teilnehmer bei 1.980 Veranstaltungen verbu­
ig 12chen.
Das Goethe-Institut fungiert als deutsches Kulturinstitut und
1. GI-Kurzinformationen, Stand März 1988
2. Arnold, S.104 f.
3. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.145
4. GI-Kurzinformationen, Stand März 1988
5. GI-Kurzinformationen, Stand März 1988
6. GI-Kurzinformationen, Stand März 1988
7. Sprachkurse 86/87, S.6
8. GI-Kurzinformationen, Stand März 1988
9. vgl. § 2 1 2  der Satzung( Sa.) i.V.m. § 1 I des Rahmenver­
trages (RV), Anhang Nr. 1 und 2
10. GI-Kurzinformationen, Stand März 1988
11. GI-Kurzinformationen, Stand März 1988
12. GI-Kurzinformationen, Stand Marz 1988
2nimmt unter örtlich verschiedenen Bezeichnungen1 234 neben ande­
ren - meist privat recht lieh organisierten - Mittlerorganisa­
tionen wie DAAD, Alexander von Humboldt-Stiftung, Inter Natio- 
nes, Carl-Duisberg-Gesellschaft und Institut für Auslandsbe­
ziehungen Aufgaben im Bereich der auswärtigen Kulturverwaltung
2 3
wahr. Diese Mittierorganisationen sind im Dachverband VIZ
(Vereinigung für Internationale Zusammenarbeit) zusammenge-
4 . . . .  ,
schlossen, der ihre Tätigkeiten koordinieren und die Zusam­
menarbeit mit den zuständigen staatlichen und nichtstaatlichen 
Stellen im nationalen und internationalen Bereich verbessern 
will.5
Rechtsgrundlagen der Arbeit des Goethe-Instituts sind die 
Satzung vom 15.Juni 1976 in der Fassung vom 12.06.1986 und ein 
Rahmenvertrag mit der Bundesrepublik, vertreten durch das 
Auswärtige Amt, vom 30.06.1976.
1. z.B. in Dänemark und im Libanon als "Deutsches Kulturin- 
stitut", in Brüssel und Rom als "Deutsche Bibliothek”, in 
Indien als "Max Müller-Bhavan", vgl. Mallinckrodt, S.320
f., Anm. 374
2. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.144 f.
3. Von einigen Autoren wird auch der Begriff "Trägerorgani­
sation" verwandt für diese "nichtkommerziellen privaten 
Organisationen, die im Aufträge des Staates Programme der 
auswärtigen Kulturpolitik oder Entwicklungspolitik durch­
führen und dabei eigene Verantwortung für Organisation und 
inhaltliche Gestaltung übernehmen", so. z.B. Danckwortt, 
Institutionenverzeichnis, S.394, Stichwort "Private Trä­
gerorganisation", der als Untergruppe der Trägerorganisa­
tionen noch die "halbstaatlichen Einrichtungen" unter­
scheidet, die voll aus staatlichen Mitteln finanziert 
werden und deshalb besonderer Haushaltskontrolle und 
Aufsicht unterliegen.
4. Danckwortt, Institutionenverzeichnis, S.394, Stichwort 
"Private Trägerorganisation". Vorgänger der VIZ war die 
1959 gegründete Arbeitsgemeinschaft für internationalen 
Kulturaustausch, vgl. Jahrbuch für auswärtige Politik 
1962/63, 1 (12)
5. Merkblatt über die VIZ-Dokumentationsstellen auf dem Ge­
biet der auswärtigen Kultur-, Informations- und Entwick­
lungspolitik, Bearbeitung: Institut für Auslandsbeziehun­
gen, Stuttgart, Stand Dezember 1974, zitiert nach Efinger, 
S.52 ff. mit Fn 99. Weitere Mitglieder der VIZ: Deutsche 
Stiftung für internationale Entwicklung, Deutscher Ent­
wicklungsdienst, Deutsche Forschungsgemeinschaft, Studien­
stiftung des deutschen Volkes, Stiftung Volkswagenwerk, 
King Edward-VII-Foundation.
32. Italien: Die Istituti italiani di cultura
Anders als in der Bundesrepublik sind die Istituti italiani di 
cultura auch formal ein unmittelbarer Teil der staatlichen
Kulturverwaltung.^ Bei den 79 Instituten mit 12 Außenstellen
2 . . .  in 53 Landern handelt es sich um organisatorische Einheiten
3 . . .des Außenministeriums mit der Aufgabe, die italienische
Kultur im Ausland zu repräsentieren und zu verbreiten sowie
Kulturveranstaltungen zu organisieren,^ aber auch Didaktik
und Methodik des Fremdsprachenunterrichts sowie die Fortbil-
*■ 5düng ausländischer Italienischlehrer zu fordern. Die In­
stitute arbeiten intensiv mit den italienischen Botschaften 
und Konsulaten zusammen,^ und der Institutsdirektor ist oft 
auch als Kulturattache oder Botschaftsrat für kulturelle
7
Angelegenheiten akkreditiert. In Italien selbst gibt es 
außer der zuständigen Abteilung im Ministero degli AffariQ
Esteri (MAE) keinerlei Einrichtungen im Zusammenhang mit den 
Instituten, die etwa der Münchener Zentrale oder den sogenann­
ten Inlandsinstituten des Goethe-Instituts entsprächen. Nach 
Bedarf kooperieren die Unterabteilungen des MAE miteinander
oder mit anderen Ministerien, dem Consiglio Nazionale delle
g
Ricerche (CNR) oder der Presidenza del Consiglio.
1976 verfügten die Institute über ca. 750 Mitarbeiter.^0 An 1234567890
1. Efinger, S.16,90; Europäisches Kulturhandbuch, S.326 f.; 
Cortese De Bosis, CD-Dokumentation, Bd.I, S.61 f.; Foschi, 
CD-Dokumentation, Bd.I, S.83, 93
2. vgl. den Auszug aus dem Jahresbericht des Ministero degli 
Affari Esteri (MAE) für 1984, abgedruckt in CD-Dokumenta­
tion, Bd.II, S.250 f.
3. Efinger, S.16, 90; Europäisches Kulturhandbuch, S.326 f.
4. Art. 12 des Testo Unico vom 12.2.1940, RD Nr.740, abge­
druckt in CD-Dokumentation Bd.I, S.5 ff.; Efinger, S.110; 
Europäisches Kulturhandbuch, S.327; Haigh, S.90; Caiani, 
ZfK Heft 1/1979, S.86 (87)
5. Efinger, S .105, 108
6. Cortese De Bosis, CD-Dokumentation, Bd.I, S.61 f.
7. Efinger, S.108; Haigh, S.90; Foschi, CD-Dokumentation 
Bd.I, S.87
8. Zur Struktur der Direzione Generale per la Cooperazione 
Culturale, Scientifica e Tecnica im MAE vgl. Efinger, S.89
9. Efinger, S .91,110,113f. ; Haigh, S.87f.; Europäisches Kul­
turhandbuch, S.323; Mitchell, S.63
10. Foschi, CD-Dokumentation, Bd.I, S.99
4den Sprachkursen nahmen 1984 etwa 25.000 Menschen teil.^ Wie
die Goethe-Institute treten auch die Istituti italiani di
. 2
cultura im Ausland unter verschiedenen Bezeichnungen auf.
Neben den Kulturinstituten ist in der italienischen auswärti- 
gen Kulturpolitik vor allem die 1889 gegründete Società Dan­
te Alighieri von Bedeutung - seit 1893 juristische Person des
Privatrechts (Ente morale) die oft eng mit den lokalen
5
Instituten verbunden ist und 1975 über 290 Komitees im Aus­
land mit 58.460 ausländischen Mitgliedern verfügte.^
Die italienischen Lektorate an ausländischen Universitäten
7
kooperieren gleichfalls mit den Instituten. Ferner bleiben
noch die Società Italiana per l'Organizzazione Internazionale
(SIOE) und die italienische Unesco-Kommission zu erwähnen, die
sich mit der Pflege multinationaler Kulturbeziehungen befas- 
8sen.
Auch die italienischen Auslandsschulen spielen eine gewichtige 
g
Rolle, und ihre Entwicklung vollzog sich zum Teil in enger 
Verbindung zu jener der Istituti italiani di cultura. Dies 
spiegelt sich schon in den derzeit gültigen Rechtsgrundlagen 
der Kulturinstitute wider, einem Bündel von Gesetzestexten,^ 
deren ältester aus dem Jahr 1926 stammt und in denen häufig 
zugleich Regelungen für die italienischen Auslandsschulen 
getroffen wurden. ^
; * I * 1234567890
1. Cortese De Bosis, CD-Dokumentation, Bd.I, S.62
2. Vorherrschend ist die Bezeichnung "Istituto italiano di 
cultura", ferner firmieren die Institute unter "Centro di 
studi italiani" (Schweiz, Türkei), "Ufficio culturale" 
(Somalia, Marokko, Bonn/Bundesrepublik Deutschland), "Sala 
di lettura" (Jugoslawien), "Biblioteca italiana" (Rumäni­
en), "Servizio culturale italiano" (Montreal/Kanada) sowie 
"Istituto Colombo-Italiano" o.a. in einigen lateinameri­
kanischen Ländern, vgl. Foschi in CD-Dok., Bd.I, S.97
3. Haigh, S.30
4. MAE, Cooperazione culturale 1975, S.26, zitiert nach Efin- 
ger, S.92
5. Efinger, S.13 f., 93
6. MAE, Cooperazione Culturale 1975, S.26, zitiert nach Efin­
ger,S.92. Laut Mitchell, S.172 hatte die Gesellschaft 1986 
bereits 125.000 Mitglieder.
7. Efinger,S.108;Haigh,S.90;Foschi,CD-Dokumentation,Bd.I,S.81
8. Efinger, S.93 f.; Haigh, S.87 ff.
9. Ef inger,S.91;Haigh,S.89; Foschi,CD-Dokumentation,Bd.I,S.81
10. dazu ausführlich im Kapitel A.III.l.
11. dazu Foschi, CD-Dokumentation, Bd.I, S.82 f.
5B .  H i s t o r i s c h e r  Ü b e r b l i c k
Bereits seit Beginn des 19.Jahrhunderts gab es vereinzelte
private Ansätze zur Verbreitung deutscher Kultur im Ausland.
So wurde 1829 das Deutsche Archäologische Institut in Rom auf
private Initiative gegründet,1 23456789 und zwischen 1851 und 1870
2
entstanden nicht weniger als 65 deutsche Auslandsschulen. 
Die auswärtige Kulturpolitik der deutschen Kleinstaaten be­
schränkte sich allerdings meist auf gelegentliche Unterstüt­
zung der eher zufällig entstandenen privaten Aktivitäten.
Erst nach der Einigung des Reichs 1871 begann eine systemati­
sche Förderung deutscher Schulen und Kirchen im Ausland. Das 
Deutsche Archäologische Institut wurde 1874 in ein Reichsin-
3
stitut umgewandelt, und 1887/88 entstand - ebenfalls in Rom
4
- das Deutsche Historische Institut. Noch betrieb das Reich 
jedoch weiterhin weniger "aktive Kulturpolitik" über sein 
Auswärtiges Amt, als vorhandene Privatinitiative zu fördern.
In Italien gab es nach dem Risorgimento, der Einigung des 
Staates 1861, gegen Ende des 19. Jahrhunderts ebenfalls Ansät­
ze eines staatlichen Engagements auf dem Gebiet der auswärti-
gen Kulturpolitik. 1879/80 wurden die ersten italienischen
6 . . 7
Schulen im Ausland - vor allem in den Kolonien - gegründet
o
und dem Außenministerium unterstellt, nachdem unter anderem
der italienische Generalkonsul in Alexandria in einem Brief an
Premierminister Cavour das Bedürfnis nach italienischen Aus-
9bildungsmoglichkeiten im Ausland hervorgehoben hatte. Das 
Nationalgefühl des neuen Königreichs Italien war stark, und 
unter Führung des nationalistischen Dichters Carducci entwarf
1. Haigh, S.30; Kilian, S.118 mit Fn 33
2. Jutzi, S.31
3. Haigh, S.30; Kilian, S.118 mit Fn 33; Vallet, CD-Dokumen- 
tation, Bd.I, S.67
4. Vallet, CD-Dokumentation, Bd.I, S.68
5. Caiani, ZfK H.1/1979, 86
6. Caiani, ZfK H.1/1979, 86
7. Haigh, S.30, 89
8. Caiani, ZfK H.1/1979, 86
9. Mitchell, S .27
e1889 eine Gruppe prominenter Italiener aus Politik und Kultur
ein "Manifest", das auf die Bedeutung der aktiven Verbreitung
italienischer Sprache und Kultur in der Welt hinwies,^ nicht
nur unter Kindern und Jugendlichen durch die Auslandsschulen,
2
sondern unter Italienern jeden Alters* Die Italiener im 
Ausland wurden aufgefordert, der Sprache und Kultur ihres 
Heimatlandes treu zu bleiben, um der kulturellen Expansion der 
Deutschen, Franzosen und Slawen Paroli zu bieten. Als Mittel 
empfahl das Manifest die Gründung und Finanzierung von Schu­
len, Bibliotheken, Clubs und Kursen italienischer Sprache und 
Kultur, die Verbreitung von Büchern und die Organisation von 
Vorlesungen sowie künstlerischen und musikalischen Veranstal­
tungen.^ Eines der Ziele war es, das Nationalgefühl im Inland 
durch Pflege des italienischen Wesens im Ausland, besonders 
auch in den - noch - unter fremder Herrschaft stehenden Gebie­
ten Trieste und Trento zu stärken, um diese Gebiete endlich in 
das Königreich eingliedern zu können.^ Aus dieser Bewegung
entstand die Società Dante Alighieri, die bis heute die ita-
. 5lienische Sprache und Kultur im Ausland verbreitet. Sie
hatte bei ihrer Gründung die "Alliance Française (Association
Nationale pour la propagation de la langue française dans les
Colonies et à l'Etranger)" zum Vorbild,** die 1883 durch eini-
7
ge prominente Franzosen m s  Leben gerufen worden war. Wie 
die Alliance Française besteht die Società Dante Alighieri 
ebenfalls aus autonomen Komitees im In- und Ausland unter der
g
Führung einer Zentrale in der Heimathauptstadt.
Zwischen dem Beginn des 20.Jahrhunderts und dem Ausbruch des 
ersten Weltkrieges entwickelte sich die auswärtige Kultur­
politik Deutschlands und Italiens dann unterschiedlich. Zwar 
gab es im Deutschen Reich weiterhin ein bemerkenswertes Maß an 12345678




5. Haigh, S.30, 89
6. MAE, Cooperazione Culturale 1975, S.26, zitiert nach Efin- 
ger, S.92
7. Haigh, S.29 f.
8. Mitchell, S.27
7Privatinitiative auf diesem Gebiet, Vor allem die 1910 - 1915 
entstandenen Auslandsvereine waren aktiv, geprägt von natio­
nalistischem Sendungsbewußtsein und dem Wunsch der Wirtschaft 
nach der Erschließung neuer Märkte.1 2345678910 Doch auch an offizieller
Stelle wurde man sich in Deutschland der Bedeutung einer aus-
2 . . .
wartigen Kulturpolitik bewußt. Das Auswärtige Amt erhielt
31906 ein Schulreferat als erste kulturelle Arbeitseinheit,
4das der Rechtsabteilung angehorte. Dort entstand 1914 die
5
Idee der "Propagandaschule", und alle Parteien im Reichstag 
forderten Maßnahmen zur Förderung einer "aktiven" auswärtigen 
Kulturpolitik. Diese Wende war im Jahr 1913 eingeleitet 
worden, als der damalige Reichskanzler von Bethmann Hollweg 
nach einem Briefwechsel mit dem Leipziger Kulturhistoriker
7
Karl Lamprecht am 5.August einen Runderlaß an die Staatsse­
kretäre des Inneren, des Auswärtigen Amtes und des Reichs- 
Schatzamtes ergehen ließ. Das Schreiben, in dem er auf die 
Bedeutung einer auswärtigen Kulturpolitik für die Rolle des 
Reiches in der Welt und als Wegbereiter für die Wirtschaft
hinwies, machte diesen Bereich zu einem konstitutiven Element
g
der deutschen Außenpolitik. Zwar enthielt die Reichsverfas­
sung vom 16:4.1871 keinerlei kulturpolitische Zuständigkeiten 
für das Reich außer dem Schutz geistigen Eigentums (Art.4 
Ziff.6) und dem Pressewesen (Art.4 Ziff.16),1  ^ Bezüglich der 
kulturpolitischen Repräsentation des Gesamtstaats gegenüber
1. Kloosterhuis, S.14 ff., 20, 35; Kilian, S.119
2. Kloosterhuis, S. 16 f ., 35; Arnold, S.13
3. Haigh, S.30; Abelein, S.110; Jutzi, S.34; Arnold, S.14
4. Abelein, S .113
5. Jutzi, S.34 f. m.w.N.; Düwell, S.55; ders,, Kulturpolitik
1918 - 1932, S.24 f., 63 - 69 sowie vor allem die Geheime
Denkschrift des Auswärtigen Amtes über das deutsche 
Auslandsschulwesen vom April 1914, abgedruckt als Dokument 
2 bei Düwell, Kulturpolitik 1918 - 1932, S.268 - 370 (272)
6. Kloosterhuis, S.16
7. Kloosterhuis, S.8 ff.? Mitchell, S.24 f.; Arnold, S.14.
Lamprecht hatte am 7.Oktober 1912 auf der Tagung des 
"Verbandes für Internationale Verständigung" eine deutsche 
Kulturpolitik im Ausland gefordert, vgl. den Abdruck der 
Rede als Dokument 1 bei Düwell, Kulturpolitik 1918 - 1932, 
S.255 - 267 und ihre Interpretation durch Düwell ebda.,
S. 15 ff.
8. Kloosterhuis,S.lOff.,44; Runderlaß abgedruckt ebda.,S.llf.
9. Kloosterhuis, S.44
10. Abelein, S.252; Düwell, S.47
8dem Ausland herrschte im Reichstag allerdings die Ansicht vor, 
daß diese in die Kompetenz des Reichs fiele.^ Rein faktisch 
war jedoch ohnehin das preußische Kultusministerium, nicht die 
Reichsleitung, federführend in der auswärtigen Kulturpoli­
tik.2
Mehr und mehr Deutsche lebten im Ausland, bedingt durch das 
Wachstum der deutschen Industrie und die Ausdehnung des deut­
schen Handels. Um diese "Ausländsdeutschen" weiterhin an das
3
Reich zu binden, wurden die Mittel des Auswärtigen Amtes zur 
"Pflege des Deutschtums im Ausland" stetig erhöht. Allein der 
Schuletat stieg zwischen 1910 und 1913 von 150.000 auf 1,5
4
Millionen Mark. Italien dagegen, obgleich ebenso daran 
interessiert, den Kontakt zu seinen Auswanderern nicht abreis- 
sen zu lassen, hatte bis zum ersten Weltkrieg den Schritt zu 
einer aktiven Kulturpolitik des Staates im Ausland noch nicht 
vollzogen. Es beschränkte sich darauf, mit dem Gesetz vom 
18.12.1910 Nr.867 (Legge Tittoni) das italienische Auslands­
schulwesen vor allem in Lateinamerika zu verbessern, wohin im
ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts viele Italiener emigriert 
5
waren.
Nach dem ersten Weltkrieg, als Deutschland seines politischen 
Einflusses in der Welt durch den Versailler Vertrag weitgehend 
beraubt war, bot sich die "unverfängliche" Kulturpolitik an, 
um wieder Zugang zur übrigen Staatengemeinschaft zu finden.^ 
Dies schlug sich auch in der Weimarer Reichsverfassung nieder:
1. Verhandlungen des Reichstages/Stenographische Berichte, X.
Legislaturperiode, I. Session, 1898/1900, Band II, S.1233- 
1236, zitiert nach Abelein, S.252? zustimmend heute ders., 
ebda, und von Uthmann in der Diskussion zu Düwell, S.63. 
Gegen diese Ansicht damals C.H.Becker, Kulturpolitische 
Aufgaben des Reiches, Leipzig 1919, S.14 f., ebenfalls
zitiert nach Abelein, a.a.O. und heute Düwell, S.46 f.
2. vom Brocke in der Diskussion zu Kloosterhuis, S.39
3. Kloosterhuis, S.15; vom Brocke in der Diskussion zu Kloo­
sterhuis, S.41; Haigh, S.32? Arnold, S.14
4. Haigh, S.31 f.
5. Caiani, ZfK H.1/1979, 86; Mitchell, S.27
6. Düwell, S.46; Major a.D. Fehn von der Hauptstelle der 
Deutschen Akademie in einem Referat über "Fremde Kulturar­
beit im Auslande" in Jena 1929, zitiert nach Jacobsen, 
S.237; Haigh, S.32 f.; Arnold, S.15; Abelein, S.113
9Art.6 Ziff.l gab dem Reich die ausschließliche Gesetzgebungs­
kompetenz für die Beziehungen zum Ausland? die entsprechende 
Verwaltungskompetenz enthielt Art.78. Damit gehörte auch die 
Auslandskulturpolitik als Teil der auswärtigen Beziehungen zur 
Zuständigkeit des Reichs.* In Verbindung mit Art.10 Ziff.2 
(Rahmengesetzgebungskompetenz des Reichs auf den Gebieten des 
Schul- und Hochschulwesens sowie des wissenschaftlichen Bi­
bliothekswesens) ergaben sich aus dieser verfassungsrechtlich
neuen Konstellation wichtige Reichskompetenzen, die nun auch
.. 2dem Auswärtigen Amt zugutekamen.
1920 wurde es im Rahmen der "Schülerschen Reform" umgestal­
tet3 und erhielt eine Kulturabteilung, die zunächst nur 
"Schulen und Wissenschaft" umfaßte; noch im selben Jahr kamen 
"Kunst und Literatur" hinzu.^ Zudem gliederte man das Amt 
nach "Kulturkreisen" in zunächst sechs, ab 1922 dann drei 
Regionalabteilungen. Diese Reform war der entscheidende 
Schritt zur "ersten Phase institutionalisierter auswärtiger 
Kulturpolitik",^ Anders als vor dem ersten Weltkrieg, als das
Reich den Ideen von Privatpersonen folgte, ergriff die Weima-
, . . 7
rer Republik jetzt selbst die Initiative. Erschwert wurde
die Arbeit der "Abteilung für Deutschtum im Ausland und kultu­
relle Angelegenheiten" allerdings durch die Frage, inwieweit 
die auswärtige Kulturpolitik sich den Zielen der allgemeinen
g
Außenpolitik unterzuordnen habe. Diese Kontroverse war eine 
Fortsetzung der schon erwähnten Konflikte zwischen Reich und 12345678
1. Abelein, S.253
2. Düwell, S.48, 51; 67 f.; ders., Kulturpolitik 1918 - 1932, 
S.70; Abelein, S.253. Innerstaatlich wurde jedoch die Um­
setzung der Rahmengesetze im Schulbereich weitgehend aus­
gehöhlt, da die Länder z.T. die Ausführungsgesetze und 
-Verordnungen nicht erließen. Dies entwertete auch gewisse 
Bemühungen des Auswärtigen Amtes im Bereich der auswärti­
gen Kulturpolitik. Vgl. dazu Laitenberger, S.72, Fn 1
3. Düwell, S.48 f.; Frank, Aussenpolitik 24 (1973), 147 (149)
4. Düwell, S.51 f.? Haigh, S.33; Abelein, S.113
5. Düwell, S.49; Frank, a.a.O., S.149
6. Link in der Diskussion zu Düwell, S.62; Kloosterhuis,S .35; 
Düwell, S.51
7. Düwell, S.38
8. Düwell, S.57; dazu auch Arnold, S.13
1 0
Ländern. Differenzen bestanden insbesondere mit dem preußi­
schen Kultusministerium, das die Autonomie der Kultur beton­
te,1 23456*8910 dem es aber u.U. nur um die Durchsetzung unterschiedli-
2
eher kulturpolitischer Inhalte ging. Das Auswärtige Amt 
dagegen hob die zumindest begrenzte Eingliederung der kultu­
rellen Auslandsbeziehungen in die gesamte Außenpolitik her- 
vor. Daher mehrten sich ab 1923 Bestrebungen, eine bereits 
im 19. Jahrhundert bestehende Idee wieder aufzugreifen und 
eine zentrale private Institution zur Vertretung deutscher
4
Sprache und Kultur im Ausland zu schaffen - nicht, wie die 
Auslandsvereine, primär von wirtschaftlichen Individualinter­
essen bestimmt, aber auch nicht in den schwerfälligen Behör­
denapparat eingebunden und von der Tagespolitik abhängig. Dies 
führte 1925 zur Gründung der "Deutschen Akademie zur wissen­
schaftlichen Erforschung und Pflege des Deutschtums" in Mün­
chen, bestehend aus zwei Abteilungen (Wissenschaft und Pra-
5 , . . . . .
xis). Die Akademie entstand durch Privatinitiative promi­
nenter Vertreter von Kultur und Wissenschaft in Bayern, die 
Universitäten, Behörden und Einzelpersonen in die Planung 
einbezogen und die Finanzierung über einen Förderer- und 
Stifterkreis sichern wollten.® Die neue Organisation sollte -
7
m  der Rechtsform des e.V. - vornehmlich die nichtamtlichen
g
Kulturbeziehungen Deutschlands pflegen und gründete ihrer­
seits 1932 - am einhundertsten Todestag Johann Wolfgang von
Goethes - das Goethe-Institut als deutsches Kulturinstitut im 
g
Ausland. Man wollte der bereits seit 1883 bestehenden "Al­
liance Française" etwas entgegensetzen,die seit 1900 durch
1. Düwell, S.54, 57
2. Link in der Diskussion zu Düwell, S.62
3. Düwell, S.54, 56 f.
4. Jacobsen, S.231
5. Jacobsen, S.231 f.
6. Jacobsen, S.232
7 . Thierfelder, Aussenpolitik 2 (1951), 217 (219)
8. Jacobsen, S.234
9. Düwell, Kulturpolitik 1918 - 1932, S.124; Haigh, S.33
10. Jacobsen, S.231; Karl Haushofer, eines der Gründungsmit­
glieder der Deutschen Akademie, in einem Grundsatzreferat 
über das "Verhältnis der Deutschen Akademie und des Neuen 
Reiches" auf der Hauptversammlung der Akademie im Oktober 
1933, zitiert nach Jacobsen, S.243.
11
ein eigens gegründetes "Bureau des Ecoles et des Oeuvres Fran­
çaises à l'Etranger" im französischen Außenministerium unter­
stützt wurde.^ 1919/20 war dies Büro reorganisiert und mit 
einem Jahresbudget von 17 Millionen Francs ausgestattet wor- 
den. Die Gründer der Deutschen Akademie sahen die "prakti­
sche Abteilung" als Propaganda-Abteilung mit der Aufgabe, die 
gesamte deutsche Kulturpolitik für die "Erringung der uns ge­
bührenden Weltgeltung", insbesondere auf wirtschaftlichem Ge-
3
biet, nutzbar zu machen und "aktive Kulturwerbung" zu be-
4
treiben. Auch in Großbritannien und anderen Staaten gab es 
in dieser Zeit eines steigenden Nationalismus ähnliche Pläne, 
die 1935 unter anderem zur Gründung des British Council führ­
ten,5 während der italienische Staat bis zum Beginn des Fa­
schismus auf dem Gebiet der auswärtigen Kulturpolitik weit­
gehend untätig blieb. Nur die Hauptverwaltung der ausländi­
schen Schulen im Ministero degli Affari Esteri war gleich nach 
dem ersten Weltkrieg neu organisiert worden und hatte eine 
"Direzione Generale della Scuola italiana all'estero" erhal­
ten . ®
Anders als die Nationalsozialisten in Deutschland fand daher 
das Mussolini-Regime in Italien keine existierenden Strukturen 
einer staatlichen Kulturdiplomatie vor, deren es sich zu Pro­
pagandazwecken hätte bedienen können.^ Bereits 1926, nachdem
1. Haigh, S.30
2. Haigh, S.34; Düwell, S.50
3. Professor Pfeilschifter, einer der Akademiegründer, laut 
Sitzungsprotokoll des vorbereitenden Ausschusses vom 16. 
6.1924, zitiert nach Jacobsen, S.234 ff.; ebenso Schreiber 
1926 im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft, Spalte 461
f., Stichwort "Auslandskulturpolitik".
4. Major a.D. Fehn von der Hauptstelle der Deutschen Akademie 
in einem Referat in Jena 1929 über "Fremde Kulturarbeit im 
Auslande", zitiert nach Jacobsen, S.237
5. Schulz in der Diskussion zu Düwell a.a.O., S. 64f. Außer­
dem entstanden 1925 in der UdSSR die "Allunionsgesell­
schaft für kulturelle Beziehungen mit dem Ausland" (VOKS), 
1938 in der Schweiz "Pro Helvetia" und 1943 in Schweden 
das "Schwedische Institut für kulturellen Austausch mit 
dem Ausland", vgl. Arnold, S.74
6. Caiani, ZfK H.1/1979, 86 (87)
7. Haigh, S.35
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Mussolini gerade vier Jahre an der Macht war und seine Posi­
tion innerhalb Italiens gefestigt hatte, wurden jedoch mit dem 
Gesetz Nr.2179 vom 19.12.1926 Bestimmungen über die Errichtung 
italienischer Kulturinstitute im Ausland getroffen.1 2345678910 Der ur- 
sprüngliche Gedanke war - nach französischem Vorbild - die 
Einrichtung solcher Institute als Außenstellen italienischer
„ 3  . . .
Universitäten gewesen. Im Gesetz von 1926 über die Errich­
tung der italienischen Kulturinstitute fand diese Idee noch 
ihren Niederschlag,^ doch bald erkannte man die Nachteile 
solch einer einseitigen Ausrichtung und schuf die Institute 
völlig losgelöst, direkt dem italienischen Staat unterstellt 
und mit der Aufgabe betraut, die italienische Sprache und
Kultur zu verbreiten sowie die Entwicklung der kulturellen und
£
intellektuellen Beziehungen zum Ausland anzuspornen. Hatte 
es zuvor lediglich ein Institut in Paris (schon 1917) und 
eines in Prag gegeben (seit 1921), so entstanden jetzt in 
rascher Folge Institute auf Malta (1930),in Brüssel (1932), 
Bukarest (1933), Budapest (1933) und anderen Hauptstädten, 
vorwiegend in Europa und Lateinamerika. Verantwortlich für 
die Institute war und ist noch heute das MAE, das mit Erzie- 
hungs- und Finanzministerium kooperiert.
Zwischen 1927 und 1937 wurden dann alle Abteilungen des Mini- 
stero degli Affari Esteri, die sich mit Auswanderungsproblemen 
befaßten (dazu zählte man auch die Kulturinstitute), in der 
"Direzione Generale degli Italiani all'estero" zusammenge-
g
faßt und die Institute in den Dienst der faschistischen 
Propaganda gestellt.10 Das von 1923 bis 1937 schrittweise 
gegründete "Ministero della Cultura Popolare" (MINCULPOP) als
1. abgedruckt in Cd-Dokumentation Bd.I,S.3f.?dazu Haigh, S.35
2. Cardillo bei Bartoie, S.148
3. Cardillo bei Bartoie, S.148; Caiani, ZfK H.1/1979, 86(87); 
Haigh, S.90
4. Nr.8 im Gesetz Nr.2179 vom 19.12.1926; dazu Cardillo bei 
Bartoie, S.148
5. Foschi, CD-Dokumentation, Bd.I,S.83; Caiani, ZfK H.1/1979, 
86 (87)
6. Caiani, ZfK H.1/1979, 86 (87)
7. Cardillo bei Bartoie, S.147 f.
8. Foschi, CD-Dokumentation, Bd.I, S.83
9. Caiani, ZfK H.1/1979, 86 (87); Mitchell, S.32
10. Foschi, CD-Dokumentation, Bd.I, S.83 ,
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zentrales Kultur- und Propagandaministerlum war dagegen nicht
.. _.  l
für die Kulturinstitute im Ausland zuständig.
1938 wurde in Rom ein "Institut für Kulturbeziehungen mit dem
Ausland" (IRCE) gegründet, das die Aktivitäten der Kulturin-
stitute koordinieren sollte. Paradoxerweise bewahrte es
während des Faschismus seine halbstaatliche Organisationsform
und wurde erst nach dem Krieg dem MAE wieder eingegliedert,
3
als seine "ideologische Mission" beendet war.
Am 12. Februar 1940 erließ König Vittorio Emanuele III das 
zusammenfassende königliche Dekret (Regio Decreto) Nr.740 
(Testo Unico), das für die Zukunft grundlegend blieb. Die 
Bestimmungen des Gesetzes von 1926 über die Gründung italieni­
scher Kulturinstitute wurden in diesen Text inkorporiert, ge­
meinsam mit allgemeinen Bestimmungen sowie Regelungen über 
Auslandsschulen und Personal.
In Deutschland band man in der NS-Zeit die Deutsche Akademie
4
und damit die Goethe-Institute starker in den Staat ein, 
obwohl Rudolf Hess, der Stellvertreter des "Führers", der
Akademie im Auftrag Hitlers noch am 16.9.1933 die Unabhangig-
. . 5keit von Partei und Regierung attestiert hatte. Damit mach­
ten sich die Nationalsozialisten den ohnehin bestehenden Trend 
zur "Etatisierung der auswärtigen Kulturpolitik" zunutze.® 
Die Kulturabteilung des Auswärtigen Amtes wurde in "Kultur-
, 7
politische Abteilung" umgetauft und die ersten Kulturatta­
ches an deutsche Auslandsvertretungen entsandt. Auch die Zahl 
der Goethe-Institute wuchs. Um die Kompetenz für die Deut­
sche Akademie, die jetzt ebenso wie die italienischen Kul- 
turinstitute als faschistisches Propagandainstrument diente, 
stritten zeitweilig das Reichsministerium für Volksaufklärung 123456789
1. Palma/Clemente Di San Luca, S.10 f.
2. Haigh, S.35
3. Haigh, S.35
4. Jacobsen, S.240 ff., 245
5. Jacobsen, S.239
6. Lai tenberger, S.95,99 f.; von Uthmann in der Diskussion zu 
Laitenberger, S.97 f.
7. Haigh, S.35; Frank, Aussenpolitik 24 (1973), 147 (150)
8. Jahrbuch für auswärtige Politik 1962/63, S.l (5)
9. Jacobsen, S.246 ff.; Düwell, S.61; Haigh, S.35
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und Propaganda, das Reichsministerium für Wissenschaft, Er­
ziehung und Volksbildung und das Auswärtige Amt«1 2345678910Besonders 
das 1934 als Reichskultusministerium gegründete Ministerium
für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung wollte die ihm
2 . 3durch Erlasse des Reichspräsidenten und des Reichskanzlers 
zugesprochenen auslandskulturpolitischen Kompetenzen ausnutzen
4
und die gesamte auswärtige Kulturpolitik an sich ziehen.
1935 mußte aus Finanznot zwar sogar die Auflösung der Akademie 
erwogen werden, doch am 15.11.1941 wurde sie durch Fuhrerer- 
laß in eine Körperschaft des öffentlichen Rechts unter Auf- 
sicht des Propagandaministeriums umgewandelt, deren Präsi­
dent vom Führer und Reichskanzler berufen und entlassen wur­
de.^
Die Alliierten lösten die Deutsche Akademie und ihre Goethe- 
Institute 1945 auf.®
Am 9.August 1951 in München wiedergegründet, eröffnete das
"Goethe-Institut e.V. zur Pflege der deutschen Sprache im Aus-
g
land" bereits 1952 die erste Zweigstelle in Athen; schon 
1953 wurden Sprachkurse im Inland abgehalten.10 
Die politischen Außenbeziehungen der jungen Bundesrepublik 
nahm zunächst u.a. ein "Verbindungsbüro zwischen der Bundes­
regierung und der Alliierten Hohen Kommission" wahr,1  ^ das
. 12 
seit Januar 1950 ein Kulturreferat besaß. Im Juni 1950 wurde
das Verbindungsbüro zur "Abteilung für Auswärtige Angelegen­
heiten im Bundeskanzleramt" aufgewertet, und im März 1951
1. Laitenberger, S.81, 86 f., 92 mit Fn 37
2. vom 1.Mai 1934, vgl. RGBl I, S.365
3. vom 11.Mai 1934, vgl. RGBl I, S.375
4. so die Begründung des Ministeriums zur Haushaltsvoranmel­
dung 1935, zitiert bei Laitenberger, S.87; Mitchell, S.33
5. Jacobsen, S.240
6. Thierfelder, Aussenpolitik 2 (1951), 217 (219); Laitenber- 
qer, S.92 mit Fn 37 spricht dagegen von der Rechtsform der 
"Anstalt".
7. Jacobsen, S.252
8. Guratzsch, Deutscher Geist wird Bonn zu teuer, Die Welt, 
12.12.1975; Thierfelder, Aussenpolitik 2 (1951), 217 (219)
9. noch vor der Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen, 
vgl. Koch, S.32
10. Sprachkurse 86/87, S,1
11. Haigh, S.101? Dittmann, DV 1980, 235 (242)
12 . Haigh, S.101
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entstand ein selbständiges "Auswärtiges Amt" mit einer eigenen 
Kulturabteilung.* Dieses Ministerium gründete "aufgrund 
seiner Zuständigkeit für die Auswärtige Kulturpolitik" ab 
1955 deutsche Kulturinstitute im Ausland,^ von denen 1959 
einige auf das Goethe-Institut übertragen wurden.^ Dieses 
übernahm 1961 zusätzlich zur Sprachvermittlung die Kulturpro-
5
gramme und hiefl fortan "Goethe-Institut zur Pflege deutscher
Sprache und Kultur im Ausland e.V." Vier Jahre später übertrug
die Bundesrepublik dem Verein alle bestehenden 20 Kulturin- 
6
stitute. Am 31. Juli 1969 schloß die Bundesrepublik, vertre-
*7
ten durch das Auswärtige Amt, mit dem Goethe-Institut einen 
Vertrag über diese Kooperation, den die Parteien am 30. Juni 
1976 nach umfangreichen Vorarbeiten durch den heute noch 
gültigen "Rahmenvertrag" ersetzten. Die Satzung des Instituts 
seit 1976 "Goethe-Institut zur Pflege der deutschen Sprache 
im Ausland und zur Förderung der internationalen kulturellen 
Zusammenarbeit" - gilt heute in der Fassung vom 12.06,1986,
1. Haigh, S.104; Kilian, S.118 f.
2. Diese Zuständigkeit war zweifelsfrei beim Auswärtigen Amt
verblieben, nachdem ein Antrag der Deutschen Partei auf 
Gründung eines Bundeskultusministeriums (BT-Drucks.III/61 
vom 5.12.1957) zwar eine intensive Diskussion im Bundestag 
ausgelöst hatte (vgl. z.B. die Diskussionsbeiträge der 
Abgeordneten Dr.Jaeger, CSU, BT-Prot.II/5.Sitzung vom 
29.10.1953, S .87 D? Dr.Gülich, SPD, BT-Prot.11/28.Sitzung 
vom 6.5.1954, S.1218 D f.; Niederalt, CDU/CSU, BT-Prot.II/ 
59.Sitzung vom 9.12.1954, S.3054 D; Dr.-Ing. Drechsel,
F.D.P., BT-Prot.11/207.Sitzung vom 8.5.1957, S.11901 D 
f.), aber dennoch abgelehnt worden war. Dazu Becker, 
Kulturverwaltung, S.71
3. Oppermann, S.616
4. Oppermann, S.616; Sprachkurse 86/87, S.l; Efinger, S.54
5. Brockhaus, Bd.7, S.502, Stichwort "Goethe-Institut zur
Pflege deutscher Sprache und Kultur im Ausland e.V."; 
Pfeiffer, EA 1965, 155
6. Arnold, Kulturexport, S.lOO
7. Das Auswärtige Amt ist primär für die Goethe-Institute 
zuständig, kooperiert jedoch mit anderen Ministerien (dazu 
später).
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Auch Italien bemühte sich nach dem zweiten Weltkrieg um einen 
Neuanfang auf dem Gebiet der auswärtigen Kulturpolitik.1 23 Im 
Ministero degli Affari Esteri schuf man 1946 nach französi­
schem Vorbild die "Direzione Generale per la Cooperazione 
Culturale, Scientifica e Tecnica", die direkt und über die 
diplomatischen und konsularischen Vertretungen die italieni-
3
sehen Kulturinstitute im Ausland betreut.
Um den bestehenden 31 Instituten eine demokratisch legitimier­
te Rechtsgrundlage zu verschaffen,4 erfolgte durch Dekret 
des Außenministers vom 24. Juni 1950 ihre formelle "Neu-Grün- 
dung".5 6789
Die Società Dante Alighieri, bis 1960 mit Ausnahme der Zeit
c
des Faschismus ausschließlich durch private Mitgliedsbei­
träge finanziert, fand sich nach dem Krieg ebenfalls als 
Instrument faschistischer Propaganda diskreditiert. 1946 
waren ihr deshalb nur 15 Komitees im Ausland verblieben, doch
o
zehn Jahre später gab es bereits wieder 260. 1960 erhielt
die Gesellschaft zum ersten Mal einen staatlichen Zuschuß in
9Hohe von 50 Millionen Lire, der in der Folgezeit schnell 
anstieg. Heute ist die Tendenz erkennbar, die Società Dante 
Alighieri in die offizielle auswärtige Kulturpolitik einzu­
gliedern10 und ihr Potential in der Spracharbeit zu nutzen.11
1. Grassi bei Bartoie, S.17, 23 f.; Foschi, CD-Dokumentation 
Bd.I, S.83? Haigh, S.87, 101; Mitchell, S.63
2. Efinger, S.90; Haigh, S.87 f.; Mitchell, S.63
3. MAE, Cooperazione Culturale 1979, S.17 f., zitiert nach
Efinger, S.91
4. Präambel des Dekrets vom 24.6.1950
5. Decreto di Fondazione degli Istituti italiani di cultura 
all'estero, Art.12 del T.U. approvato con R.D. 12 febbraio 





10. Efinger, S.92. Interessant im Vergleich zum Goethe-Insti­
tut ist vor allem der Vertrag, den das MAE am 30.März 1973 
mit der Gesellschaft schloß. Darin wurde u.a. die Einset­
zung eines "Koordinationskomitees" aus Repräsentanten bei­
der Seiten vereinbart, das bestehende Initiativen der Kul­
turinstitute und der Società Dante Alighieri aufeinander 
abstimmen und weitere Projekte entwickeln sollte. Vgl. 
MAE, Cooperazione Culturale 1975, S.28, zitiert nach Efin-
(Footnote continues on next page)
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Hauptträger der auswärtigen Kulturpolitik aber bleiben die 
Istituti italiani di cultura. *1987
(Footnote continued from previous page) 
ger, S.92.
11. Taliani, Leiter der Kulturabteilung des MAE, im "Hearing” 
über die Kulturinstitute, AP XX, CD, Indagine conoscitiva 




1. Die innerstaatlichen Rechtsgrundlagen:
Aufgaben der Institute, innere Organisation und staatliche 
Kontrolle 
a) Italien
aa) Aufgaben der Istituti italiani di cultura
Anders als das Goethe-Institut können die Istituti italiani di 
cultura ihre Tätigkeit, wie gesehen, auf eine ganze Anzahl 
von Gesetzen, ein königliches Dekret von 1940, eine Rechtsver­
ordnung (Decreto legislativo) von 1950, erlassen durch den 
Außenminister und ein Dekret des Präsidenten der Republik aus 
dem Jahr 1967 stützen.
Nr.l des Gesetzes Nr.2179 vom 19.12.1926, später als Art.l in 
das königliche Dekret Nr.740 "Testo Unico" (T.U.) vom 12.2. 
1940 inkorporiert, sieht die staatliche Schaffung und Finan­
zierung von Kulturinstituten im Ausland vor.
Die Gründung sollte gemäß Art.12. T.U. (zuvor schon Nr.8 des 
Gesetzes 2179) durch Rechtsverordnung (Dekret) des Außenmini­
sters erfolgen, der dafür die Zustimmung der Minister für 
Bildung und Finanzen einzuholen hat. Das entsprechende Dekret 
erging wegen der dazwischenliegenden Kriegszeit erst zehn 
Jahre später, am 24.6.1950. Es sanktionierte die inzwischen 
vorhandenen Fakten und gab den bereits entstandenen 31 Kul­
turinstituten eine konkretere Rechtsgrundlage. Als Anhang des 
Dekrets erschien das "Statuto dell'Istituto italiano di cultu­
ra all'estero", das insbesondere den Aufgabenbereich der 
Institute genauer definierte.^- Zwei "Circolari" aus den Jah- 
ren 1955 und 1978 präzisierten ihn erneut, so daß sich das 
Tätigkeitsfeld der Institute heute wie folgt darstellt:
"Das Istituto italiano di cultura im Ausland hat die Aufgabe, 
die Verbreitung der italienischen Sprache und Kultur sowie die
1. dazu Foschi, CD-Dokumentation, Bd.I, S.83
2. Circolare Nr.42 vom 21. Juni 1955 des MAE, abgedruckt in 
CD-Dokumentation Bd.I, S.17 ff.
3. "Circolare Foschi" des MAE, Nr.13 vom 18. Mai 1978, abge­
druckt in CD-Dokumentation Bd.I, S.38 ff.
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Entwicklung der intellektuellen Beziehungen mit dem Empfangs­
staat zu fordern."*
Unter der Leitung und Kontrolle der jeweiligen diplomatischen
oder konsularischen Vertretung (Art.2 des Statuts) und damit
des Ministero degli Affari Esteri (Nr.2 des Gesetzes 2179;
Art.2 T.U.) erfüllt das Institut im wesentlichen folgende 
2
Aufgaben:
- Veranstaltung und Förderung italienischer Sprach- und Kul­
turkurse für Ausländer, aber auch für Italiener und ihre 
Abkömmlinge im Ausland
- Organisation von Kulturveranstaltungen (Vorträge, Konzerte, 
Ausstellungen) für obige Zielgruppen, allein oder in Zusam­
menarbeit mit örtlichen (also ausländischen) oder italieni­
schen Partnern (z.B. Regionen, Gemeinden, Stiftungen, Pri­
vatpersonen)
- Unterhaltung einer Bibliothek und, wenn möglich, einer 
Mediothek (Filme, Diapositive, Schallplatten etc.) sowie 
eines Zeitungslesesaals
- Förderung der Verbreitung von Büchern mit Bezug zu Italien 
(Werke italienischer Autoren, Bücher von Ausländern über 
Italien) unter besonderer Betonung der Kontakte zum Emp­
fangsstaat
- Beratung und Unterstützung ausländischer und italienischer 
Studenten und Wissenschaftler.
Zudem sollen die Istituti italiani di cultura ganz allgemein 
eine Vermittlerrolle zwischen Heimat- und Gastland übernehmen 
und besonders den wissenschaftlichen Austausch sowie bilatera­
le Kontakte auf akademischem, literarischem, künstlerischem 
und allgemein kulturellem Gebiet fördern, nicht nur mit Eliten 
und nicht nur in den kulturell wichtigen Städten, sondern 
möglichst breit.
Daß die Institute ein integrierender Bestandteil der auswärti- 12
1. Art.l des Statuts
2, Art.2 des Statuts; Nr.3 des Circolare Nr.13 vom 18.5.1978
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gen Verwaltung Italiens sind, illustrieren einige ihrer Aufga­
ben, die kein Pendant in der Tätigkeit des Goethe-Instituts 
finden:
- Verfügt die diplomatische Vertretung nicht über einen "Wis­
senschaf tsattaché", so nimmt das Kulturinstitut dessen 
Aufgaben wahr. Ansonsten arbeitet es bei der Pflege der 
Wissenschaftsbeziehungen zum Gastland eng mit dem zuständi­
gen Attaché zusammen (Nr.3 i des Circolare Nr.13).
- Gibt es an der diplomatischen bzw. konsularischen Vertretung 
keinen Presseattache, kann dem Institutsdirektor auch dessen 
Tätigkeitsbereich übertragen werden (Nr.6 V des Circolare 
Nr.42 vom 21.6.1955).
Außerdem "übt der Direktor des Kultur instituts allgemein die 
Funktion eines Kulturattaches aus" (Nr.4 des Circolare Nr.13 
von 1978). Gerade die als Beispiel angeführten Tätigkeiten 
(Stellungnahme des Direktors zur Vergabe von Stipendien, 
Hinzuziehung durch den Missionschef zu den Kommissionen, die 
sich mit der Vorbereitung oder Anwendung von Kulturabkommen 
befassen) nimmt im Bereich der deutschen auswärtigen Kultur­
verwaltung das Goethe-Institut ebenfalls wahr, obwohl es an 
den deutschen Auslandsvertretungen Kulturattaches gibt.1 Das 
Institut hat in diesem Bereich sogar zum Teil weitergehende 
Kompetenzen als der Direktor eines italienischen Kultur In­
stituts, indem es selbst die Stipendien zum Erlernen der 
deutschen Sprache verteilen darf, während der italienische 
Direktor hierzu nur Stellung nehmen kann.
bb) Staatliche Kontrolle
Die staatliche Kontrolle über die Institutstätigkeit wird in
1. Dies sah bereits Ziff. 8 eines Briefwechsels zwischen dem 
Präsidenten des Goethe-Instituts und dem Leiter der 
Kulturabteilung des Auswärtigen Amtes von 1969 vor. Gemäß 
S 10 I a des Kooperationsvertrages von 1969 war dieser 
Briefwechsel Vertragsbestandteil. Heute entspricht dem § 2 
II RV.
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ähnlicher Weise wie bei den Goethe-Instituten* gesichert: Der
Institutsleiter hat zweimal jährlich einen Bericht bei der
diplomatischen oder konsularischen Vertretung abzuliefern,
den die Mission, mit ihrer Stellungnahme versehen, an das
Ministero degli Affari Esteri weiterleitet. Der erste Bericht
muß die Programmplanung für das kommende Jahr enthalten, der
zweite den Abschlußbericht über die tatsächlich entfalteten 
2
Aktivitäten. Beide Berichte sollen stets explizit den Bezug
herstellen zwischen dem jeweiligen Programmelement und dem
3
entsprechenden Punkt in der Aufgabendefinition.
Als nahezu wichtigstes Kontroll- und Druckmittel bleiben die 
staatlichen Geldmittel zu nennen. Wie die Goethe-Institute 
werden auch die Istituti italiani di cultura völlig vom Staat 
finanziert, soweit sie ihre Ausgaben nicht durch Kursgebühren 
oder die Kooperation mit in- und ausländischen Partnern decken 
können.^ Das Geld wird vom Finanzminister im Haushaltsgesetz 
bereitgestellt und dann durch Dekret des Außenministers mit 
Zustimmung der Minister für Finanzen und Bildung zugeteilt.^ *1987
1. Das Goethe-Institut muß dem Auswärtigen Amt einmal jähr­
lich einen Wirtschaftsplan vorlegen {§ 5 RV) und laufend 
seine Programmplanung mit dem Ministerium und den Aus­
landsvertretungen abstimmen (§§ 3 I, 4 VII RV). Nach
Abschluß des Geschäftsjahres ist der Verein verpflichtet, 
einen Tätigkeitsbericht (Sachbericht) und den Prüfbericht 
eines Wirtschaftsprüfers abzuliefern ( § 7 1  RV).
2. Art.8 des Statuts von 1950; Nr.6 III des Circolare Nr.42 
vom 21.6.1955; Nr.4 IV des Circolare Nr.13 von 1978
3. Nr.4 V des Circolare Nr.13
4. Art.l T.U.; Art.7 des Statuts? Nr.6 III des Circolare 
Nr.42 vom 21.6.1955; Art.44 I des Gesetzes Nr.327 vom 
26.5.1975 i.V.m. Art.47 II, abgedruckt in CD-Dokumentation 
Bd.I, S.28 ff.
5. Vgl. Art.3 des Dekrets vom 24.6.1950 und die Ausführung im
jeweiligen Haushaltsgesetz, z.B. Kap. 2502-2682 der 
Tabelle Nr.6 (MAE) des Gesetzes Nr.911 vom 22.12.1986 
(Bilancio di previsione dello Stato per l'anno finanziario
1987 e bilancio pluriennale dello Stato per il triennio 
1987-1989), Racc. Uff. XIII/1986, 4173 (4272 ff.) sowie 
die Ergänzungen der Kap.2501-2677 durch Art.l des Gesetzes 
Nr.439 vom 24.10.1987 (Disposizioni per l'assestamento del 
bilancio dello Stato e dei bilanci delle aziende autonome 
per l'anno finanziario 1987), Racc. Uff. VII/1987, 2361 
(2361, 2493 ff.) und durch Tabelle B des Gesetzes Nr,67
vom 11.3.1988 (Disposizioni per la formazione del bilancio 
annuale e pluriennale dello Stato/legge finanziaria 1988), 
Racc.Uff. 11/1988, 816 (908)
6. Art.4 des Dekrets vom 24,6.1950 i.V.m. Art.12 T.U.
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Art.44 des Gesetzes Nr.327 vom 26.5. 1975 erweitert diese 
Befugnis des Außenministers zur Festsetzung der Obergrenze der 
Ausgaben: Nunmehr kann der Minister durch Dekret auch einen 
jährlichen Plan für die Errichtung neuer Institute, das Kul­
turprogramm und einen Stellenplan erlassen. Hierzu bedarf er 
ebenfalls der Zustimmung von Finanz- und Bildungsminister.
Eine weitere, implizit ohnehin stets vorhandene Kontrollmö- 
glichkeit wurde im Circolare Nr.42 von 1955 festgeschrieben: 
Nr.5 II fordert die diplomatischen und konsularischen Vertre­
tungen auf, die Institutsdirektoren zwar zu unterstützen, doch 
sofort Meldung an das Ministero degli Affari Esteri zu erstat­
ten, wenn der Direktor seiner Aufgabe nicht gewachsen scheint. 
Die Auswahl des Personals ist weit stärker der staatlichen 
Reglementierung (durch das Ministero della Pubblica Istruzione 
und das Ministero degli Affari Esteri) unterworfen, als das 
beim Goethe-Institut der Fall ist.
b) Bundesrepublik Deutschland
Rechtsgrundlage für die Tätigkeit des Goethe-Instituts im 
Bereich der auswärtigen Kulturverwaltung ist die Vereinssat­
zung in Verbindung mit dem Rahmenvertrag (RV) zwischen dem 
Institut und der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
das Auswärtige Amt. Ein Bundesgesetz oder andere Normen zur 
Regelung der Institutstätigkeit gibt es nicht.
aa) Aufgaben des Goethe-Instituts und innere Organisation
Das Goethe-Institut ist privatrechtlich in der Form eines 
rechtsfähigen Vereins gern. SS 21, 55 ff. BGB organisiert. S 2 
Abs.I der Satzung umschreibt den Vereinszweck wie folgt: 
"Vereinszweck sind die Pflege der deutschen Sprache im Ausland 
und die Förderung der internationalen kulturellen Zusammen­
arbeit. Der Verein ... fördert Wissenschaft und Forschung,
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Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur sowie die Völkerver­
ständigung." Von Bedeutung ist vor allem die in. S 2 1  2
enthaltene dynamische Verweisung. Danach wird der Satzungs­
zweck insbesondere durch die Erfüllung der Aufgaben verwirk­
licht, "die sich aus dem Rahmenvertrag vom 30.Juni 1976 zwi­
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Goethe-Institut 
in seiner jeweils geltenden Fassung ergeben". Dies sind gern, § 
1 I 1 RV die Pflege der deutschen Sprache im Ausland durch 
Erteilung und Förderung von Deutschunterricht, Aus- und Fort­
bildung ausländischer Deutschlehrer, Fortentwicklung von 
Unterrichtsmaterial und -methoden, Zusammenarbeit mit Unter­
richtsverwaltungen, Institutionen und Lehrkräften im Ausland 
sowie die Verteilung von Stipendien zum Erlernen der deutschen 
Sprache. § 1 I Nr.2 RV nennt ferner die Forderung der interna­
tionalen kulturellen Zusammenarbeit durch Vermittlung und 
Durchführung kultureller Veranstaltungen im Ausland, Vermitt­
lung von Informationen im Ausland über das kulturelle Leben in 
der Bundesrepublik, Betreuung ausländischer Besucher vor und 
nach ihrem Aufenthalt in der Bundesrepublik (während des 
Aufenthalts obliegt dies Inter Nationes) sowie sonstige Be­
teiligung an kultureller Zusammenarbeit und Austausch mit 
kulturellen Einrichtungen im Ausland. Das Goethe-Institut 
führt diese Aufgaben gern. § 1 III RV in eigener Verantwortung 
durch und ist insofern autonom. Aber diese autonome Arbeit 
geschieht im Rahmen der Richtlinien, der Gesamt- und Regional­
planung sowie der Koordination des Auswärtigen Amtes auf dem 
Gebiet der auswärtigen Kulturpolitik (§ 1 III 2 RV).
§ 6 I,II RV bestimmen, daß das Goethe-Institut zur Durchfüh­
rung der Vertragsaufgaben zweckgebundene Bundeszuwendungen 
nach §§ 23, 44 BHO erhält. 1987 standen 200 Millionen DM an 
Bundeszuschüssen 29,2 Millionen DM eigene Einnahmen im Bereich 
der Auslandsinstitute gegenüber;* circa 20 % der "auswärtigen
2 3
Kulturmilliarde" erhalt also das Goethe-Institut. Das Geld 
stammt nicht nur aus dem Kulturetat des Auswärtigen Amtes, von
1. Gl-Jahrbuch 1987/88, S.220 f.
2. Arnold, S.22
3. Was tut der Bund für die Kultur, Anhang VII;Übersicht über 
die Kulturausgaben des Bundes 1977 - 1984
2 4
dem es etwa ein Viertel ausmacht,1 2sondern auch aus Mitteln
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit, des
Bundesministeriums für Forschung und Technologie und anderer
2
öffentlicher Stellen.
Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung als Basisor­
gan, das Präsidium als Leitungs- und der Vorstand als Exeku­
tivorgan. 3 4
bb) Staatliche Aufsichtsrechte und Kontrollmöglichkeiten 
(1) Die Satzung
Die Satzung enthält'eine große Anzahl unmittelbarer Vereins­
rechte des Bundes zur Absicherung der Durchführung der Ver­
tragsaufgaben: Die Bundesrepublik ist gern. § 3 III ordentli­
ches Vereinsmitglied (mit einer Stimme) auf unbegrenzte Zeit 
(§ 3 VIII) neben 29 Personen des Öffentlichen Lebens (§ 3 II), 
die auf Vorschlag des Präsidiums durch die Mitgliederversamm­
lung (§ 3 III) auf fünf Jahre (§ 3 VIII) gewählt werden.^
Daneben haben je ein Abgeordneter der Fraktionen des Deutschen 
Bundestages und zwei durch die Kultusministerkonferenz benann­
te Vertreter der Landesregierungen außerordentliche 
Mitgliedschaften (§ 3 IV).
Gegen Beschlüsse der Vereinsorgane stehen dem Bund im Bereich 
der Vertragsaufgaben Einspruchsrechte zu, die von einem Ver­
treter des Auswärtigen Amtes wahrgenommen werden (SS 6 VIII, 7 
II). Bei begründetem Einspruch gegen Beschlüsse des Präsidiums 
und der Mitgliederversammlung gelten diese Beschlüsse als 
aufgehoben (§ 6 VIII 4). Der Einspruch ist begründet, wenn ein 
solcher Beschluß im Bereich der Vertragsaufgaben den Richtli­
nien, der Koordination oder Planung des Auswärtigen Amtes auf 
dem Gebiet der auswärtigen Kulturpolitik widerspricht (§ 6 
VIII 2). In Einzelfällen kann das Auswärtige Amt zudem aus­
nahmsweise aus "gewichtigen politischen Gründen” den Vorstand 
um eine Maßnahme oder Unterlassung im Bereich der Vertragsauf­
gaben ersuchen (§ 8 V 1); dieser muß dem Folge leisten (§ 8 V
1. Link, S.271
2. Gl-Jahrbuch 1987/88, S.220 f.
3. Dazu im einzelnen unten A.III.2.aa)(1). Vgl. ferner zu 
dieser Terminologie Oppermann,GI-Gutachten, S.49 f.
4. vgl. Anhang Nr.3 (Mitgliederliste)
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2). Für solche Ersuchen trägt gern. 5 8 V 3 das Auswärtige Amt 
die alleinige Verantwortung.
Außerdem gibt es Zustimmungsrechte des Auswärtigen Amtes 
beziehungsweise des Außenministers in Personalfragen {§ 7 I 
Nr.7 g, V 2) und Teilnahmerechte bei Sitzungen (§ 7 XIf XII).
(2) Der Rahmenvertrag
Durch den Rahmenvertrag werden diese Rechte noch um eine 
Anzahl weiterer Informations-, Berichterstattungs-, Beanstan- 
dungs-, Rechnungslegungs-, Rechenschafts- und Einwilligungsmö­
glichkeiten ergänzt. Gemäß § 3 I RV finden zwischen dem Aus­
wärtigen Amt und dem Goethe-Institut in regelmäßigen Abständen 
Besprechungen statt, bei denen das Institut seine Programmpla­
nung vorlegt. Vor Ort, d.h. bei der Arbeit der Zweigstellen im 
Ausland, konkretisiert sich diese Verzahnung von Staat und 
Mittlerorganisation folgendermaßen: Für die Programmgestaltung 
der Zweigstelle ist deren Leiter verantwortlich (§ 4 IV); 
dabei ist er zur loyalen Zusammenarbeit mit der offiziellen 
deutschen Auslandsvertretung verpflichtet (SS 2 I, 4 VI). In 
regelmäßigen Abständen muß der Institutsleiter dem Missions­
chef die Programmplanung vorlegen, und zwar so rechtzeitig, 
daß sie gegebenenfalls noch geändert werden kann (S 4 VII). 
Der Leiter der Auslandsvertretung hat ein Einspruchsrecht 
gegen Kontakte, die "für die politischen Beziehungen der 
Bundesrepublik belastend oder Anlaß zu Sicherheitsbesorgnissen 
sind" (§ 4 VI 4). Dem muß der Institutsleiter Rechnung tragen. 
Das gilt auch, wenn gern. S 4 VII gegen eine Veranstaltung 
Einspruch erhoben wird. In diesem Fall allerdings hat der 
Missionschef dem Auswärtigen Amt, der Institutsleiter der 
ZentralVerwaltung des Goethe-Instituts Bericht zu erstatten. 
Auf Verlangen des Instituts prüft dann das Ministerium, ob der 
Einspruch berechtigt war. Dies ist nach seiner Auffassung z.B. 
der Fall,1
1. Erläuterungen durch Frau Legationsrat Dr. Rheker, zitiert 
nach Link,S.273 mit Fn 23. Auf den ersten Punkt beschränkt 
Rühe in der Diskussion zu Grass, Politik und Kultur 7 
(1980), 3 (15)
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- wenn eine unausgewogene Austragung deutscher innenpoliti­
scher Kontroversen im Ausland ansteht,
- wenn eine Schädigung des deutschen Ansehens oder eine Bela­
stung der Beziehungen zum Gastland oder zu Drittstaaten zu 
erwarten ist,
- wenn unter besonderer Berücksichtigung der örtlichen Ver­
hältnisse grobe Verstöße gegen Takt und gute Sitten drohen 
oder
- wenn die Sicherheit für die Angehörigen oder die Besucher 
der Zweigstelle gefährdet ist.
Zu Veranstaltungen des Instituts sind stets der Leiter der 
Auslandsvertretung und der von ihm mit der kulturpolitischen 
Arbeit beauftragte Bedienstete einzuladen {§ 4 X RV).Einladun­
gen an das Staatsoberhaupt oder den Regierungschef zu Veran­
staltungen in der Zweigstelle müssen vom Leiter der Mission 
ausgesprochen werden; Einladungen von sonstigen Regierungsmit­
gliedern und ausländischen Missionschefs sind mit der Aus­
landsvertretung abzusprechen (§ 4 XX RV),
Dieser Überblick hat gezeigt, daß das Goethe-Institut trotz 
seiner so häufig betonten "staatsfernen Organisationsform"1 
fest in die auswärtige Kulturverwaltung der Bundesrepublik 
Deutschland eingebunden ist. Das wirft die Frage auf, ob diese 
Bindung an den Staat von Anfang an - seit der Entstehung der 
Bundesrepublik - so eng war und ob sich aus der bisherigen 
Entwicklung möglicherweise Trends für die Zukunft ablesen
1. so z.B. Kilian, S.133 f.; Rudolf, Mittlerorganisationen, 
S.148 f. In diesem Zusammenhang fällt auf, daß britische 
Autoren eher auf die staatliche Bindung des Goethe-In­
stituts hinweisen (so vorsichtig-abwägend Mitchell, S.75 
ff.; Haigh, S.108 f., 111 f.), während von deutscher Seite 
die "Staatsferne" des British Council in Frage gestellt 
wird (so Emge, PVS 4 (1963), 288 (299 f.); Becker, Außen­
politik und Kulturpolitik, S.422), Arnold Bergstraesser 
dagegen vertrat 1966 die Ansicht, Kulturpolitik als Förde­
rung kultureller Begegnung und Zusammenarbeit könne nie 
ihre Verbindung zur "staatlichen internationalen Politik" 
verleugnen, gleichgültig ob ihre Organe staatliche oder 
nur staatlich geförderte seien: ders., S.276
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lassen, insbesondere im Vergleich mit der Entwicklung in 
Italien.
2. Wesentliche Veränderungen gegenüber vorherigen Regelungen 
a) Bundesrepublik Deutschland
aa)Innere Organisationsstruktur des Goethe-Instituts e.V.
(1) Organe
Entgegen dem ersten Anschein hat sich die interne Struktur in 
der Abfolge der Satzungen von 1951, 1961, 1964, 1971, 1973,
1976 und 1986 nicht grundlegend verändert. Die Geschicke des 
Instituts werden nach wie vor von drei Organen gelenkt, deren 
Bezeichung allerdings wiederholt in verwirrender Weise wech­
selte.
Wie beschrieben gibt es heute die Mitgliederversammlung als 
Basisorgan, das Präsidium als Leitungs- und Kontrollinstanz 
sowie den Vorstand als Exekutivorgan (§ 5 der Satzung). Dieses 
dreigliedrige Führungssystem besteht im Grunde * schon seit 
1951: Zuerst bestimmte ein "Vorstand” - der Vorsitzende (Prä­
sident) und zwei Stellvertreter - als Leitungs- und Kontroll­
organ die Richtlinien der Institutsarbeit, bestellte und 
kontrollierte den bzw. die "Geschäftsführer" (Satzungen von 
1951, 1961, 1964). Dieser von der Mitgliederversammlung für
drei Jahre gewählte fünf- bis neunköpfige Vorstand unterstand 
seinerseits in wirtschaftlichen Fragen der Aufsicht eines von 
ihm berufenen Verwaltungsrates.
Seit 1971 heißt das Leitungsgremium "Präsidium". Es bestand 
zunächst aus acht bis zwölf Mitgliedern, von denen fünf bis 
neun (seit 1976:6) durch die Mitgliederversammlung und drei 
von den Arbeitnehmern des Vereins auf zunächst drei, jetzt 
vier Jahre gewählt wurden. 1973 führte man die Wahl dieser 
Arbeitnehmer-Vertreter durch den Gesamt-Betriebsrat ein, 
kehrte aber drei Jahre später zur Direktwahl durch die Arbeit­
nehmer zurück. Der vom Präsidium gewählte Präsident muß seit 
1976 nicht mehr dem Kreis der Vereinsmitglieder entstammen. 
Außerdem gehören je ein Vertreter des Auswärtigen Amtes und 
des Bundesfinanzministeriums dem Präsidium an, seit 1973 mit 
beratender Stimme, ab 1976 als Vollmitglieder. Das Präsidium
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bestimmt weiterhin die Richtlinien der Arbeit und bestellt und 
überwacht den "Vorstand". Dieser bestand 1971 noch aus dem 
Präsidenten und seinen zwei Vertretern, die aber ihre Kompe­
tenzen aus den früheren Satzungen weitgehend an das "Präsidi­
um" verloren hatten. Seit 1973 bilden der Generalsekretär und 
zunächst zwei, später (ab 1976) ein Stellvertreter den Vor­
stand und nehmen die Exekutivfunktionen des vormaligen "Ge­
schäftsführers" wahr, der gleichfalls seit 1971 vom Präsidium 
kontrolliert wurde.
(2) Mitglieder
Wesentliche Veränderungen hat die Mitgliederstruktur des 
Vereins erfahren. Konnten nach der Satzung von 1951 Bewerber 
noch selbst einen Antrag auf Erwerb der Mitgliedschaft stel­
len, so sah schon die Satzung von 1961 die Antragung durch den 
Vorstand (später das Präsidium), ggf. nach Auswahl durch einen 
Berufungsausschuß, vor. Zudem wurden die Kategorien "fördernde 
Mitglieder" und "gewählte Ehrenmitglieder" geschaffen.
Diese Neuerungen sicherten dem Verein einen größeren Einfluß 
auf die Aufnahme neuer Mitglieder, doch erschwerte deren immer 
weiter steigende Gesamtzahl gleichzeitig die Handlungsfähig­
keit der Mitgliederversammlung. Auch eine repräsentative 
Zusammensetzung ließ sich - vor allem wegen der Aufnahme der 
Mitglieder auf Lebenszeit - weder vorausplanen noch steuern.* 
1971 kamen als "außerordentliche Mitglieder" noch drei als 
Arbeitnehmer-Vertreter ins Präsidium gewählte Instituts-Mitar­
beiter hinzu.
Nach Abschluß des neuen Rahmenvertrages im Jahr 1976 wurde die 
Mitgliedsstruktur daher völlig umgestaltet. Man schuf die 
Kategorien "ordentliches Mitglied", "außerordentliches Mit­
glied" und "Mitglied kraft Amtes" (§3 I der Satzung). Die 
letztgenannte Gruppe umfaßt den Präsidenten und drei Arbeit­
nehmer-Vertreter, die auch im Präsidium vertreten sind, für 
die Dauer ihrer Amtszeit. Die Gesamtzahl der ordentlichen
1. Oppermann, GI-Gutachten, S.50; Arnold, S.86 f. An anderer 
Stelle (S.103) erwog Arnold allerdings auch eine Erweite­
rung des Mitgliederkreises des Goethe-Instituts, um so die 
gewünschte Repräsentativität herzustellen.
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Mitglieder wurde auf jeweils 30 begrenzt, und eines dieser 
ordentlichen Mitglieder ist, wie bereits erwähnt, die Bundes­
republik Deutschland. Dazu kommen "Persönlichkeiten aus ver­
schiedenen Zweigen des kulturellen, wissenschaftlichen und 
gesellschaftlichen Lebens der Bundesrepublik Deutschland”, die 
auf Vorschlag des Präsidiums von der Mitgliederversammlung für 
fünf Jahre gewählt werden {§ 3 III, VIII). Sie sollen gemein­
sam mit den außerordentlichen Mitgliedern (Vertreter von 
Bundestagsfraktionen und Landesregierungen) eine möglichst 
breite Repräsentation gesellschaftlicher Gruppen gewährlei­
sten.
Thomas Oppermann hatte in seinem 1975 dem Auswärtigen Amt 
erstatteten Rechtsgutachten über auswärtige Kulturpolitik und 
Rechtsgestalt des Goethe-Instituts sogar noch weitergehende 
Vorschläge gemacht, die nur zum Teil verwirklicht wurden. So 
enthielt sein Entwurf beispielsweise eine Begrenzung der 
Gesamtmitgliederzahl auf 30 (heute beträgt die Gesamtzahl 
aller Mitglieder der verschiedenen Kategorien 47). Von den 30 
Mitgliedern sollten nach den Vorstellungen Oppermanns etwa ein 
Drittel korporative Mitgliedschaften sein (z.B. DAAD, Massen­
medien, Sozialpartner). Insbesondere diese Anregung wurde bei 
der Neuordnung von. 1976 kaum berücksichtigt.
bb) Aufgaben und Staatseinfluß
Gegenüber früheren Satzungen des Goethe-Instituts^ fällt eine 
beträchtliche Stärkung des Staatseinflusses auf; eine aus­
drückliche Vereinsmitgliedschaft des Bundes kennt erst die
2 .jüngste Satzung vom 15.6.1976. Zuvor gab es lediglich von 
1951 bis 1973 im (mindestens neunköpfigen) Verwaltungsrat, der 
die Institutsfinanzen kontrollierte, je einen Vertreter der 
Kulturabteilung des Auswärtigen Amtes, des Bayerischen Staats­
ministeriums für Unterricht und Kultus und (seit 1961) der 
Stadt München. Als der Verwaltungsrat 1973 abgeschafft wurde, 
stellten Auswärtiges Amt und Bundesfinanzministerium fortan je 
ein Präsidiumsmitglied mit beratender Stimme, ab 1976 als 12
1. Satzung vom 22.10.1964 abgedruckt bei Abelein, Dokumente, 
S.472 ff.
2. dazu Kilian, S.136
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Vollmitglied. Auch die Verweisung auf den Rahmenvertrag und 
die Veto- und Eingriffsrechte des Auswärtigen Amtes (SS 6 
VIII, 7 II, 8 V der Satzung sowie S 4 VI, VII RV) existieren 
erst seit 1969.
Im Gegenzug für die 1976 geschaffenen oder erweiterten sat- 
zungsmäßigen Rechte der Bundesrepublik wurde die Neufassung 
des Rahmenvertrages gegenüber 19691 234 etwas "liberalisiert": 
1976 versuchte man die tatbestandsmäßigen Voraussetzungen für 
einige Kontrollbefugnisse, die 1969 nahezu völlig offengeblie­
ben waren, mit unbestimmten Rechtsbegriffen zumindest an­
nähernd zu umschreiben. So genügen für ein Botschafter-Veto 
z.B. nicht wie 1969 "Bedenken" gegen "Kontakte" der Goethe- 
Zweigstelle, sondern es müssen Bedenken bestehen gegen "Kon­
takte, die für die politischen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland belastend oder Anlaß zu Sicherheitsbesorgnissen 
sind".
Auch eine inhaltliche Schranke für die Arbeit der Goethe- 
Institute wurde nach 1976 wieder etwas großzügiger interpre­
tiert als zuvor auf der Grundlage des Vertrages von 1969: 
Hatte der frühere Leiter der Kulturabteilung des Auswärtigen 
Amtes, Hans Arnold, 1975 noch jede "Austragung von deutschen
parteipolitischen Auseinandersetzungen im Ausland" von der
2
Förderung mit öffentlichen Mitteln ausschließen wollen, so
. 3
war 1981 nach Auskunft des Auswärtigen Amtes nur noch eine 
"unausgewogene" Austragung deutscher innenpolitischer Kontro­
versen im Ausland ein möglicher Grund für einen Einspruch. 
Auch wenn solche unbestimmten Rechtsbegriffe stets Kon­
fliktstoff bergen, geben sie hier dem Goethe-Institut im 
Vergleich zu den staatlichen Eingriffsmöglichkeiten und dem 
völligen Ausschluß mancher Themen nach den Regelungen von 1969
4
wieder etwas mehr Spielraum.
Ferner ist eine inhaltliche Erweiterung des Aufgabenkreises 
festzustellen. Lag früher der Schwerpunkt bei der Sprach- 
vermittlung und der pädagogischen Verbindungsarbeit, so steht
1. Abdruck des Vertrags von 1969 (Auszug) bei Weisert,S .173f.
2. Arnold, S.66
3. Rheker, zitiert bei Link, S.273 mit Fn 23
4. Link, S.274
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Bei den Istituti italiani di cultura gibt es demgegenüber nur 
geringe organisatorische Veränderungen seit ihrer Entstehung 
im Jahr 1926 zu verzeichnen. Wie in Italien üblich, wurden die 
früheren Rechtsgrundlagen beim Erlaß neuer Normen nicht inkor­
poriert oder aufgehoben, sondern sie bestehen unverändert 
fort. In das jeweils neueste Gesetz wird lediglich eine salva­
torische Klausel eingefügt, nach der alle früheren Regelungen 
aufgehoben werden, soweit sie den neuen Bestimmungen entgegen- 
stehen. Das Ergebnis ist eine mit der Zeit immer größere 
Zersplitterung und Unübersichtlichkeit der Rechtsgrundlagen. 
1926 war zuständig für die Gründung, Unterhaltung und Subven­
tionierung der Institute das Ministero degli Affari Esteri,
das dafür die Zustimmung des Finanz- und Bildungsministeriums 
3
benötigte. Der T.U. von 1940 konkretisierte, daß die Ent­
scheidung durch Dekret zu treffen sei. Zudem wurde die Bewil­
ligung einer Subventionierung bereits existenter Institute
1. so z.B, die Klage des ehemaligen Leiters der Gl-Sprachab- 
teilung in Rom, Jung, in der Diskussion zu Grewe, S.179 f. 
(bezogen wohl vor allem auf das Prestige von Kultur- und 
Spracharbeit, denn bei der Verteilung der Geldmittel 
scheint sich eine entgegengesetzte Entwicklung abzuzeich­
nen, vgl. Sittner, Goethe in Lederhosen? SZ, 21.10.1983? 
Schwab-Felisch, Sparsamkeit mit politischen Auflagen? FAZ, 
24.10.1983; Heino statt Heine, Der Spiegel, 21.11.1983; 
Wie zwischen Hammer und Amboß, FAZ, 25.11.1983; Leonhardt, 
Finger weg von Goethe!, Die Zeit, 2.12.1983; ders., Deut­
scher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983)
2. Vgl. z.B. Art.47 II des Gesetzes Nr.327 vom 26.5.1975.
Eine Ausnahme unter den nachkonstitutionellen Rechtsquel­
len können heute lediglich die Testi Unici delegati oder 
novativi bilden (Pizzorusso, S.588 f., 664; Virga, S.301 
f.; Corte Cost., Giur.cost. 17.4.1957, n.54, 643? 17.5.
1961, n.24, 491 (492)). Ebenso unter den Rechtsgrundlagen 
der Istituti italiani di cultura der - vorkonstitutionelle 
- T.U. von 1940, der in Art.36 die Aufhebung aller frühe­
ren Bestimmungen verfügt, soweit sie nicht in den T.U. 
aufgenommen wurden.
3. Nr.2, 8 des Gesetzes Nr.2179 vom 19.12.1926
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anderer Träger nun dem Außenminister allein überlassen, sofern
er jene Institute nach Ziel, Organisation und Aktivität einer
Unterstützung für würdig erachtete.1 23456Diese Befugnis, die erst
21975 wieder entfiel, gab dem Außenminister einen großen 
Ermessensspielraum, wenngleich nur im Rahmen der verfügbaren 
Finanzmittel.
Hatte man 1926 noch vorgesehen, daß jedes Istituto italiano di 
cultura sein eigenes Statut haben sollte, das nach Stellung­
nahme der Mission von Ministero degli Affari Esteri, Ministero 
per le Finanze und Ministero per la Pubblica Istruzione zu 
billigen war,^ so sah der T.U. von 1940 schon vereinfachend
vor, daß vom Ministero degli Affari Esteri im Gründungsdekret
. 4
des jeweiligen Instituts dessen Statut festzulegen sei. 1950
wurde dann endlich dieses Gründungsdekret - mit einem einzi-
5
gen, für alle Institute geltenden Statut - erlassen.
bb) Autonomie der Istituti italiani di cultura und staatliche 
Kontrolle
Ohne daß die frühen Texte dies explizit betonen, ergibt sich 
aus der Gründung, Unterhaltung und Finanzierung der Institute 
durch den italienischen Staat, ausgeübt über das Ministero 
degli Affari Esteri, ihr Charakter als staatliche Kulturin­
stitute. Alle Organisations- und Finanzierungsfragen werden im 
Ministero degli Affari Esteri entschieden. Das Nachkriegssta­
tut aus dem Jahr 1950 brachte einen etwas größeren Spielraum:
Nach Art.3 kann jedes Institut an seinem Sitz oder an anderen£
Orten des EmpfangsStaates Außenstellen einrichten. Zudem 
wird klargestellt, daß die Leitung des Institutes sowie die 
Koordination und Aufsicht über die Außenstellen seinem Direk­
tor obliegen (und nicht etwa von der diplomatischen oder
1. Art.l, 2, 12 II des T.U., RD Nr.740 vom 12.2.1940
2. Art.44, 47 II des Gesetzes Nr.327 vom 26.5.1975
3. Nr.9 I des Gesetzes Nr.2179 vom 19,12.1926. Das Statut 
sollte den Stellenplan des jeweiligen Instituts, die 
Kompetenzen und die Bezahlung des Personals regeln.
4. Art.12 I des T.U.
5. Dekret des Ministro degli Affari Esteri vom 24.2.1950, 
gestützt auf Art.12 des T.U.
6. Art.3 des Statuts
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konsularischen Vertretung ausgeübt werden).^* Dies war jedoch 
kein erster Schritt in Richtung auf eine gewisse Autonomie der 
Institute: Das Circolare Nr.42 von 1955 hat demgegenüber einen 
deutlich repressiven Charakter. Es schreibt die Einbeziehung 
des Institutsleiters in die Tätigkeiten der Botschaft (Kultur­
attache, u.U. Presseattache) fest und hebt den Charakter der
2
Institute als Kulturabteilung der Mission hervor. Der Direk­
tor sei direkt vom Missionschef abhängig und ihm für die 
Institutstätigkeit und die Verwendung der Finanzmittel verant­
wortlich.^
Auch die Berichtspflichten wurden verschärft. Hatte jedes 
Institut zunächst jährlich einen, dann drei Tätigkeitsberichte 
sowie einen Wirtschaftsplan und einen Rechenschaftsbericht 
über die erfolgte Mittelverwendung abzuliefern, trat 1955 eine 
neues Element hinzu: Der Direktor mußte von nun an auch die
4
Programmplanung für das kommende Jahr vorlegen. Diese Ten­
denz wurde durch das Gesetz Nr.327 von 1975 noch verstärkt, 
dessen Art.44 bestimmt, daß nunmehr einmal jährlich durch 
Dekret des Außenministers (in Übereinstimmung mit Finanz- und 
Bildungsminister) neben anderen Regelungen auch das Programm 
der kulturellen Aktivitäten für das folgende Jahr festgelegt 
wird. Zudem enthalten Art,15 und 38 Zuständigkeitsregelungen
für eine "Zensur" gegenüber dem nicht beamteten unterrichten-
5 5 . . .den und nicht unterrichtenden Personal als Disziplinarmaß-
nahme.
Auch hinsichtlich der Zusammenarbeit mit anderen Trägern aus­
wärtiger Kulturarbeit betonte das Circolare von 1955, daß bei
1. Art.4, 8 des Statuts
2. Nr.l, 3, 6 IV, V des Circolare Nr.42 des Ministero degli 
Affari Esteri vom 21.6.1955
3. Nr.4 II, 6 I. In diesem Circolare findet sich auch die 
bereits erwähnte Aufforderung an die Missionschefs, Mel­
dung über ungeeignete Institutsleiter an das Ministero 
degli Affari Esteri zu erstatten (Nr.5 II).
4. Nr.6 II des Circolare.Die Berichtspflichten der Institute
sind nunmehr seit 1955 unverändert geblieben: Abzuliefern
sind jährlich ein Tätigkeitsbericht, eine Programmplanung, 
ein Wirtschaftsplan und ein Rechenschaftsbericht über die 
Mittelverwendung, Vgl. zuletzt Art.4 III, IV des Circolare 
Nr.13 des Ministero degli Affari Esteri vom 18.5.1978.
5. Art.15: Ausübung durch die Mission
6. Art.38: Ausübung durch den Institutsdirektor
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dieser Koooperation stets die Führungsrolle der Istituti 
italiani di cultura zu sichern sei.1 23
Erst 1978 wurden diese strengen Grundsätze wieder geringfügig 
modifiziert. In seinem Circolare Nr.13 vom 18.5.1978 wieder­
holte der damalige Staatssekretär (Sottosegretario di Stato) 
Franco Foschi zwar den Hinweis auf die Abhängigkeit der In­
stitute vom jeweiligen Missionschef und auf ihre Rolle als 
Kulturabteilung der Botschaft. Gleichzeitig sprach er sich 
jedoch gegen jede Art von Staatskultur aus und verlieh den
Kulturinstituten - innerhalb der vorgegebenen Grenzen ita-
. . . 2lienischer Außenpolitik - weitestgehende Autonomie. Die
institutionelle Durchsetzung und Sicherung kam in dem Circola­
re allerdings nicht zur Sprache, und insbesondere die Pflicht 
zur vorherigen Vorlage der Programmplanung und der verbindli­
che Programmplan des Ministero degli Affari Esteri, die einzi­
gen wesentlichen Neuerungen seit 1926, wurden nicht angeta­
stet. Das Recht des Ministero degli Affari Esteri zur Pro­
grammplanung, in einem formellen Gesetz festgelegt (Nr. 327 
vom 26.5.1975), hatte durch das vorliegende Circolare der Exe­
kutive - des Sottosegretario di Stato - ohnehin nicht außer 
Kraft gesetzt oder gemindert werden können: Ob einem Circolare 
der Rang einer Rechtsnorm zukommt, hängt u.a. von seinem nor- 
mativen Gehalt und der Kompetenz der erlassenden Stelle ab.
1. Nr.8 I des Circolare
2. Einem Circolare, das lediglich eine vorhandene Rechts­
grundlage interpretiert (hier das durch Außenministerde­
kret erlassene Statut von 1950 und dessen gesetzliche 
Grundlage, Art.12 T.U.), kommt eine - nur - behördeninter­
ne Bindungswirkung gegenüber nachgeordneten Stellen zu, 
die in der Regel Ermessensrichtlinien absteckt. Vgl.Enc. 
Dir.VII-Giannini, S.3, Stichwort "Circolari"; Pizzorusso,
S.729; Cass. 24.2.1976, n.603, Foro it. 1976 I, 1547 (1547 
f.) mit Anm. Barone ebda., 1547 f. Die erlassende Stelle 
selbst kann jedoch die gleiche Rechtsgrundlage später in 
einem neuen Circolare anders interpretieren, wie es hier 
durch den Sottosegretario di Stato geschehen ist. Die 
Kompetenz des Sottosegretario ist dabei eine abgeleitete, 
da der zuständige Minister bestimmte Aufgaben auf ihn 
delegieren kann. Für sie zeichnet der Sottosegretario; 
zugerechnet werden sie dem Minister (Nov. Dig.XVII-Cuoco- 
lo, , S.1016, Spalte "Sottosegretari di Stato"; Virga, 
S.225 f.).
3. Enc.Dir.VII-Giannini, S.2, Stichwort "Circolari"; Pizzo­
russo, S.730
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Die Übertragung von Legislativgewalt auf die Exekutive ist 
zwar zulässig, bedarf aber einer gesetzlichen Grundlage,1 23 an 
der es im vorliegenden Fall fehlt. Selbst wenn das "Circolare
Foschi" also eine Änderung des Gesetzes Nr.327 bezweckt hätte,
. .. . 2 
wäre dies nicht möglich.
cc) Aufgaben
Auch der Aufgabenbereich der Istituti italiani di cultura 
erfuhr keine solchen gravierenden Veränderungen wie das Tätig­
keitsfeld des Goethe-Instituts. Dies ist in erster Linie 
darauf zurückzuführen, daß schon im Gesetz von 1926 detail­
liert die Ziele und Mittel des seither nahezu unveränderten 
Pflichtenkreises der Istituti italiani di cultura niedergelegt 
waren, während dem Goethe-Institut als privatem Verein die 
Aufgaben - die sich der deutschen auswärtigen Kulturverwaltung 
ja genauso stellten wie der italienischen - erst Schritt für 
Schritt aus dem Kompetenzbereich eben dieser staatlichen 
Kulturverwaltung heraus übertragen wurden.
Starke Schwankungen hat lediglich das Verhältnis der Istituti 
italiani di cultura zu den Italienern im Ausland erfahren. War 
die Betreuung der Emigranten noch einer der Anlässe für die 
Gründung der Società Dante Alighieri gewesen, so werden sie in 
den Rechtsgrundlagen für die Arbeit der Istituti italiani di
3
cultura lange mit keinem Wort erwähnt.
1. Cass. 24.2.1976, n.603, Foro it. 1976 I, 1547 (1547,1550), 
Anm. Barone, ebda, 1547; Corte cost. 3.6.1970, n.79, Foro 
it. 1970 I, 1876
2. Allgemein zu diesem Problem Art.4 des R.D. 16.3.1942,
n.262; Pizzorusso, S.730; Giannini, a.a.O., S.4; Tar Emi- 
lia Romagna, 27.11.1975, n.557, Foro it. 1976 III, 624
(627); Cass. 24.10.1975, n.3516, Foro it. 1976 I, 2217
(2220). Gleichwohl bleiben die übrigen Teile eines solchen 
Cirolare als Ermessensrichtlinien wirksam (Cass. 24.2. 
1976, n.603, Foro it. 1976 I, 1547 (1548)).
3. In den Aufgabendefinitionen des Goethe-Instituts taucht
nach dem zweiten Weltkrieg eine Betreuung des "Deutschtums 
im Ausland" ebenfalls - bis heute - nicht mehr auf. R.M. 
Emge ging dagegen 1963 noch selbstverständlich davon aus, 
daß diese Betreuung einen Großteil der Arbeit der deut­
schen auswärtigen Kulturverwaltung darstellte - wenn sie 
auch nicht die Hauptrolle spielen dürfte: PVS 4 (1963), 
288 (298). Heute werden vor allem die Auslandsschulen
(Footnote continues on next page)
*  *
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Erst das Circolare von 1955 nahm zu dieser Frage Stellung - in 
eindeutiger Weise:
"Das Kulturinstitut wendet sich im wesentlichen an 
Ausländer und hat keine Aufgaben, die direkt mit dem 
Leben der italienischen Gemeinschaft im Ausland verbun­
den sind; daher muß es mit aller Sorgfalt vermeiden, 
mit einer Schule oder einem Versammlungszirkel italie­
nischer Landsleute verwechselt zu werden."
Auf diese Weise versuchte Italien sich von der faschistischen 
"Volkstumspolitik" zu befreien, die dem Ruf der Institute noch 
anhaftete.* 1
Und wieder blieb es dem "Circolare Foschi" von 1978 Vorbehal­
ten, eine Wende zu vollziehen - in einer Zeit, in der "Italie­
ner im Ausland" nicht mehr nur die (Dauer-)Emigranten der 
Jahrhundertwende und ihre Nachkommen waren, sondern vor allem 
Arbeitnehmer, die auf der Suche nach Beschäftigung nach Nord­
europa zogen, mit oder ohne Familie und zumeist mit der Ab­
sicht, bald zurückzukehren. Aus dem nur als vorübergehend 
angesehenen Aufenthalt wurden oft Jahre, und die Betreuung 
dieser Menschen stellte auch die Kulturinstitute vor eine neue 
Aufgabe. Dem versuchte das Circolare Foschi Rechnung zu tra­
gen:
"Das Kulturinstitut übt ... die folgenden Funktionen 
aus: ...
Initiativen und Veranstaltungen zu verwirklichen, zu 
organisieren oder zu ihnen beizutragen, die den Bedürf­
nissen der italienschen Gemeinschaft im Ausland nach 
kultureller Förderung entsprechen, und zwar bezüglich 
ihrer sozio-kulturellen Bedingungen und Erfordernisse 
in den Beziehungen zum Einwanderungsland ebenso wie in 
der Verbindung zum Heimatstaat; an diesem Punkt scheint 
es nötig hervorzuheben, daß diese Ziele und Erfor­
dernisse eines kulturellen Engagements auch auf Nach­
frage von im Ausland naturalisierten Italienern oder 
ihren Nachfahren der zweiten, dritten, vierten Genera­
tion verwirklicht werden neben jenen der Bürger mit 
italienischem Paß; Kultur und Sprache, verstanden auch 
in dieser Hypothese als Ausdruck einer authentischen 
Kommunikation zwischen den Völkern, müssen Raum lassen
(Footnote continued from previous page)
hervorgehoben, die auch der Betreuung deutscher Kinder im 
Ausland dienen sollen. Die erwachsenen Ausländsdeutschen 
spielen praktisch keine Rolle mehr in der Planung der 
auswärtigen Kulturpolitik der Bundesrepublik.
1. Peisert, S .60
für offene Initiativen, um ein verbindendes Element 
zwischen der italienischen Gemeinschaft und dem Gast­
land zu sein."
Das Circolare sieht auch die Erteilung von Italienischunter- 
richt für die Kinder der Auswanderer vor, sofern ein Bedürfnis 
besteht.
Bereits aus der zitierten Passage ist zu erkennen, daß nicht 
nur der Aufgabenbereich der Institute, sondern auch der Inhalt 
der durch sie vermittelten "Kultur" 1978 eine signifikante 
Veränderung erfahren hat. In der Bundesrepublik vollzog sich 
in den 70er Jahren ebenfalls eine Wandlung, eine Erweiterung 
des Kulturbegriffs, die weit stärker als in Italien Gegenstand 
öffentlicher und auch wissenschaftlicher Diskusssion war. Aus 
diesem Grunde soll im folgenden Abschnitt zunächst die besser 
dokumentierte Entwicklung in der Bundesrepublik nachgezeichnet 
werden, um anschließend den Wandel des Kulturbegriffs in 
Italien dazu in Beziehung zu setzen.
c) Der Wandel des Kulturbegriffs und sein Einfluß auf die 
Rechtsgestalt auswärtiger Kulturverwaltung 
aaJBundesrepublik Deutschland
Die Zunahme staatlicher Kontrollmöglichkeiten hängt unmittel­
bar zusammen mit der gleichzeitigen Erweiterung der Aufgaben. 
Diese wurden stets vom herrschenden Verständnis der auswärti­
gen Kulturpolitik bestimmt, das eng mit dem Selbstverständnis 
der Bundesrepublik als Kulturstaat* verknüpft ist. Ein Blick 
auf die Entwicklung der auswärtigen Kulturpolitik und die 
Aufgaben des Goethe-Instituts seit Gründung der Bundesrepublik 
soll dies beweisen.
Erst durch die im Mai 1955 in Kraft getretenen Pariser Ver­
träge vom 23.10.1954 wurde die Bundesrepublik auch außen-
1. BVerfGE 35, 79 (114); 36, 321 (331); Häberle, S.26 m.w.N.; 
MDHS-Scholz, Rn 8 zu Art. 5 III;, vgl. dazu auch Huber, 
S.122 ff.
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politisch weitgehend souverän, das Besatzungsstatut vom
2 , . . .  
April 1949 aufgehoben. Seitdem nun wird ihre auswärtige
-a 4 ,
Kulturpolitik in zwei bzw. drei Phasen eingeteilt:
5 6 . ,
Die erste, sog. expansive Phase dauerte ca. bis zur Mitte
7 . ,der sechziger Jahre. Es handelte sich eher um einen unge-
Q
planten Wiederaufbau. Die Ziele waren wie nach dem ersten
Weltkrieg Völkerverständigung und Wiederversöhnung mit west- 
q
liehen Ländern, ferner reine Informationsvermittlung, Pres- 
tigegewinn^ . und Darstellung deutscher P ro bl em e . N e b e n  die 
Pflege bilateraler Kulturbeziehungen traten nun verstärkt 
multilaterale Kontakte wie etwa die deutsche Mitarbeit in der 
UNESCO. Organisatorischer Träger waren die auswärtige Kul­
turverwaltung im engeren Sinne, also die Kult.urabteilung des 
Auswärtigen Amtes und die nachgeordneten Beamten (Kulturrefe­
renten) der Botschaften, aber auch die noch bestehenden oder 
Anfang der fünfziger Jahre wieder- oder neu gegründeten o.g. 1234567890
1. Grosser, S.418; Abdruck der entsprechenden Artikel der Pa­
riser Verträge auf S.423 ff. Zu den vorhergehenden Be­
schränkungen durch das Besatzungsstatut und ihrer Locke­
rung vgl. ebda., S.419, 421
2. Grosser, S.124
3. Schlagintweit, Aussenpolitik 25 (1974), 255 (258 f.)
4. Arnold, S.18
5. Etwas anderes bezeichnet dagegen der von Simson benutzte
Begriff der "expansionistischen" Kulturpolitik: Diese
akzeptiert nicht den Status quo im Zielland, sondern will 
den Einfluß der eigenen Wirtschaft und Politik dort ver­
größern und ist identisch mit dem in dieser Arbeit als 
"Kulturpropaganda" bezeichneten Typus.
6. Schlagintweit, Außenpolitik 25 (1974), 255 (258 ff., 261). 
Eine solche expansive Wiederaufbauphase nach dem zweiten 
Weltkrieg erlebte die auswärtige Kulturpolitik natürlich 
auch in anderen Ländern, vgl. z.B. zur Situation der 
Sowjetunion Barghoorn, Ostprobleme 10 (1958), 675 ff.
7. H.K. Rupp, S.139
8. Sattler, Die Stunde der Kulturpolitik, FAZ, 25.5.1960; 
Koch, S.ll? Kulturpolitisches Wörterbuch, S.373, Stichwort 
"Kulturpolitik, auswärtige"
9. Wagner, Aussenpolitik 8 (1957), 725
10. Mann/Pross, S.311, Stichwort "UNESCO"
11. Kilian, S.119; Arnold, S.18; Schlagintweit, Aussenpolitik 
25 (1974), 255 (261); Kulturpolitisches Wörterbuch, S.373, 
Stichwort "Kulturpolitik, auswärtige". Simson weist ferner 
darauf hin, daß dieser zweite Typus der Kulturpolitik den 
Status quo im Zielland akzeptiert (S.16).
12. Wagner, Aussenpolitik 8 (1957), 725 (727)
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Mittlerorganisationen,* alle organisiert als rechtsfähige
Vereine mit Ausnahme der Alexander von Humboldt-Stiftung als
2Stiftung des Privatrechts und des Instituts für Auslandsbe-
.. 3Ziehungen als Anstalt des öffentlichen Rechts. Aufgabe des 
Goethe-Instituts zu dieser Zeit war die Erteilung von Deutsch-
4
unterricht und die Ausbildung ausländischer Deutschlehrer. 
Gerade für Deutschland schien eine solche pluralistische, 
staatsferne Organisationsform geeignet, um jeden Gedanken an 
staatlich gelenkte Kulturpropaganda gar nicht erst aufkommen 
zu lassen.^
Die Mittler arbeiten seit jeher in - unterschiedlich enger - 
Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt. Ferner haben die 
Bundesministerien für Inneres; Bildung und Wissenschaft; 
Forschung und Technologie; Arbeit und Soziales; Jugend, Fami­
lie, Frauen und Gesundheit sowie für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit eigene Aufsichtszuständigkeiten. Die Arbeit dieser 
Ministerien wird im Interministeriellen Abteilungsleiteraus­
schuß für Fragen der Auswärtigen Kulturpolitik (IMAA) ab-Q
gestimmt. Das Institut für Auslandsbeziehungen untersteht
9dem baden-württembergischen Wissenschaftsministerium. Neben 
dem Bund nehmen auch Länder und Gemeinden Aufgaben der auswär­
tigen Kulturpolitik wahr. 1234567890
1. Emge, PVS 4 (1963), 288 (288 f.)
2. Kilian, S.116
3. Kilian, S.116
4. S 2 der Satzung von 1951
5. Thierfelder, Aussenpolitik 2 (1951), 217 (218 f.)
6. In den westlichen Demokratien haben sich noch andere For­
men entwickelt: In Frankreich und den USA ist der Staat
selbst Träger der auswärtigen Kulturverwaltung, in Groß­
britannien und Japan besteht eine vom Staat unabhängige, 
von ihm aber finanzierte und mit leitendem Personal ver­
sehene öffentlich-rechtliche Einrichtung, vgl. Kilian, 
S.116 und Rudolf, Mittlerorganisationen, S.143
7. Arnold, S.25
8. Danckwortt, Institutionenverzeichnis,S.378»Stichwort "Kul­
tur beziehungen"
9. Kilian, S.116; von Uthmann in der Diskussion zu Grewe,
S. 17 4
10. Kilian, S.116 mit Fn 21; Arnold, S.26
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Diese Zersplitterung der Kulturarbeit und das Fehlen eines 
Gesamtkonzepts ließen zu Beginn der sechziger Jahre den Ruf 
nach einer Reform laut werden,1 234567nachdem bereits in der Auf­
bauphase der fünfziger Jahre die Einrichtung eines "German
Council" als Hauptträger der auswärtigen Kulturpolitik gefor- 
2
dert worden war oder zumindest ein Koordinierungsrat unter
Vorsitz des Bundespräsidenten, besetzt mit dem Außenminister,
den Kultusministern der Länder und den Leitern der beteiligten 
3
Kulturträger. Durch die Apostrophierung als "dritte Buhne"
4
der Außenpolitik (neben der klassischen Diplomatie und der
c g
Außenwirtschaftspolitik ) durch Dieter Sattler wurde erst­
mals die potentielle Bedeutung der auswärtigen Kulturpolitik 
angedeutet. Der Satzungszweck des Goethe-Instituts umfaßte 
demgemäß seit 1961 auch die Pflege deutscher Kultur im Aus­
land, insbesondere durch die Errichtung von Kulturinstitu- 
ten. Bis zum Ende der sechziger Jahre hatte diese neue 
Bewertung der Kulturarbeit im Ausland jedoch keine praktischen
1. BT-Prot. 11/208. Sitzung vom 9.5.1957, S.11.988 ff.,
III/43. Sitzung vom 3.10.1958, S.2.455 ff., III/119.
Sitzung vom 23.6.1960, S.6,869 ff.; Koch, S.23 f-, 39;
Becker, Außenpolitik und Kulturpolitik, S.412 ff. und 
passim; Emge, PVS 4 (1963), 288 (288, 301); aus neuerer
Zeit dazu Arnold, S.23; Kilian, S.120
2. Thierfelder, Aussenpolitik 2 (1951), 217 (220); Wagner,
Aussenpolitik 8 (1957), 725 (733 f.)
3. Wagner, Aussenpolitik 8 (1957), 725 (733 f.)
4. dazu z.B. Kulturpolitisches Wörterbuch, S.373, Stichwort 
"Kulturpolitik, auswärtige"; Arnold, S.23. Peisert be- 
zeichnete dagegen die auswärtige Kulturpolitik 1971 als 
viertes Element der Außenpolitik nach der klassischen 
Diplomatie, der Militär- und Außenhandelspolitik (S.57).
5. Brann, JöR 9(1960), 209(211 f.); Krippendorf, PVS 4(1963), 
243 (252-255)
6. Sattler war von 1959 bis 1966 Leiter der Kulturabteilung 
des Auswärtigen Amtes und einer der "Gründerväter" der 
heutigen Organisationsstrukturen der deutschen auswärtigen 
Kulturpolitik. Vgl. dazu Haigh, S.106 ff.; Arnold, S.23, 
249
7. Diese Bedeutung betonte Sattler schon 1960 in seinem 
Vortrag "Die Stunde der Kulturpolitik", abgedruckt in der 
FAZ vom 25.5.1960. Hellmut Becker forderte sogar in seinem 
zuerst 1961 im Merkur erschienenen Aufsatz "Außenpolitik 
und Kulturpolitik" den Primat der Kulturpolitik vor der 
politischen, wirtschaftlichen und militärischen Außen­
politik: Außenpolitik und Kulturpolitik, S.412 (413 ff.)
0. § 2 I e) der Satzungen von 1961 und 1964
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Konsequenzen. Die Mittler hielten - den staatlichen Wünschen
durchaus entsprechend - weitgehend am kulturellen Kanon des
Bildungsbürgertums fest1 23456789und versuchten unter Rückgriff auf
die geistigen und kulturellen Traditionen des 18. und 19.
.. 2Jahrhunderts Unpolitisch-Schöngeistiges zu vermitteln.
Unter dem Einfluß des "Kalten Krieges" allerdings wurden die
3
Inhalte allmählich politischer. Man benutzte die auswärtige
4 . . . .
Kulturpolitik bewußt zur Image-Bildung und bemühte sich im
Zuge der Nichtanerkennungspolitik gegenüber der DDR, die
5
gleichfalls Kulturinstitute im Ausland eröffnete, den ande­
ren deutschen Staat von der internationalen Kulturszene fern- 
zuhalten. Wiederum wurde, diesmal von Willy Brandt 1966, die 
auswärtige Kulturpolitik als "dritte Säule der Außenpolitik"
n
bezeichnet, und nun blieb es nicht bei der bloßen Bekundung 
ihrer Bedeutung.
Mit dem Ende der sechziger Jahre, dem Abschluß der Ostver­
träge, der Verleihung des Friedensnobelpreises an Brandt und 
der Aufnahme der Bundesrepublik in die UNO begann eine Phase 
der konzeptionellen Neuorientierung in Richtung auf eine 
konfliktvermeidende, sog. saturierte Außenpolitik, die auch 
die auswärtige Kulturpolitik zu einer kooperativeren Form 
führen wollte.^ Sie kam zur Anwendung im "Wettbewerb" der
1. Kilian, S.120
2. Kulturpolitisches Wörterbuch, S.373, Stichwort "Kultur­
politik, auswärtige"
3. Arnold spricht deshalb hier vom Beginn einer zweiten Phase 
der deutschen auswärtigen Kulturpolitik (S.18); Simson 
entdeckt Elemente des expansionistischen Typus, der vor 
dem ersten Weltkrieg vorherrschend war (S.15).
4. Grewe, S.162 f.
5. Eigene Kulturinstitute der DDR (Herder-Institute) bestehen 
vor allem im Ostblock (vgl. Düwell in der Diskussion zu 
Grewe, S.175), ferner gibt es z.B. das "Centro Thomas 
Mann” in Italien, so von Brück, S.167f.? Koch, S.34
6. Arnold, S.18; Kilian, S.119; Schlagintweit, Aussenpolitik 
25 (1974), 255 (261, 263) sowie als instruktives Beispiel 
aus jener Zeit von Brück, S.167 f.
7. Dahrendorf, Vorwort bei Peisert, S.13 ff. (14); Kultur­
politisches Wörterbuch, S.373, Stichwort "Kulturpolitik, 
auswärtige"; Arnold, S.24
8. Schlagintweit, Aussenpolitik 25 (1974), 255 (259, 261)
9. Kilian, S.120
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beiden deutschen Staaten in der Auslandskulturarbeit, der
2direkte Konfrontation im Ausland vermied, und in der "Bil- 
dungs- und Kulturhilfe" für die nach der Entkolonialisierung 
entstandenen neuen Staaten der Dritten Welt,^ zudem noch in 
der aktiven Mitarbeit der Bundesrepublik in den internationa­
len Organisationen, die in der "Welt-Kulturpolitik” an Bedeu­
tung gewannen. Mit dem "Korb 3" der KSZE-Schlußakte von 1975 
(Zusammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen) wurde
auch der Informations-, Kultur- und Bildungsaustausch mit dem
4Ostblock einbezogen. Die Begeisterung für eine "kooperative 
Kulturpolitik" war so groß, daß 1971 der Deutschunterricht als 
satzungsgemäßes Ziel des Goethe-Instituts völlig in den Hin­
tergrund trat und stattdessen die "Förderung der deutsch- 
. 5
ausländischen Beziehungen" bzw. (1973) die "Pflege der kul­
turellen Beziehungen zum Ausland und die Förderung internatio­
naler kultureller Zusammenarbeit"6 betont wurden.
Der neue Rang der auswärtigen Kulturpolitik (man sprach nun 
vermehrt von "kultureller Außenpolitik", um ihre Bedeutung zu 
betonen) führte nach 1969 zu einer breiten Diskussion, die 
etwa zehn Jahre andauerte. Im Bereich der Exekutive leitete 
Ralf Dahrendorf als Parlamentarischer Staatssekretär mit der 
Formulierung von 51 Leitsätzen zur auswärtigen Kulturpolitik 
eine Neukonzeption ein. Im Juni 1970 wurde der Soziologe 
Hansgert Peisert mit einem Gutachten als Bestandsaufnahme und 
Wegweiser der auswärtigen Kulturpolitik der Bundesrepublik 12345678
1. Kilian, S.119; Haigh, S.103; Schlagintweit, Aussenpolitik 
25 (1974),. 255 (263)
2. Grewe, S.166 f., der betont, daß es sich um ein fakti­
sches, aber ungewolltes Wettbewerbsverhältnis handelte? 
Arnold, S.52, 127, 248. Im direkten Verhältnis zueinander 
wurden die Auseinandersetzungen jedoch fortgesetzt, vgl. 
als Beispiele aus jener Zeit Arnold, S.39 ff., besonders 
52, und die Entgegnung des DDR-Kulturministers Kopeke, 
abgedruckt ebda., S.53 ff.
3. Kilian, S.119
4. Kilian, S.119
5. S 2 I der Satzung von 1971
6. S 2 I der Satzung von 1973
7. so ausdrücklich die Enquete-Kommission Auswärtige Kultur­
politik im Leitsatz 14, BT-Drucks. VII/4121, S.8
8. Dahrendorf, a.a.O., S.15
43
beauftragt,1 23456789 das er 1971 abschloß. Für die Jahre 1973 - 1976
erarbeitete das Auswärtige Amt einen "Gesamtplan Auswärtige 
2Kulturpolitik". Der Staatsrechtler Thomas Oppermann erstell­
te 1975 für das Auswärtige Amt ein Gutachten über die Rechts­
gestalt des Goethe-Instituts, und der Bundesbeauftragte für 
die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung legte eines über die 
Verbesserung der GI-Zentralverwaltung vor. Das Parlament 
setzte in dieser Zeit die "Enquete-Kommission Auswärtige 
Kulturpolitik" ein.^
Heute beruhen die Grundvorstellungen der auswärtigen Kultur­
politik im wesentlichen auf drei amtlichen Berichten:
- den "Leitsätzen für die auswärtige Kulturpolitik" des Aus­
wärtigen Amtes, die Ende 1970 veröffentlicht^ und primär 
von Dahrendorf formuliert wurden,^
- dem "Bericht der Kommission für die Reform des Auswärtigen
, 7
Dienstes (Kulturteil)" vom Marz 1971 (dem sog. Herwarth- 
Bericht)
- und schließlich dem Bericht der "Enquete-Kommission Auswär-
o
tige Kulturpolitik des Deutschen Bundestages" vom 30.9.75
9
mit der Stellungnahme der Bundesregierung vom 21.9. 1977.
1. Dahrendorf, a.a.O., S.17
2. Hamm-Brücher,Ziele,Bulletin Nr.23 vom 15.3.1977,S.210(212)
3. Arnold, S.100
4. BT-Prot.VI/39.Sitzung vom 18.3.1970,S.2017 (D) i.V.m. BT- 
Drucks. VI/57 ff. und VI/515 ff.
5. abgedruckt bei Arnold, S.257 ff. und Peisert, S.354 ff. 
Sie waren hervorgegangen aus den 51 "Leitsätzen zur aus­
wärtigen Kulturpolitik", die anschließend erst zu "15 
Thesen zur Internationalen Kultur-, Wissenschafts- und 
Gesellschaftspolitik" und dann zu den 18 Leitsätzen kom­
primiert wurden (Dahrendorf, a.a.O., S.16).
6. Dahrendorf, a.a.O., S.16 f., 19? Peisert, S.44 f.; Kultur­
politisches Wörterbuch, S.373, Stichwort "Kulturpolitik, 
auswärtige"; Arnold, S.249
7. abgedruckt bei Arnold, S.266 ff.
8. BT-Drucks. VII/4121 vom 7.10.1975, abgedruckt bei Arnold, 
S.284 ff. (Auszug) und Peisert, S.359 ff. (Auszug)
9. BT-Drucks. VIII/927 vom 23.9.1977? Kurzfassung im Bulletin 
Nr.91 (1977), S.41 und bei Peisert, S. 368 ff.
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Alle wesentlichen Veränderungen hatte man bis zu diesem Zeit­
punkt zurückgestellt, um die Untersuchungsergebnisse in die 
Neuorganisation zu integrieren.*
Den amtlichen Texten lassen sich folgende Grundsätze entneh­
men: 2
Angestrebt wird eine Förderung der internationalen Kulturbe­
ziehungen der Bundesrepublik durch den Staat
(1) nach dem übergeordneten Prinzip des kulturellen Austauschs
(2) unter Zugrundelegung eines erweiterten, über den traditio-
3
nellen, mehr schöngeistigen Begriff von Kultur hinaus­
gehenden, gesellschaftlichen Kulturbegriffs
(3) mit dem Ziel, die Kultur als eigenständigen Teil der 
Gesamt-Außenpolitik, jedoch nicht als ihr Instrument, für 
eine Verbesserung der internationalen Verständigung und 
des Verständnisses für Deutschland im Ausland wirksam 
werden zu lassen.
An dem Prinzip der vorrangigen Wahrnehmung auswärtiger Kultur­
verwaltung durch Mittlerorganisationen soll festgehalten wer­
den,^ die wissenschaftliche und gesellschaftspolitische In­
formation durch die Kulturinstitute größere Bedeutung erhal- 
ten. Bei der Vielfalt der Mittler sei jedoch zur Vermeidung 
von Doppelarbeit und Kompetenzüberschneidungen die Frage der 
Aufgabenverteilung und Koordination von zentraler Bedeutung. 
Schon im Leitsatz III 3 heißt es deshalb, daß den staatlichen 
Stellen vor allem die Planung und Koordinierung obliegt, 
wahrend den Mittlerorganisationen die technische Durchführung 
der Maßnahmen zugewiesen wird.**
1. Arnold, S.24, 85; Dahrendorf, a.a.O., S.19
2. Arnold, S.249; Kilian, S.115
3. Dieser traditionelle Kulturbegriff war immer stärker in 
den Mittelpunkt der Kritik gerückt, vgl. z.B. Koellreutter 
(1974), S.221 ff. und passim.
4. Leitsatz III 3 bei Arnold, S.264; Stellungnahme der Bun­
desregierung, Nr.II.7, Bulletin Nr.91 vom 23.9.1977, S.841
5. Leitsatz II 3 bei Arnold, S.260
6. Leitsatz III 3 bei Arnold, S.264; ebenso in der Stellung­
nahme der Bundesregierung: Nr. II.7, Bulletin Nr.91 vom 
23.9.1977, S.841
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Der Enquete-Bericht schlug vor, das Auswärtige Amt sollte 
"aufgrund seiner Ressortkompetenz die politische Regionalpla­
nung als die aktuelle und längerfristige Zielsetzung der kul­
turellen Außenpolitik klar und verbindlich festlegen. Inner­
halb dieses Rahmens sollen die Mittlerorganisationen autonom
wirken."* Jede sollte einen klar umrissenen Aufgabenkreis
2
zugewiesen erhalten. Die Kompetenzverteilung zwischen den
zuständigen Ministerien sei unter Wahrung der Koordinie-
.. . 3
rungsfunktion des Auswärtigen Amtes zu klaren. Kulturrefe­
renten, aber auch Angehörige des Goethe-Instituts sollten 
speziell aus- und fortgebildet werden, um der Vermittlung der
4
Inhalte des erweiterten Kulturbegriffs gerecht zu werden, 
die Angestellten des Goethe-Instituts nur ins Ausland entsandt 
werden, wenn sie neben ihrer beruflichen Befähigung die Be­
reitschaft mitbrächten, sich für die Ziele der auswärtigen
5
Kulturpolitik einzusetzen.
Für die Koordination und Kontrolle der Goethe-Institute sei 
unbestritten das Auswärtige Amt zuständig und sollte dies auch 
bleiben. .
1977 schuf man dann zur besseren Koordinierung der zehn an der 
auswärtigen Kulturpolitik beteiligten Bundesressorts einen 
Interministeriellen Ausschuß unter dem Vorsitz eines Staats­
sekretärs . ®
7
Der 1969 geschlossene Kooperationsvertrag, nach dem das 
Goethe-Institut im Rahmen der vom Auswärtigen Amt gegebenen 
politischen Richtlinien in eigener Verantwortung die ihm 
übertragenen Aufgaben durchführte, enthielt bereits detail­
lierte Regelungen über die Zusammenarbeit von Auswärtigem Amt 
und Auslandsvertretungen einerseits, dem Goethe-Institut und
1. Enquete-Bericht Nr.41, BT-Drucks. VII/4121,S .12; dazu Ki­
lian, S.117
2. Leitsatz III 3 a.E. bei Arnold, S.263
3. Leitsatz III 1,2 bei Arnold, S.263
4. Leitsatz II 6 bei Arnold, S.262; Arnold, S.90, 251
5. Leitsatz II 6 bei Arnold, S.262
6. Punkt VI der Stellungnahme der Bundesregierung zum Enque­
te-Bericht, Bulletin Nr.91 vom 23.9.1977, 841 (844)
7. Abdruck (Auszug) bei Weisert, S.173 f.
seinen Zweigstellen und Dozenturen andererseits.1 234Das Goethe- 
Institut wurde dort u.a. mit der Durchführung kultureller 
Veranstaltungen im Ausland betraut. Dabei war jedoch verein­
bart, das Personal der Zweigstellen im Ausland solle, auch 
wenn die Botschaft im Institut eigene Veranstaltungen durch­
führe, "grundsätzlich nicht mit Aufgaben der politischen Öf­
fentlichkeitsarbeit befaßt werden. Ebenso sind die Räume der 
Zweigstelle für solche Veranstaltungen grundsätzlich nicht zu 
benutzen". Die Kommission für die Reform des Auswärtigen 
Dienstes plädierte für eine Vermittlung von - auch - politi­
schen Informationen durch die Goethe-Institute, unter anderem 
bedingt durch die Nachfrage in den Gastländern. Sie forderte 
jedoch, bei Fragen von politischer Bedeutung müßten das Aus­
wärtige Amt oder die Auslandsvertretungen eingeschaltet wer-
3 4 den; Steuerung und Kontrolle seien zu verbessern.
Diese Anregungen fanden ihren Niederschlag in S 4 VIII des 
Rahmenvertrages von 1976: Danach kann der Chef der deutschen 
diplomatischen oder konsularischen Vertretung jetzt im Rahmen 
seiner politischen Aufgabenstellung nach Abstimmung mit dem 
Zweigstellenleiter auch eigene, als solche gekennzeichnete 
Veranstaltungen in den Institutsräumen durchführen oder mit 
den Veranstaltungen des Goethe-Instituts verbinden. Gleich­
zeitig wurde die Integration des Instituts in die auswärtige 
Kulturverwaltung auch etwas stärker offengelegt: Sah der 
Vertrag von 1969 noch vor, daß Einladungen an das Staatsobe­
rhaupt oder den Regierungschef des Gastlandes zuvor mit dem
1. Vgl. die "Grundsätze für die Zusammenarbeit zwischen den 
Auslandsvertretungen und den Zweigstellen und Dozenturen 
des Goethe-Instituts" gemäß § 10 Abs.I Buchst, b des Ver­
trages zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch das Auswärtige Amt, und dem Goethe-Institut vom 
31.7.1969. "Zweigstellen" sind Kulturinstitute, die von 
der GI-Zentralverwaltung verwaltet werden; in "Dozenturen" 
wirken Dozenten des Vereins im Rahmen bestehender Kultur­
institute des Auswärtigen Amtes oder ausländisch-deutscher 
Kulturgesellschaften verantwortlich mit (Lerche, S.5J.
2. Ziff.9 Abs.I der "Grundsätze"
3. Ber.Komm.AD, 4.5.4.1. bei Arnold, S.275
4. Ber.Komm.AD, 4.5.4.5 bei Arnold, S.277f. und 4.6.1, 4.6.2, 
ebda., S.280
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Missionschef abzusprechen seien, so muß seit 1979 die Einla­
dung direkt durch den Leiter der Auslandsvertretung erfolgen. 
Darüberhinaus dehnte sich der Aufgabenbereich des Goethe- 
Instituts durch die Erweiterung des Kulturbegriffs ohnehin 
aus, insbesondere auf die Vermittlung gesellschaftlicher und 
politischer Inhalte und auf Kooperation mit dem Gastland sowie 
kulturellen Austausch. Dies brachte die stärkere Anbindung an 
den Staat durch erhöhte Einfluß- und KontrollmÖglichkeiten des 
Auswärtigen Amtes mit sich.
bb) Italien
Auch in Italien gab es eine Weiterentwicklung des Kultur­
begriffs von 1945 bis heute.1 23 In den formalen Rechtsgrundla­
gen der Institute, dem königlichen Dekret von 1940, den Geset­
zen (leggi) und den Verordnungen mit Gesetzeskraft (decreti 
legislativi) schlug sich diese Veränderung allerdings nicht 
nieder. Ein Grund dafür war, wie erwähnt, die von Anfang an 
sehr weit gefaßte und gleichzeitig allgemein gehaltene Defini­
tion des Aufgabenfeldes der Istituti italiani di cultura, die 
wechselnden Interpretationen und damit auch einer Entwicklung 
zugänglich war. Ein weiterer Grund war die Schwierigkeit, 
innerhalb kurzer Legislaturperioden, bei häufigen Regierungs­
wechseln und problematischen Vielparteienkoalitionen eine
■ . 2  
Mehrheit für durchgreifende Reformen zu finden. Zudem war
bis in die 70er Jahre hinein das Interesse aller Parteien an 
der auswärtigen Kulturpolitik gering. So blieb es also den 
beiden Circolari von 1955 und 1978 Vorbehalten, die ’ bestehen­
den Rechtsgrundlagen aus der Zeit des Faschismus im Sinne des 
jeweils herrschenden Kulturbegriffs zu interpretieren.
Wie in der Bundesrepublik war die erste Phase auswärtiger 
Kulturpolitik nach dem zweiten Weltkrieg bestimmt von unge-





plantem Wiederaufbau. Aufgrund des fehlenden Gesamtkonzepts1 23456789
ließen sich die auch über die Istituti italiani di cultura 
verbreiteten Themen noch in der Mitte der 70er Jahre zusammen­
fassen als "faktisch nicht koordinierte Bruchstücke der ehe­
mals auf Vorherrschaft im Mittelmeerraum gerichteten auswärti­
gen Kulturpolitik des Faschismus, Reste der Kolonialpolitik 
und Tourismuswerbung durch Kulturmaßnahmen", ergänzt durch 
Sympathiewerbung und Streben nach Wiederversöhnung. Auch die 
Hoffnung auf die Kultur als Wegbereiter für die Wirtschaft war 
präsent.* Gleichwohl betrugen die Finanzmittel für die aus­
wärtige Kulturpolitik nur einen Bruchteil der von anderen
5
Staaten aufgewandten Summen.
Hatte man sich 1950 noch offen zur kulturellen Betreuung der 
"emigrati" bekannt,^ so begann bald darauf eine offizielle 
Absetzbewegung von der "Volkstumspolitik" des Faschismus.^ 
Sie fand ihren Höhepunkt im Circolare von 1955, das klar­
stellt, daß jedenfalls die Kulturinstitute nicht der Ort für
g
eine solche Betreuung seien. Wie in der BundesrepublikQ
uberließ man diese Aufgabe nun den Auslandsschulen.
Das genannte Circolare hebt sich inhaltlich und in seinen 
Formulierungen deutlich von allen anderen amtlichen Texten zur 
Arbeit der Kultur institute ab. Während die Normen von 1926,
1. Peisert,S.60 f.,68 f.? Haigh,S.90 f.; Efinger, S.24, 98 f. 
Zum Teil wird auch eine relativ schwache Stellung des Mi­
nistero degli Affari Esteri, das ja häufig der Zustimmung 
von Finanz- und Bildungsministerium bedarf, als Grund für 
die Konzeptionslosigkeit angeführt (Haigh,S.90). Dem Bil­
dungsministerium kommt vor allem in der Personalpolitik 
eine entscheidende Rolle zu (vgl. Efinger, S.98).
2. Peisert, S.68 f.; ähnlich Efinger, S.24; Haigh, S.92 f.;
Doka, S.57
3. Peisert, S.60
4. Efinger, S.24, der als Beweis eine Passage aus MAE, 
Cooperazione culturale 1975, S.9 zitiert.
5. Haigh, S.90 f.; Efinger, S.97 ff.; Peisert, S.58; Foschi, 
CD-Dokumentation, Band I, S.84 f.
6. Galletto in der Haushaltsdebatte 1950, La Legislazione 
italiana, Bd.II, 1950, § 732, S.1218 (1224) und Ambrosini, 
ebda. , S.1224 (1231 )
7. Peisert, S.60
8. Nr. 4 I des Circolare
9. Doka, S.57
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1940 und 1950 bereits sehr fortschrittlich von Kulturaustausch 
sprachen, findet sich 1955 die Anweisung zu "kultureller 
Durchdringung des Auslandes". Das Gastland sollte auf die 
wohlwollende Aufnahme italienischer Kulturprodukte vorbereitet 
werden. So stellte denn auch Peisert in seinem 1971 entstande­
nen Gutachten fest, in der italienischen auswärtigen Kultur­
politik seien die Konzepte der einseitigen Selbstdarstellung 
und des Kulturexports noch deutlich vorhanden. Auch in der 
Untersuchung von Efinger aus dem Jahr 1976 findet sich die 
Bemerkung, die tatsächliche Arbeit der Institute sei weit 
konservativer und mehr am traditionellen Kulturbegriff orien­
tiert, als man nach der Lektüre der grundsätzlichen Ausführun- 
.. - 2
gen annehmen mochte.
Umberto Gori, der sich zu Beginn der 70er Jahre als erster mit 
den Fakten und dem theoretischen Fundament der italienischen 
Kulturdiplomatie befaßte,^ und vor allem - auf Goris Studie 
fußend - Haigh, setzten dagegen andere Schwerpunkte bei der 
Bewertung der vorhandenen Gegebenheiten. Sie betonen das 
Moderne in der italienischen auswärtigen Kulturpolitik: die 
Tatsache, daß Wissenschaft von Anfang an zum Kulturbegriff der 
Institute gehört hatte** (sie waren ja ursprünglich sogar als 
Dependancen italienischer Universitäten geplant gewesen), die 
Flexibilität, die fehlende Planung wettmachte und die große
Bereitschaft Italiens zu multilateraler Kooperation auf dem
6 7Kultursektor, vor allem im Bereich der Technik, der Er-
0
wachsenenbildung und des Kampfes gegen Analphabetismus. 
Haigh ging sogar so weit, die Phase bilateralen Kulturaus­
tausche bereits für nahezu überwunden zu erklären, während sie
für Kritiker noch nicht einmal begonnen hatte: Er teilte die
. ... . . 9italienische auswärtige Kulturpolitik in drei Phasen ein:
1. Peisert, S.60 f.
2. Efinger, S.35
3. La "diplomazia" culturale multilaterale dell'Italia
Haigh, S. 94 ; Gori, S.135
Haigh, S. 96
Haigh, S.12, 92 f. ; Gori, S.85 f.
Haigh, S. 93 ; Gori, S.132 f.
Haigh, S. 93 ; Gori, S.128 f.
Haigh, S.36, 94 ff •
(1) Kulturpropaganda (bis zum Ende des zweiten Weltkrie­
ges)
(2) bilaterale kulturelle Kooperation (in der Aufbaupha­
se nach dem Krieg)1 23
(3) multilaterale Kooperation.
Italien befand sich demnach - nach einer Übergangszeit von der 
zweiten zur dritten Phase, die unmittelbar nach den zweiten 
Weltkrieg begonnen hatte - bereits in der Phase der multilate­
ralen Kooperation in internationalen Organisationen, neben der 
alle anderen Initiativen zurücktreten.
Dieser Auffassung ist zuzugeben, daß sich Umfang und Bedeutung 
der multilateralen Beziehungen für die italienische Kulturdi­
plomatie seit dem zweiten Weltkrieg beständig vergrößert ha­
ben. Zumindest in den Beziehungen zum Ostblock und zur Dritten
Welt sind die bilateralen Kontakte daneben jedoch auch heute
2
noch von großer Bedeutung, wie z.B. das im Marz 1989 von der 
Camera dei Deputat! ratifzierte italienisch-polnische Ab­
kommen über die gegenseitige Errichtung von Kulturinstitu- 
3ten und das seit Oktober 1988 im Auswärtigen Ausschuß des 
Senats beratene Kulturabkommen mit Äthiopien4 5 beweisen.
In den 70er Jahren belebte sich auch in Italien allmählich die 
öffentliche Diskussion um die auswärtige Kulturpolitik. Seit 
1977 bemühte man sich im Ministero degli Affari Esteri um eine 
systematische Bestandsaufnahme als Vorbereitung einer Neuori­
entierung. Den ersten Schritt bildete eine quantitative Unter­
suchung der Italienisch Lernenden in der Welt? daran sollte
. . 5
sich eine Motivforschung anschließen. Der Unterausschuß für
Kultur der "Commissione Affari Esteri" des Parlaments veran­
staltete ein "Hearing" über die Istituti italiani di cultura
1. so auch Doka, S.60
2. so auch der Leiter der Abteilung für Kulturaustausch mit 
dem Ausland im Ministero per la Pubblica Istruzione, Av­
veduto, AP IX, CD, Indagine conoscitiva sugli Istituti 
italiani di cultura, n.2, 3.3.1987, S.13
3. ddl n.2436, Il Giornale dell'Arte, N.65, März 1989, S.6
4. ddl n.639, Il Giornale dell'Arte, N.60, Oktober 1988, S.74
5. Viola bei Bartoie, S.159 (162)
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all'estero.1 2345678Die kulturellen Bedürfnisse der italienischen 
Arbeitnehmer im Ausland wurden erkannt, und vor allem die 
Linksparteien Pci und Psi gewannen über diesen Ansatzpunkt 
Zugang zur gesamten Theoriediskussion um die auswärtige Kul­
turpolitik. Auch die 1970/71 in Erfüllung des Verfassungsauf-
2trags von 1947 endlich mit eigenen, wenn auch vom Staat
abgeleiteten Kompetenzen versehenen Regionen suchten sich
. . . . . , 3durch kulturpolitische Initiativen zu profilieren. 1976/77
fanden regionale Arbeitskonferenzen der Institutsdirektoren
4
mit Vertretern der diplomatischen Missionen statt. Die 
gesamte Diskussion erlebte einen vorläufigen Höhepunkt 1978 
mit dem Erlaö des Circolare Foschi, in dem versucht wird, 
möglichst viele der genannten Strömungen zu integrieren.
Die Betreuung der "emigrati” und ihrer Nachkommen - bei Zäh­
lung der letzten drei Generationen sind das 40 - 50 Millionen
5
Menschen - wurde wieder zu einer bedeutsamen Aufgabe der
Istituti italiani di cultura erklärt^ - eine Anerkennung
7bereits entstandener Fakten. Auch Deutschkurse für italieni­
sche Arbeitsemigranten wurden von den in der Bundesrepublik
g
belegenen Instituten organisiert. Es folgte - nach dem "Aus­
rutscher” von 1955 - ein erneutes Bekenntnis zur Kooperation,
1. S.4 der Begründung der pdl n.1584 vom 15.4.1984, AP IX, 
CD, abgedruckt in CD-Dokumentation, Bd.I, S.142 ff. (145); 
ferner Rogati, S .221 f.
2. Art. 114 ff., insbesondere Art.131 cost.
3. Europäisches Kulturhandbuch, S.323 f. Vorher hatte es nur 
fünf Grenzregionen mit spezieller Autonomie gegeben; 
1970/71 kamen die übrigen 15 Regionen mit Normalstatut 
hinzu (dazu später im Abschnitt B.I.2.a).
4. Foschi, CD-Dokumentation, Bd.I, S.92
5. Cortese De Bosis, CD-Dokumentation Bd.I, S.52 (60)
6. Hierzu kooperiert die Direzione generale per la coopera- 
zione culturale, scientifica e tecnica im Ministero degli 
Affari Esteri mit der seit 1956 bestehenden Direzione 
generale per 1 'emigrazione, vgl. Foschi, CD-Dokumentation, 
Bd.I, S.81; Caiani, ZfK H.1/1979, 86 (90). Nach Simson ist 
diese Volkstumspflege ein typisches Element einer expansi­
ven auswärtigen Kulturpolitik zur Ausweitung des eigenen 
Einflusses. Daher ordnete er 1975 die italienische Kultur­
politik im Ausland der Kategorie "Kultur im Dienst von 
Politik und Wirtschaft" zu, die europaweit vor dem ersten 
Weltkrieg vorherrschte (S.15).
7. Foschi, a.a.O., S.90
8. Foschi, a.a.O., S.90
52
zum kulturellen Dialog mit dem Ziel des gegenseitigen Kennen- 
lernens, der kulturellen Integration und der Völkerverständi­
gung zur Förderung des Weltfriedens. Dieser Dialog, der nicht 
nur mit den Eliten und nicht nur an den kulturellen "Brenn­
punkten” des Gastlandes geführt werden sollte, hatte sich 
damit von der "Berücksichtigung lokaler Nachfrage" über die 
"Kooperation der Istituti italiani di cultura mit lokalen 
(ausländischen) Partnern" zu einer noch breiteren Integration 
aller Beteiligten entwickelt, die auch die Zusammenarbeit der 
Institute mit italienischen Partnern, Regionen und Gemeinden 
einschloß. Hatte Efinger 1976 noch die Überbetonung des wis­
senschaftlichen und technischen Sektors beklagt,^ so sollte 
ab 1978 der Austausch nicht mehr nur "intellektuell" (1926, 
1940) oder gar "universitär" (1950) sein, sondern alle Berei­
che der Kultur - speziell der zeitgenössischen - umfassen 
einschließlich des sozialen Lebens im "Italien von heute". 
Foschi verwahrte sich in der anschließenden öffentlichen 
Diskussion gegen den Vorwurf, den solchermaßen erweiterten
Kulturbegriff als Vehikel für wirtschaftliche Interessen zu 
2
mißbrauchen. Im übrigen enthält seine Bestandsaufnahme von 
31980 vieles, was zuvor auch in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu hören gewesen war: die Klage über mangelnde Koordina­
tion, Doppelarbeit und Lücken durch die vielen Akteure in der 
auswärtigen Kulturpolitik, den Appell an den Gesetzgeber als
Ruf nach Reform,4 das Bekenntnis zur auswärtigen Kulturpo-
. . 5litik als drittem Element der Außenpolitik. Foschi vertritt
eine "kategorische Ablehnung jeder dirigistischen, zentrali­
stischen, ideologisch konditionierten und gezwungenen Kultur- 
konzeption, also einer Staatskultur". Pluralität der Be­
teiligten soll ermutigt werden, solange deren Initiativen mit
1. Efinger, S .25
2. Foschi, a.a.O., S.78
3. Foschi, La cultura italiana all'estero (besonders das 
Kapitel "criteri e indirizzi; risanamento dei bilanci")
4. Foschi, a.a.O., S.93
5. Foschi, a.a.O., S.84
6. Foschi, a.a.O., S.86, 93 und Nr.l des Circolare Nr.13 vom 
18.5.1978
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den Zielen der Gesamt-Außenpolitik übereinstimmen und die nö­
tige Korrektheit gegenüber dem Empfangsstaat wahren.1 2
Das von Foschi in die offizielle italienische auswärtige 
Kulturpolitik eingeführte theoretische Konzept laßt sich daher 
unter den drei Prinzipien zusammenfassen, die auch der deut­
schen auswärtigen Kulturpolitik zugrundeliegen: Angestrebt
wird eine Förderung der internationalen Kulturbeziehungen 
durch den Staat
(1) nach dem übergeordneten Prinzip des kulturellen Aus- 
tauschs
(2) unter Zugrundelegung eines erweiterten, über den tradi­
tionellen, mehr schöngeistigen Begriff von Kultur 
hinausgehenden, gesellschaftlichen Kulturbegriffs
(3) mit dem Ziel, die Kultur als eigenständigen Teil der 
Gesamt-Außenpolitik, jedoch nicht als ihr Instrument, 
für eine Verbesserung der internationalen Verständigung 
und des Verständnisses für Italien im Ausland wirksam 
werden zu lassen.
Soweit also die "amtliche Theorie". Im Rahmen der öffentlichen 
Diskussion, die gegen Ende der 70er Jahre über die auswärtige 
Kulturpolitik Italiens geführt wurde, meldeten sich jedoch 
auch andere Stimmen zu Wort. Besonders deutlich wurde dies auf 
einer Konferenz, die Anfang 1979 als "Tag der Reflexion über 
die auswärtige Kulturpolitik" von der italienischen Unesco- 
Kommission gemeinsam mit dem Ministero degli Affari Esteri und 
der Societä Dante Alighieri organisiert wurde. Zur Vorberei­
tung hatte die Kommission 1978 einen Fragebogen verschickt, um
das kulturelle Bild Italiens im Ausland und die verschiedenen
.. . 2
offiziellen und privaten - Träger zu ermitteln. Teilnehmer 
der Konferenz waren Politiker, Mitglieder der nationalen und 
internationalen "Kulturbürokratie", Kulturschaffende, Wissen­
schaftler .
1. vgl. vorige Fußnote
2. Bartoie, S.IX. Alle folgenden Zitate dieses Abschnitts 
stammen gleichfalls aus dem Konferenzbericht von Bartoie.
Zwar gab es auch hier den Huf nach einem Gesamtkonzept für die
auswärtige Kulturpolitik1 unter Anwendung des erweiterten
Kulturbegriffs, das Bekenntnis zu Pluralismus der Träger bei
3
Verbesserung der Koordination und zur Einbindung der Kultur-
. . . . 4politik in die Gesamt-Außenpolitik, ohne jedoch die Kultur
5 6
zu instrumentalisieren. Man klagte über Geldmangel und
7
forderte kulturellen Austausch sowie die Berücksichtigung
0
der Nachfrage des Auslandes und der italienischen Auswande- 
rer. Zudem wurde ein völlig verfehltes Konzept gegenüber
diesen Auswanderern beklagt: Hatte Italien zunächst nichts ge­
tan, um dem weitverbreiteten Analphabetismus abzuhelfen, so 
war man nach ihrer Ankunft in Übersee bestrebt, ihnen Ita­
lienisch beizubringen, anstatt sie zur Erleichterung ihrer 
Integration im Zielland in dessen Landessprache zu unterrich­
ten.1 *^
Gleichzeitig wurde jedoch auf der Konferenz wie selbstver­
ständlich von "Kulturexport"11 gesprochen und von der Kultur 
als Türöffner für Politik, Diplomatie, Information, Wirtschaft
und Handel. Man forderte die Darstellung eines "einheitli-
13
chen Italienbildes" im Ausland statt Pluralismus und die 
Befreiung der eigenen Kultur von ausländischen Abhängigkei­
ten.1  ^Auch die Ausrichtung der Themen an der Nachfrage des 
Auslandes sei falsch.1^
1. Grassi, S.26 f., 30; Zorzi, S.39; De Rita, S.103
2. Grassi, S.27; Garavini, S.50 f.; De Marchis, S.55, 60 f.;
Einaudi, S.90; Vercellino, S.136; Penelope, S.157
3. Grassi, S .30? Garavini, S .49; Romano, S .120; Vercellino,
S.136 f., 139; Sisinni, S.153; Penelope, S.157 f.; Bar­
bieri Masini, S.171
4 . Grassi, S .25 ; Romano, S .115
5. Branca, S.16? Zorzi, S.38
6. Grassi, S.26; Einaudi, S .95 ; Romano, S .119 ; Carini Dai- 
notti, 5.178
7. Calvino,S.78; Einaudi,S.91; Pompei,S.127 f.; Sisinni,S .153
8. Calvino, S .77
9. Calvino, S.74; Vercellino, S.136
10. Zorzi, S.41; Garavini, S.50 ff.; Vercellino, S.140
11. Grassi, S.19,29; Calvino, S.76; Einaudi, S.91
12. Grassi, S.24; Einaudi, S.91




In demselben Sinne wurde 1983 auf einer vom Partito Socialista 
organisierten Konferenz über auswärtige Kulturpolitik die 
Errichtung eines nationalen Kulturministeriums gefordert, um 
durch eine einheitliche Verantwortung die Kulturpolitik im 
Ausland zu einem geschlosseneren Abbild des internen Italiens 
zu machen, aber auch, um die "kulturelle Kolonisation” Itali- 
ens, insbesondere durch die USA, aufzuhalten.1 23456
Der Fortgang der Diskussion zeigte jedoch, daß sich die Auf- 
fassungen Foschis allmählich durchsetzten, wenngleich der 
Beitrag des Vertreters des Ministero degli Affari Esteri, 
Alessandro Cortese De Bosis, auf der 1984 veranstalteten II. 
Nationalen Konferenz der Akademien und KulturInstitute trotz 
seines Bekenntnisses zu den neuen Ideen immer noch eine über-
3
betonung des traditionellen Kulturbegriffs, ergänzt durch
Wissenschaft und Technik^ enthält sowie eine Betreuung der
5
"emigrati" vor allem durch Italienischunterricht. Cortese De 
Bosis berichtete bei dieser Gelegenheit auch über bereits 
durchgeführte Reformen, die wegen der schon erwähnten Probleme 
bei der Gesetzgebung ausschließlich auf der Verwaltungsebene 
stattfanden:
Zwischen Ministero degli Affari Esteri, Presidenza del Consi- 
glio, der RAI und der Agenzia Giornalistica Italia waren 
Kooperationsvereinbarungen geschlossen worden, um eine bessere 
Versorgung der Kulturinstitute mit zeitgenössischen Dokumen­
tarfilmen zu sichern, und das Istituto dell'Enciclopedia 
Italiana wurde mit der Sichtung einiger besonders wichtiger 
Institutsbibliotheken und der Erstellung eines Kataloges von 
6.500 Basiswerken betraut, die überall vorhanden sein soll­
ten.® Die Finanzschwäche der Institute besteht jedoch fort
1. Mitchell, S.l'll; Tamburrano bei Angel!, S.19, 21 ff.,
besonders 23
2. Aus dem Jahr 1984 vgl. z.B. Branca, CD-Dokumentation,Bd.I,
S.52 (54, 57 f.); Cortese De Bosis ebda., S.59 (59 und
passim).
3. Cortese De Bosis, a.a.O., S.59 f.
4. Cortese De Bosis, a.a.O., S.63
5. Cortese De Bosis, a.a.O., S.60
6. Cortese De Bosis, S.62 f.
56
und verhindert zum Teil sogar die Durchsetzung solch beschei­
dener Nahziele. Zwar sind die absoluten Zahlen des Kulturhaus­
halts des Ministero degli Affari Ester! und des Auswärtigen 
Amtes nicht vergleichbar, weil Mittel für die auswärtige 
Kulturpolitik aufgrund historisch gewachsener Kompetenzen oft 
auch im Haushalt anderer Ministerien veranschlagt sind, doch 
dürfte folgender Vergleich das krasse Mißverhältnis illustrie­
ren: Während dem Goethe-Institut 1984 nach Abzug der Betriebs­
kosten 39,7 Millionen DM als Programmittel verblieben (= 18,6% 
des Etats),^ standen den Istituti italiani di cultura für die 
Programmarbeit im selben Jahr gerade 2 Milliarden Lire (damals 
ca. 2,8 Millionen DM) zur Verfügung, ein Drittel des Gesamte­
tats.^
Seit 1984 häuften sich die Gesetzentwürfe für eine struktu­
relle Reorganisation der Istituti italiani di cultura, so daß 
mancherorts schon zu lesen war, Italien stünde an der Schwelle
einer grundlegenden Umgestaltung seiner auswärtigen Kulturver- 
3
waltung. Allein in der neunten Legislaturperiode, die von 
1983 bis 1987 dauerte,4 wurden sieben Gesetzentwürfe zu die-
5 g
sem Thema bei der Camera dei Deputati und im Senat einge-
7
bracht. Eine große Initiative ging von den Regionen aus, 
die gemäß einer 1982 getroffenen Absprache nacheinander 12345678
1. GI-Jahrbuch 1984/85, S.216
2. Cortese De Bosis, CD-Dokumentation Bd.I, S.59 (62)
3. Europäisches Kulturhandbuch, S.324
4. Wieser/Spotts, S.307 f.
5. pdl n.1584, AP IX, CD, eingebracht am 15.4.1984 durch eine 
Gruppe kommunistischer Abgeordneter, mit Begründung abge­
druckt in CD-Dokumentation Bd.I, S.142 ff.
6. ddl n.1120 vom 17.1.1985, AP IX, Senato, eingebracht vom
Consiglio regionale dell'Umbria, mit Begründung abgedruckt 
in CD-Dokumentation Bd.I, S.103 ff.; ddl n.1303 vom 16.4. 
1985, AP IX, Senato, eingebracht vom Consiglio regionale 
del Veneto, abgedruckt a.a.O., S.116 ff.; ddl n.1337 vom 
30.4.1985, AP IX, Senato, eingebracht vom Consiglio regio­
nale della Toscana, a.a.O., S.123 ff.; ddl n.1814 vom
8.5.1986, AP IX, Senato, eingebracht von Spitella (De) 
u.a., a.a.O., S.130 ff.; ddl n.2134, AP IX, Senato, ein­
gebracht von der Regierung, ddl n.2141, AP IX, Senato, 
eingebracht von einigen Pci-Abgeordneten.
7. Vorwort der CD-Dokumentation Bd.I, S.I
8. S.I der Einleitung der Begründung des ddl n,1120 vom 17.1. 
1985, AP IX, Senato und CD-Dokumentation, Bd.I, S.103
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gleichlautende Gesetzesvorschläge präsentierten,^ deren
Schwerpunkt die Betreuung der "emigrati" bildete. Geplant
waren ein Rahmengesetz und einzelne Regelungen für spezielle 
2 .
Sektoren. Die wesentlichen Neuerungen bildeten die Veranke­
rung periodischer Fortbildungskurse in Italien für Instituts-
3
direktoren und Kulturpersonal, die vertragliche Übertragung
. .. 4
von Kulturaufgaben auf private Träger und die Einsetzung 
eines "Comitato nazionale per le attività culturali e formati­
ve italiani all"’estero" bei der Presidenza del Consiglio dei 
. 5
Ministri für die Koordination der schulischen und kulturel­
len Betreuung der "emigrati" und ihrer Nachkommen,
Das Komitee sollte mit den Ministern für auswärtige Angelegen­
heiten, Regionalfragen, Arbeit und Soziales sowie Bildung be­
setzt werden neben 6 Vertretern der Regionen, 7 Repräsentanten 
der "emigrati", 3 Gewerkschaftsvertretern sowie je einem Ab­
gesandten der Ausländeruniversität in Perugia, der Universi­
tätsdozenten, der Lehrer und des CNR. Eine ähnliche Programm­
kommission im Ministero degli Affari Esteri, besetzt mit Mi­
nistern, Vertretern von öffentlichen Kultur institutionen und 
Universitätsprofessoren, die durch die Ministeri per i Beni 
Culturali und per la Ricerca Scientifica ernannt werden soll­
ten, war gleichfalls Bestandteil des Gesetzentwurfs n.2134 der 
£
Regierung.
Auch der bereits 1984 von einer Gruppe kommunistischer Ab­
geordneter eingebrachte Gesetzentwurf n.1584 enthielt ein 
Koordinationsorgan, die "Commissione per la cooperazione *I
1. ddl n .1120, 1303, 1337
2. S.3 f. der Einleitung des ddl n.1120, a.a.O., S.105 f.
3. S.6 der Einleitung des ddl n.1120, a.a.O., S.108; Art,5
III des ddl n.1120, a.a.O., S.113. Diese Kurse wurden
bereits seit 1984 jährlich vom Ministero degli Affari 
Esteri in Zusammenarbeit mit dem Istituto dell'Enciclope­
dia Italiana und dem Ministero della Pubblica Istruzione 
veranstaltet (Cortese De Bosis, CD-Dokumentation Bd.I, 
S .59 (63)).
4. S.4 der Einleitung des ddl n.1120, a.a.O«, S.106
5. Art.2 des ddl n.1120, a.a.O., S.110 f.
6. vgl. dazu die Ausführungen des Leiters der Kulturabteilung 
im MAE, Taliani, in AP IX, CD, Indagine conoscitiva sugli 
Istituti italiani di cultura all'estero, n.l, 18.2.1987, 
S.4, 7
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culturale", die in einem neu zu schaffenden Referat für kultu­
relle Zusammenarbeit in der Kulturabteilung des Ministero 
degli Affari Esteri angesiedelt werden sollte.^Statt der o-g. 
vier Minister sieht dieser Vorschlag nur die Beteiligung des 
Außenministers und des Leiters der Kulturabteilung im Ministe­
ro degli Affari Esteri vor, daneben eine größere Anzahl freier 
Kulturschaffender und Vertreter öffentlicher Kultur Institutio­
nen. Anders als im Entwurf der Regionen übernimmt hier die
Kommission die Planung, Koordination und Kontrolle der gesam- 
. 2
ten auswärtigen Kulturpolitik und bildet die Grundlage für
eine "struttura metropolitana", eine Art Zentralverwaltung im 
3Heimatland, deren Spezialisten sich regelmäßig zu Konferen­
zen mit den Institutsleitern treffen.^ Um den Kontakt der 
Direktoren zum aktuellen Italien aufrechtzuerhalten, wird 
zudem der Wechsel von Auslands- und Inlandsstationen bei 
Versetzungen vorgeschlagen, wobei die Inlandsstation in der
Kulturabteilung des Ministero degli Affari Esteri oder in
5
anderen Kulturinstitutionen Italiens abzuleisten sei. Ähnli­
ches enthielten auch der Entwurf n.2134 der Regierung^ sowie
n.1814 von Spitella u.a., in dem dagegen keinerlei plurali­
stisch-repräsentativ besetztes Koordinationsorgan vorgesehen 
ist, wie es die Projekte der Regionen und der Pci vorsehen.
All diese Vorschläge, die größtenteils die Stellung des Mini­
stero degli Affari Esteri auf Kosten des Ministero della 
Pubblica Istruzione stärken, wurden jedoch bis zum Ende der
IX. Legislaturperiode mit dem Rücktritt des 6.Kabinetts Fan-
7 8fani am 28.4,1987 nicht mehr behandelt oder zumindest 12345678
1. Art.5,6 der pdl 1584, a.a.O., S.147 f.
2. Art.7 der pdl 1584
3. S.3 der Begründung zur pdl, a.a.O., S.144
4. S.3 f. der Begründung zur pdl, a.a.O., S.144 f.
5. S.4 der Begründung zur pdl 1584, a.a.O., S.145
6. Taliani, AP IX, CD, Indagine conoscitiva sugli Istituti 
italiani di cultura all’estero, n.l, 18.2.1987, S.7
7. Wieser/Spotts, S.308
8. vgl. z.B. das Protokoll des Gemeinsamen Ausschusses des 
Senats für Auswärtiges und Bildung vom 15.1.1987, Giunte e 




In der X. Legislaturperiode beriet der Auswärtige Ausschuß des
Parlaments seit Oktober 1988 den Gesetzentwurf n.383 des Pci-
. 2
Abgeordneten Gabbuggiam, der Gemeinsame Ausschuß des Se­
nats für Auswärtiges und Bildung die Vorschläge des Kommuni-
3 4
sten Volponi und des Christdemokraten Spitella. Momentan
wird ein einheitlicher Text aus den beiden letztgenannten
5Entwürfen redigiert. In diesen durften auch Anregungen ein­
fließen, die sich Mitglieder der zuständigen Stellen 1987 bei 
Informationsbesuchen in der Zentralverwaltung des Goethe-In­
stituts in München verschafften. Die Leiter der Istituti ita­
liani di cultura würden die Einrichtung einer Zentrale im 
Heimatland begrüßen, die nicht, wie bisher, nur eine die Fi­
nanzen verwaltende Administration ist, sondern sich auch aus 
Institutspersonal zusammensetzt, das eine Inlandsstation ab­
leistet. Hierdurch erhofft man sich praxiserfahrene Ansprech­
partner, die auch in Sachfragen die Arbeit der Auslandsinsti­
tute unterstützen, indem sie - wie die Programmabteilung in 
der GI-Zentrale - selbst Programme anbieten, die dann von In­
stitut zu Institut reisen oder Kontakte herstellen zu Kultur­
trägern in Italien, wenn ein Institut im Ausland Veranstaltun­
gen mit Teilnehmern aus Italien veranstalten will.
1. Dies hatte bis 1983 die Konsequenz, daß der Gesetzentwurf 
"verfiel", ggf. in der folgenden Legislaturperiode erneut 
eingebracht werden und die gesamte Prozedur von vorn 
durchlaufen mußte. Seit 1983 bestimmen Art.81 reg.Senato 
und Art.107 reg.CD u.a. vereinfachend, daß für innerhalb 
der ersten sechs Monate unverändert eingebrachte Texte, 
deren Beratung in den Ausschüssen "in sede referente" vor 
den Neuwahlen bereits abgeschlossen war, der Ausschuß 
einen summarischen Bestätigungsbeschluß fassen und auch 
das weitere Verfahren in Parlament und Senat unter gewis­
sen Voraussetzungen beschleunigt werden kann (dazu Enc. 
Dir.XXXV-Di Ciolo, Stichwort "Procedimento legislativo", 
S.997, n .50).
2. Il Giornale dell'Arte, N.60, Oktober 1988, S.l, 74 und
N.65, März 1989, S.6
3. Il Giornale dell'Arte, N.65, März 1989, S.6
4. Il Giornale dell'Arte, N.65, März 1989, S.6
5. Il Giornale dell'Arte, N.65, März 1989, S.6
Es bleibt abzuwarten, ob man in Italien diesen Weg wählt, um 
den kulturellen Kontakt zwischen Instituten, Verwaltung und 
aktuellem italienischen Kulturleben zu verbessern und gleich­
zeitig die Struktur der Kulturverwaltung zu demokratisieren 
oder ob man sich lediglich für die Einführung einer Inlands­
station des leitenden Institutspersonals in der Kulturabtei­
lung des Ministero degli Affari Esteri entscheidet, ohne dort 
eine "Programmabteilung" einzurichten. Aus Kostengründen er­
scheint die Annahme des letzten Vorschlags wahrscheinlicher, 
doch würde dieser dem angestrebten Ziel, insbesondere den 
erwähnten Wünschen der Institutsdirektoren, erheblich weniger 
gerecht.
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B. Staats- und verfassungsrechtliche Fragen
I. Verfassungsrechtliche Grundlagen der auswärtigen Kultur­
politik und -Verwaltung
1. Bundesrepublik Deutschland
a) Die Verbandskompetenz des Bundes für den Vertragsschluß mit 
dem Goethe-Institut
aa) Die Auslandsinstitute
Erste Voraussetzung für die Zulässigkeit der vorliegenden 
Aufgabendelegation durch den Bund auf das Goethe-Institut ist 
die Verbandskompetenz des Gesamtstaates für die auswärtige 
Kulturpolitik und -Verwaltung. Diese Verwaltungskompetenz des 
Bundes ist auch dann erforderlich, wenn er sich zur Erfüllung 
seiner Aufgaben privatrechtlicher Einrichtungen bedient.*- 
Nachdem die Übertragung der Aufgaben nicht durch ein Gesetz im 
Sinne der Art. 70 ff. GG erfolgte, greifen zunächst die Kompe­
tenzzuweisungen der Art. 30, 83 GG ein. Danach obliegt die
Wahrnehmung aller staatlichen Befugnisse im Zweifel den Län­
dern. Art. 32 Ir 73 Nr.1, 87 I enthalten demgegenüber jedoch
eine Sonderzuweisung der auswärtigen Gewalt und damit der 
. 2
allgemeinen Außenpolitik an den Bund, die die Kompetenzver- 
mutung des Art.30 umkehrt. Entscheidend ist deshalb, ob die 
Tätigkeit des Goethe-Instituts im Ausland schwerpunktmäßig den 
kulturellen Staatsaufgaben zuzuordnen ist, deren Erledigung
, 4
das Grundgesetz den Landern zuweist, oder ob nach Art. 32 I 
der Bund zuständig ist. Zwischen beiden Komponenten mußte die 
Verfassung einen Ausgleich finden, nach dem der Gesamtstaat 
auch bei der internationalen kulturellen Zusammenarbeit als 
einheitlich handelndes Völkerrechtssubjekt auftreten kann, 
ohne dadurch aber die interne Kulturhoheit der Länder zu
1. MDHS-Maunz, Rn 23 zu Art.87; Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 
137 (166 f .)
2. Mosler, ZaöRV 16 (1955/56) 1 (12)? Schmidt-Bleibtreu/
Klein, Rn 7 f. zu Art.32; von Münch, GGK II-Rojahn, Rn 22 
f. zu Art.32; Hirsch, S.151; Kilian, S.132; Trommer, S.14
3. von Münch, GGK II-Rojahn, Rn 6 zu Art.32; MDHS-Maunz, Rn 
16 zu Art.32; Oppermann, S.608
4. dazu Oppermann, S.580; Hirsch, S.14
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unterhöhlen.1 234 Dies begründet jedoch keine direkte Wechselbe­
ziehung zwischen Art.30 und 32, aus der Kompetenzkonflikte zu 
losen wären; vielmehr bleibt Art.32 die speziellere Norm. 
Insbesondere seitdem die auswärtige Kulturpolitik als "dritte 
Säule" der Außenpolitik eingestuft wird, besteht Einigkeit 
darüber, daß die Zuordnung der auswärtigen Gewalt an den Bund 
auch die externe Wahrnehmung der auswärtigen Kulturbeziehun-
3
gen umfaßt. Lediglich hinsichtlich der Kompetenz zum Ab­
schluß von Kulturabkommen, die an dieser Stelle noch nicht 
Gegenstand der Erörterung sein soll, werden auch abweichende 
Ansichten vertreten. Somit besitzt der Bund die Verbandskompe­
tenz für die auf die Auslandseinrichtungen des Goethe-In­
stituts übertragenen Aufgaben.
bb) Die Inlandsinstitute
Die Inlandsinstitute des Vereins wurden im Rahmenvertrag 
gesondert behandelt: Von den Vertragsaufgaben sind gemäß § 1 I 
Nr.3 S.2 in Verbindung mit Nr.l c, d, e RV die "fachliche 
Förderung ausländischer Sprachlehrer und Germanisten", die 
"Entwicklung und Verbesserung von Unterrichtsmethoden und 
-material sowie Mitwirkung an entsprechenden Maßnahmen Drit­
ter" und die "Verteilung von Stipendien zur Erlernung der 
deutschen Sprache" auch in "wissenschaftlichen Arbeitseinrich­
tungen und Unterrichtsstätten im Inland" zu erfüllen.
Soweit das Goethe-Institut dort eigene Zwecke wahrnimmt, ist 
die Tätigkeit der 16 Inlandsinstitute und der Münchener Zen­
trale in den Ländern unproblematisch. Denkbar ist jedoch, daß 
die Übertragung der genannten Aufgaben durch das Auswärtige 
Amt auf die,Inlandseinrichtungen einen Eingriff-in die Kultur­
hoheit der Länder darstellt, die sich grundsätzlich auch auf
4
die Ausübung gesetzesfreier Verwaltung erstreckt. Zur Beant-
1. Mikat, S.315; Oppermann, S.607
2. von Münch, GGK II-Rojahn, Rn 6 zu Art.32; Oppermann, S.614
3. Hirsch, S.24 f., 105 ff.; Oppermann, S.557, 614 f.; ders.,
GI-Gutachten, S.10; Mikat, S.315; Trommer, S.14 f,; Ru­
dolf, Mittlerorganisationen, S.146 f.; Kilian, S.132; von 
Münch, GGK II-Rojahn, Rn 22 a zu Art.32
4. Schmidt-Bleibtreu/Klein, Rn 2 zu Art.30; von Münch, GGK 
II-Gubelt, Rn 4 f. zu Art.30; Abelein, S.256; BVerfGE 12, 
205 (246); 22, 180 (217)
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wortung dieser Frage ist zunächst wieder auf Art.32 GG zurück­
zugreifen, der dem Bund die Pflege der auswärtigen Beziehungen 
überträgt:
Die auswärtige Kulturpolitik unterscheidet sich von der inne­
ren durch ihre gezielte Außenwirkung, durch ihre Ausrichtung 
auf die Gestaltung der Außenbeziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland.^ Auch im Inland vorzunehmende Vorbereitungstä­
tigkeiten für die Pflege der auswärtigen Beziehungen gehören
. 2daher zu dem von Art. 32 I erfaßten Bereich. Hierzu muß man 
die vom Auswärtigen Amt dem Goethe-Institut vertraglich über­
tragene Aufgabe der Entwicklung von Unterrichtsmaterial und - 
methoden für die Sprachkurse ebenso zahlen wie im Inland 
fallende Entscheidungen über die Vergabe von Stipendien für 
Kurse an Auslandsinstituten. All diese Aufgaben werden in der 
Zentrale abgewickelt und betreffen noch nicht die Inlandsin­
stitute direkt. Was nun die Fortbildungskurse für ausländische 
Deutschlehrer und Germanisten angeht, die die Inlandsinstitute 
durchführen, so stehen sich die Kompetenznormen der Art. 30 
und 32 GG gegenüber. Entscheidend ist, ob sich auch hier eine 
Bundeskompetenz aus Art. 32 ergibt oder ob die allgemeine Zu­
weisung an die Länder gemäß Art.30 eingreift. In der juristi­
schen Literatur ist der konkrete Fall der Gl-Inlandsinstitute
bisher nicht diskutiert worden; in Presse und Politik wird er
, 4
kontrovers beurteilt.
Generell erfaß Art.32 nur Beziehungen zu auswärtigen Staaten
5
und sonstigen Völkerrechtssubjekten. Die Erteilung von Aus-
1. von Münch, GGK II-Rojahn, Rn 22 a, b zu Art.32
2. von Münch, GGK II-Rojahn, Rn 3 zu Art.32; MDHS-Maunz, Rn 2 
zu Art.32
3. Abelein, PVS 4 (1963), 43 (49 f.) weist auf die Zulässig­
keit dieser sogenannten ressorteigenen Bundesforschung als 
Vorarbeit für dem Bund zugewiesene Aufgaben hin. Daß die 
personelle Ausführung vom funktional zuständigen Bund 
delegiert wurde, ändert nichts an seiner Verbandskompetenz 
(Oppermann, S.615).
4. Vocke, Wo doch Goethe mit Herder wetteifern sollte, FAZ, 
19.4.1973;, Sittner, Kulturexport in den roten Zahlen, SZ, 
2.6.1973; Einbruch durch schlechte Wirtschaftsentwicklung, 
Handelsblatt, 3.12.1982; Schwab-Felisch, Der weinende 
Dritte, FAZ, 8.2.1983? Bittrich, Offenbarungseid für die 
Sprachkultur? HA, 29.3.1983? Strauß, Rede vom 12.6.1986
5. von Münch, GGK II-Rojahn, Rn 10 zu Art.32
und Fortbildungskursen für ausländische Deutschlehrer in der 
Bundesrepublik . hat zunächst deshalb einen geringeren Bezug zu 
dieser "Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten", weil 
sie im Inland abgewickelt wird. Der Wortlaut des Art.32 ver­
langt jedoch nicht ausdrücklich, daß die Tätigkeit ausschließ­
lich im Ausland stattfindet. Vielmehr ist, wie bereits festge­
stellt, durch Auslegung der Norm zu ermitteln, welche Handlun­
gen im Inland von ihr gedeckt werden.
Stellt man für die Definition des Begriffs "auswärtig" gene­
rell auf die "außenpolitische Zielsetzung" ab^ und damit 
letztlich auf den "Erfolgsort" statt des unmittelbaren Hand­
lungsortes, so kann man in der Erteilung von Sprachunterricht 
in vierwöchigen bis dreimonatigen Kursen im Inland an auslän­
dische Deutschlehrer und Germanisten bereits deshalb eine Aus­
übung auswärtiger Kulturpolitik sehen, weil diese "Schüler", 
die Zielgruppe der pädagogischen Verbindungsarbeit, in ihr 
Land zurückgehen und dort Deutschunterricht erteilen. Sie tra­
gen dazu bei, die deutsche Sprache und Kultur in ihrer Heimat 
bekanntzumachen und über das aktuelle Deutschland zu informie­
ren und verwirklichen so eines der Ziele der deutschen auswär­
tigen Kulturpolitik. Erst der Aufenthalt in der Bundesrepublik 
ermöglicht die optimale Vorbereitung dieser ausländischen Leh­
rer. Gleichzeitig mangelt es an deutschem Lehrpersonal im 
Ausland, und die weltweite Versorgung mit von Deutschland aus 
finanzierten Lehrern ist finanziell nicht durchführbar, so daß 
man auf diese Multiplikatoren angewiesen ist. Außerdem sind 
die Kursteilnehmer so gut wie immer bereits Schüler des be­
treffenden Auslandsinstituts in ihrem Heimatort gewesen und 
arbeiten oft an Sprachinstituten und Schulen im Ausland, mit 
denen das dortige Goethe-Institut kooperiert. Folgt man dieser 
Auffassung, ergibt sich die Bundeskompetenz für die Aus- und 
Fortbildung ausländischer Deutschlehrer innerhalb des Bundes­
gebiets daher unmittelbar aus Art.32 I. 12
1. so von Münch, GGK II-Rojahn, Rn 22 a,b zu Art.32
2. so außer Rojahn a.a.O. auch Abelein, PVS 4 (1963), 43 
(48); HL-Lenz, Anm. B 1 zu Art.32
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Begrenzt man diesen Artikel hingegen im wesentlichen auf Ab­
schluß und Erfüllung von Verträgen mit anderen Völkerrechts­
subjekten sowie diplomatische Beziehungen,1 234 so läßt sich 
durch Auslegung nicht in allen Fällen eine Kompetenz des 
Bundes für die genannte Tätigkeit begründen. Zwar gibt es auch 
ausländische Deutschlehrer, die aufgrund von völkerrechtlichen 
Verträgen (Kulturabkommen) die inländischen Einrichtungen des 
Goethe-Instituts besuchen, doch genauso kommen andere in 
Eigeninitiative. Gleichwohl wird ihre Fortbildung dadurch
nicht zu einem eigenen Zweck des Vereins, sondern bleibt eine
2
der ihm von der Bundesrepublik übertragenen Aufgaben.
Über Art.32 I hinaus bestehende stillschweigende Verwaltungs­
kompetenzen des Bundes - kraft Sachzusammenhangs oder kraft 
Natur der Sache - werden jedoch gerade hinsichtlich der natio­
nalen Selbstdarstellung gegenüber dem Ausland in der Literatur
3
schon seit langem diskutiert. Befürwortet wird dies unter 
Hinweis auf den Wortlaut des Art.30, der die staatlichen 
Befugnisse den Ländern zuweist, "soweit das Grundgesetz keine 
andere Regelung trifft oder zuläßt". Die Verfassung "trifft" 
eine Regelung, wenn sie sie ausdrücklich enthält und "laßt 
eine andere Regelung zu", wenn diese sich implizit aus dem
1. so Schmidt-Bleibtreu/Klein, Rn 2 zu Art.32; MDHS-Maunz, Rn 
3 f., 13 zu Art.32
2. Auf die Ableitung der Bundeskompetenz für die Tätigkeit 
der Goethe-Institute im Ausland hat die unterschiedliche 
Auslegung des Art.32 I keinen Einfluß, da der Eröffnung 
eines Instituts stets ein Kulturabkommen oder eine andere 
Übereinkunft mit dem Empfangsstaat vorausgeht (dazu spä­
ter). Hier ist nach beiden Auffassungen Art.32 I ein­
schlägig .
3. Heinrich Triepel entwickelte diese "ungeschriebenen Kompe­
tenzen" 1908 in seinem Beitrag "Die Kompetenzen des Bun­
desstaats und die geschriebene Verfassung" in der Festgabe 
für Paul Laband, Tübingen 1908. Im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes dann bejahend Peters, S.282 f., 293; Mosler, 
ZaöRV 16 (1955/56), 1 (9, 13 f., 24); MDHS-Maunz, Rn 43 zu 
Art.87; Lerche, S.31 f. (zu den Gesetzgebungskompetenzen); 
wohl ablehnend HL-Lenz, Anm. B 5 f. zu Art.30
4. von Münch, GGK-II-Gubelt, Rn 8 zu Art.30; MDHS-Maunz, Rr 
19 zu Art.30
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Gesamtgefüge des Grundgesetzes ergibt.1 234567 Kraft Natur der Sache 
ist der Bund demnach zuständig, wenn eine in den Kompetenzzu­
weisungen der Verfassung nicht genannte Materie begriffsnot­
wendig zwingend nur vom Bund wahrgenommen werden kann und
deshalb keiner schriftlichen Zuständigkeitsregelung bedurf- 
2
te. Die Kompetenz kraft Sachzusammenhangs setzt voraus, daß
ein dem Bund zugewiesenes Gebiet nicht anders geregelt werden
kann als durch die Miterfassung eines ansonsten nicht dem Bund
zufallenden Gebiets. Peters ging in der Anwendung dieser
stillschweigenden Bundeszuständigkeiten sogar so weit, Art.30
als bloßen Programmsatz einzuordnen und Bundeskompetenzen im
Bereich der Leistungsverwaltung nach Zweckmäßigkeitserwägungen 
4
zu bejahen. Seiner Meinung nach waren sonst die Art. 70 und
83 GG überflüssig, die den Ländern die grundsätzliche Kompe-
5tenz zum Erlaß und zur Ausführung der Gesetze zuweisen. 
Peters selbst hatte aber zutreffend darauf hingewiesen, daß 
"Verwaltung" keinesfalls identisch sei mit "Ausführung der 
Gesetze",^ da es auch eine nicht gesetzesakzessorische 
Verwaltung gebe, die besonders im Kulturbereich von großer 
Bedeutung sei. Das Bundesverfassungsgericht trat in seinem 
ersten Fernseh-ürteil vom 28.2.1961 denn auch dieser extensi­
ven Auslegung der Bundeskompetenzen entgegen und verneinte 
eine ungeschriebene Zuständigkeit des Gesamtstaates für die
1. von Münch, GGK II-Gubelt, Rn 11 f. zu Art.30 mit aus­
führlicher Darstellung der bestehenden Differenzen in der 
Lehre, die sich aber im hier gegebenen Zusammenhang allein 
auf Formulierungen beziehen und auf das Ergebnis - die 
Anerkennung der Existenz von Bundeskompetenzen kraft Natur 
der Sache und kraft Sachzusammenhangs - keinen Einfluß 
haben.
2. BVerfGE 11, 89 (98 f.); 12, 205 (251); von Münch, GGK II- 
Gubelt, Rn 14 zu Art.30; Schmidt-Bleibtreu/Klein, Rn 2 zu 
Art.30
3. von Münch, GGK II-Gubelt, Rn 15 zu Art.30; BVerfGE 3, 407 
(421); 26, 281 (300)
4. Peters, S.292 - 295, besonders 295
5. Peters, S.294
6. Peters, S.290, 292; zustimmend Mosler, ZaöRV 16 (1955/56), 
1 (24)
7. Peters, S.282 f., 286; so auch Abelein, S.256 und PVS 4
(1963), 43 (47)
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"nationale Repräsentation nach innen", ** da ein solches
Bedürfnis sich nicht zwingend ergebe. Die Repräsentation des
Gesamtstaates nach außen kommt dem Bund dagegen kraft Natur
2der Sache oder kraft Sachzusammenhangs zu Art.32 zu, soweit 
sie nicht bereits unmittelbar von diesem Artikel erfaßt wird. 
Gerade weil das Lernen und Lehren der ausländischen Lehrer und 
Germanisten in so enger Verbindung mit der deutschen Kultur­
politik im Ausland durchgeführt wird und ihre Verwirklichung 
erst ermöglicht, muß ein enger Sachzusammenhang zur Repräsen­
tation der Bundesrepublik nach außen bejaht werden. Daher ist 
es dem Bund auch nach dieser Ansicht verfassungsrechtlich 
nicht verboten, die Fortbildung der Multiplikatoren im Inland 
zu fördern.**
b) Zulässigkeit der Aufgabendelegation auf die Mittlerorgani­
sation Goethe-Institut
aa) Vorfragen
Allein an die Bezeichnung einer Aufgabenübertragung als "Be­
leihung" oder durch andere Termini knüpfen sich naturgemäß 
keinerlei Konsequenzen für die Beurteilung ihrer Zulässigkeit. 
Entscheidend dafür ist vielmehr,
- was übertragen wurde
- auf wen
- in welcher Form
und ob die Verfassung dafür bestimmte Grenzen setzt.
1. BVerfGE 12, 205 (242, 252 f.); zustimmend von Münch, GGK 
II-Gubelt, Rn 14 zu Art.30; gegen Zweckmäßigkeitserwägun­
gen schon BVerfGE 3, 407 (421)
2. Schmidt-Bleibtreu/Klein, Rn 3 zu Art.30; so wohl auch 
MDHS-Maunz, Rn 14 zu Art.30 und Häberle, Kulturstaat, 
S.36; offengelassen in BVerfGE 12, 205 (241). Die Abgren­
zung von Kompetenzen kraft Natur der Sache und kraft 
Sachzusammenhangs wird gerade bei der Frage der nationalen 
Repräsentation nach außen nicht immer deutlich, vgl. MDHS- 
Maunz, Rn 23 zu Art.30.
3. Die Auffassung Abeleins, der Bund habe im Bereich der 
nicht gesetzesakzessorischen Kulturverwaltung die ihm 
durch das Grundgesetz gezogenen Grenzen erheblich über­
schritten (Abelein, S.256), scheint sich nur auf die 
interne Kulturpolitik der Bundesrepublik zu beziehen und 
steht der hier vertretenen Ansicht deshalb nicht entgegen.
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(1) Inhalt der Übertragung
Daß es sich bei den Vertragsaufgaben des Goethe-Instituts, be­
stehend aus der Erteilung von Sprachunterricht und - nicht 
staatlich autorisierten - Zeugnissen, Abnahme von Sprach- 
prüfungen, Stipendienvergabe, Informationsvermittlung über die 
Bundesrepublik, Vermittlung und Durchführung kultureller 
Veranstaltungen im Ausland, Zusammenarbeit mit ausländischen 
Kultureinrichtungen u.a.m. um Leistungs- bzw. kooperierende 
Verwaltung handelt, ist unbestritten.1 234567Bevor die Tätigkeiten 
jedoch rechtlich qualifiziert werden können, etwa als hoheit­
lich oder privatrechtlich, sind zunächst einige Klarstellungen 
nötig, da gerade in diesem Problembereich häufig Begriffspaare
gebildet werden, deren Komponenten verschiedenen Kategorien
2
entstammen und deshalb nicht miteinander vergleichbar sind.
(a) Öffentliche Aufgaben
Hier ist als erstes der eher soziologisch-deskriptive Be­
griff der "öffentlichen" Aufgaben zu nennen, der gelegentlich
4 5
zur Beschreibung der GI-Funktionen verwandt wird. Lerche 
weist zu Recht darauf hin, daß solche Aufgaben zwar "öffentli­
che Angelegenheiten" in dem Sinne darstellen, daß die Öf- 
fentlichkeit an ihrer Erfüllung maßgeblich interessiert ist. 
Allein deshalb haben sie aber noch nichts mit dem öffentlichen
7
Recht zu tun oder werden zu staatlichen Aufgaben. Dies ver­
deutlicht das Beispiel der privatwirtschaftlich organisierten
1. Kilian, S.133? Boergen, DVB1 1971, 869 (873); Oppermann, 
GI-Gutachten, S.10, 12; Dittmann, DV 1975, 431 (442); 
Lerche, S.12
2. Boergen, DVB1 1971, 869 (871 mit Fn 43) nennt als Beispiel 
die Alternative "Hoheits- oder Leistungsverwaltung": Das 
eine ist eine instrumentale Kategorie, das andere eine 
finale, die das Ergebnis betrachtet.
3. so die Verwendung bei Schwerdtner, BB 1971, 833 (840) und
H.H. Klein, DÖV 1965, 755 (758 f.); dazu Oppermann, GI- 
Gutachten, S.9
4. Lerche, S.8, 12? Kilian, S.132 f.; Rudolf, Mittlerorgani­
sationen, S .145 f.
5. Lerche, S.6
6. Zu diesem Merkmal Martens, S.117
7. Lerche, S.8; Oppermann, GI-Gutachten, S.9; Rudolf, Mitt­
lerorganisationen, S.145 f.; Martens, S.118 f.
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Presse, die gleichfalls eine öffentliche Aufgabe erfüllt.'*'
Es besteht Einigkeit darüber, daß die Mittlerorganisationen 
der auswärtigen Kulturpolitik und somit auch das Goethe-In­
stitut eine öffentliche Aufgabe im oben genannten Sinne erfül­
len, ^  denn^
"die Erfahrungen der letzten Jahre haben ... immer 
wieder gezeigt, daß sehr viele mit der Kenntnis der 
deutschen Sprache über das fachliche Interesse 
hinaus auch Zugang zur deutschen Kultur suchen und 
gleichzeitig auch besseres Verständnis für die 
Lebenswirklichkeit der Deutschen und ihre aktuellen 
Probleme gewinnen. Der Deutschunterricht für Aus­
länder erhält damit über seinen praktischen Wert 
hinaus auch eine kulturpolitische Bedeutung."
(b) Staatliche Aufgaben
Die öffentlichen Aufgaben werden nicht immer hinreichend
, 4
deutlich von den staatlichen Aufgaben unterschieden, die
. 5
einen Unterfall bilden. Ob öffentliche Aufgaben zu staatli­
chen werden, hängt nach Lerche davon ab, ob sie der Staat dazu 
macht, indem er sie selbst "durch unmittelbare staatliche 
Verwaltungsbehörden oder im Rahmen der mittelbaren Staatsver- 
waltung erfüllt". Doch kann keinesfalls die rein faktische 
Befassung des Staates mit einer Aufgabe deren rechtliche
Qualität als "staatlich" begründen und so die Zulässigkeit der
7Übernahme durch den Staat legitimieren. Die juristische 
Qualität einer Aufgabe als "staatlich" ergibt sich vielmehr 
daraus, daß dieses Tätigkeitsfeld aufgrund seiner Eigenart und 
der durch das Grundgesetz oder traditionell begründeten Sach-
1. Martens, S.118 f., 125 mit Nachweis der Fundstellen in den 
einzelnen Landespressegesetzen in Fn 276; Rudolf, Mittler­
organisationen, S.146
2. Lerche, S.8, 12; Kilian, S.132 f.; Rudolf, Mittlerorgani­
sationen, S.145 f.
3. Broschüre "Goethe-Institut, Aufbau und Ziele", S.3, zi­
tiert nach Lerche, S.7
4. Ein Beispiel für die mangelnde Differenzierung bildet
BVerfGE 12, 205 (243). Kritisch dazu Lerche, S.7; Bull,
S.47, 50; Martens, S.118 f.
5. Lerche, S.8; Martens, S.119
6. Lerche, S.8
7. Boergen, DVBl 1971, 869 (871); Martens, S.118 f.
JF
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kompetenz des Staates von diesem in zulässiger Weise wahrge­
nommen wird, damit er seine grundlegenden Staatszielvorstel­
lungen verwirklichen kann.1 2
Die kulturpolitische Repräsentation des Staates "Bundesre­
publik Deutschland" kann nicht ohne jegliche staatliche Dele­
gation "auf eigene Faust" von Privaten in Eigeninitiative 
wahrgenommen werden. Diesen wurde jedenfalls auswärtigen 
Staaten gegenüber die Legitimation fehlen, als Träger deut­
scher außenpolitischer Interessen zu fungieren und diese zu 
artikulieren.3
Gleichzeitig folgt jedoch aus der Qualifikation einer Aufgabe 
als "staatlich" im allgemeinen weder das Erfordernis der 
unmittelbaren Erfüllung durch staatliche Organe noch der 
automatische Ausschluß jeglicher außerstaatlichen Aktivität 
auf diesem Gebiet.4 567
Speziell für. eine als "dritte Säule" der Außenpolitik verstan­
dene auswärtige Kulturpolitik unterstreichen die Art.32 I und 
73 Nr.l, die neben ihrer kompetenziellen Bedeutung auch als 
"Staatsaufgabenbestimmungsnormen" anzusehen sind, sowie das 
Selbstverständnis der Bundesrepublik als Kulturstaat,^ daß es 
sich bei den Vertragsaufgaben des Goethe-Instituts um staatli- 
che Aufgaben handelt. Gäbe es das Institut nicht, mußte der
1. Oppermann, GI-Gutachten, S.10; ausführlich dazu Ossenbühl, 
WDStRL 29 (1970), 137 (153 m.w.N.); Martens, S.131; H.H. 
Klein, DÖV 1965, 755 (758)
2. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.147; Kilian, S.133
3. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.147
4. Oppermann, GI-Gutachten, S.10. Maunz in MDBS, Rn 25 zu 
Art.87 geht dagegen davon aus, die "staatlichen" Aufgaben 
könnten nicht auf Private delegiert werden. Er versteht 
darunter jedoch nur die o.g. "eigentlichen", "originären" 
staatlichen Aufgaben, so daß seine Ansicht der hier ver­
tretenen nicht entgegensteht.
5. Oppermann, GI-Gutachten, S.10; allgemein zur Bestimmung 
von Staatsaufgaben durch Kompetenznormen Bull, S.152 ff.
6. Häberle, Kulturstaat, S.37? Oppermann, S.28, jew. m.w.N.; 
BVerfGE 10, 20 (36 f.)? 35, 79 (114); 36, 321 (331)
7. Oppermann, GI-Gutachten, S.10; Kilian, S.132 f. Auch
Rudolf, Mittlerorganisationen, S.146 f. und Hirsch,S.24 f. 
ordnen die auswärtige Kulturpolitik als staatliche Aufgabe 
ein; ebenso Boergen, DVBl 1971, 869 (873 f.), der al­
lerdings nicht zwischen "staatlich" und "hoheitlich" 
differenziert.
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Staat selbst sich der Tätigkeiten annehmen oder sie ander­
weitig delegieren,^- da die Legitimation für eine Repräsenta­
tion des Gesamtstaates a priori bei diesem selbst liegt.
(c) Hoheitliche Aufgaben
Auch bei staatlichen Aufgaben besitzt der Staat jedoch grund­
sätzlich nicht nur die Freiheit zur Wahl der Organisations-,
.. 2
sondern auch der Erfullungsform. Dagegen wendet sich vor 
allem Pestalozza, der wie folgt unterscheidet: Zwar sei nicht
jedes staatliche Handeln öffentlich-rechtlich, aber es müsse
. 3
stets nach öffentlich-rechtlichen Normen beurteilt werden.
Gegen diese Ansicht spricht jedoch, daß die positive Rechts­
ordnung sich auf der Grundlage der Formenwahlfreiheit entwik- 
kelt hat.** Außerdem wird durch diese Wahlmöglichkeit das
staatliche Sonderrecht auf das notwendige Maß beschränkt und
... 5
eine sinnvolle Flexibilität staatlichen Handelns ermöglicht.
Mit der Qualifizierung der Vertragsaufgaben als öffentliche
und staatliche Aufgabe ist deshalb noch immer nichts über ihre
hoheitliche oder privatrechtliche Qualität gesagt. Lediglich
g 7
die z.T. in Literatur und Rechtsprechung angeführten
"originären" oder "zwingenden" Staatsaufgaben sind nach An-g
sicht einiger Autoren stets hoheitlich wahrzunehmen. Dazu 
gehören allerdings nur Aufgaben, deren Durchsetzung entweder 
zwingend diese Hoheitsgewalt erfordert oder die zur existen- 12345678
1. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.146 f.; Kilian, S.133
2. Oppermann, GI-Gutachten, S.ll; Lerche, S.12 f.; Kilian,
S.132 ff.
Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (141, Fn 2) geht zwar 
auch vom Grundsatz der Formenwahlfreiheit des Staates in 
der Leistungsverwaltung aus, jedoch mit anderer Termino­
logie: Er verwendet die Bezeichnung "staatlich" nur für in 
hoheitlicher Form ausgeübte Handlungen und stellt ihnen 
die "fiskalischen" Tätigkeiten gegenüber. Ähnlich Boergen, 
DVB1 1971, 869 (873 f.)
3. Pestalozza, S.174 f. mit Fn 118? 177
4. Lange, NVwZ 1983, 313 (314)
5. Lange, NVwZ 1983, 313 (314)
6. Krüger, Staatslehre, S.766 f.; H.H. Klein, DÖV 1965, 755
(758 )? weitere Nachweise bei Bull, S.99 ff. und Ossen­
bühl, WDStRL 29 (1970), 137 (153 f. in Fn 76)
7. BVerwGE 2, 85 (86); 4, 250 (254)
8. so z.B. H.H. Klein, DÖV 1965, 755 (758)
72
ziellen Sicherung des Staates unerläßlich sind. Die auswär-
. 2 
tige Kulturpolitik gehört zu keiner der beiden Gruppen. Ohne
sich daher mit der Existenzberechtigung der Kategorie "origi­
närer" Staatsaufgaben auseinandersetzen zu müssen, ist festzu­
stellen, daß die Formenwahlfreiheit des Staates unter diesem 
Aspekt jedenfalls nicht beschränkt ist.
Herkömmliche Abgrenzungstheorien zur Unterscheidung hoheitli­
chen lind privatrechtlichen Handelns erscheinen im vorliegenden 
Fall ungeeignet. Insbesondere versagt die herrschende Sonder­
rechtstheorie, die darauf abstellt, ob die zugrundeliegende
Norm ausschließlich einen Träger hoheitlicher Gewalt berech-
3
tigt und verpflichtet, weil der Arbeit der Goethe-Institute 
unmittelbar keine "Norm” im Sinne der Rechtsquellenlehre 
zugrundeliegt. Die hilfsweise Anknüpfung an den Sachzusammen­
hang zur Außenpolitik und damit zu Art.32 I, 73 Nr.l, 87 GG 
würde zur umfassenden Qualifikation der Vertragsaufgaben als 
hoheitlich führen. Dabei bliebe völlig außer Betracht, daß das 
Goethe-Institut die einzelnen Tätigkeiten - Einstellung von 
Personal, die Hinzuziehung von Kulturschaffenden für einzelne 
Auftritte, die Vertrage mit Sprachschülern - sämtlich in
privatrechtlicher Form, etwa des Dienst- und Werkvertrages, 
4
abwickelt. Auch Stipendienzusagen werden nicht in Form von 
Verwaltungsakten erteilt, sondern privat rechtsförmig. Ledig­
lich die "kulturpolitische Repräsentation der Bundesrepublik 
im Ausland" entzieht sich der Einordnung. Diese Repräsentation 
existiert jedoch nicht per se, sondern konkretisiert sich in 
einzelnen Handlungen. Auch für die Übertragung einer völker­
rechtlichen Vertretungsbefugnis - etwa an einen deutschen 
Delegationsleiter bei internationalen Vertragsverhandlungen - 
konkretisiert sich die rechtliche Qualität dieser politischen 
Repräsentation des Staates erst durch die Handlungen, die der 
Bevollmächtigte als Vertreter vornimmt und die in jenem Fall
1. Oppermann, GI-Gutachten, S.12 sowie die Nachweise bei 
Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (153 f. in Fn 76)
2. Oppermann, GI-Gutachten, S.12; Dittmann, DV 1975, 431 
(442); Kilian, S.134
3. vgl. für alle Wolff/Bachof I, § 22 II c, S.99
4. Kilian, S.141; Kaiser, Gerechtigkeit für Goetheaner,
Zeit, 8.9.1972; Gl-Jahrbuch 1985/86, S.15 und S 8  RV
Die
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z.B. in der - hoheitlichen - Unterzeichnung eines völkerrecht­
lichen Vertrages bestehen können. Die genannten Tätigkeiten 
des Goethe-Instituts hingegen werden privatrechtlich durchge­
führt und bilden in ihrer Gesamtheit die kulturpolitische 
Repräsentation, so daß bislang alles dafür spricht, eine 
Übertragung von Hoheitsgewalt auf den Verein zu verneinen. Für 
die Annahme, daß die kulturpolitische Repräsentation der 
Bundesrepublik durch das Goethe-Institut nicht von gleicher 
Qualität ist wie die politische Repräsentation1  234 im obigen 
Beispiel, spricht auch eine weitere Regelung im Rahmenver- 
trag. Danach darf das Institut Regierungsmitglieder und 
ausländische Missionschefs erst nach Rücksprache mit der 
Auslandsvertretung zu Veranstaltungen in der Zweigstelle 
einladen; für Einladungen an das Staatsoberhaupt oder den 
Regierungschef hat es gar keine Kompetenz. Diese müssen viel­
mehr durch den Leiter der Auslandsvertretung erfolgen.
Nachdem somit die einzige Regelung im Rahmenvertrag, die sich 
auf eine Tätigkeit des Goethe-Instituts im Grenzbereich von 
Kulturpolitik und "Hoher Politik", also Verkehr auf Regie­
rungsebene, bezieht, eine direkte Vertretung der Bundesre­
publik Deutschland durch den Verein konkludent ausschließt und 
alle übrigen Aufgaben eindeutig in privat rechtlicher Form 
durchgeführt werden, ist die Ausübung von Hoheitsgewalt durch 
das Goethe-Institut nach den Kategorien des deutschen Staats­
rechts zu verneinen.**
(d) Entbehrlichkeit der Beleihungstheorien
Teilweise wird die vorliegende Übertragung von Verwaltungsauf­
gaben auf das Goethe-Institut ohne nähere Begründung als Be-
4leihung bezeichnet, teilweise wird eine Beleihung ausdruck-
1. Rudolf (Mittlerorganisationen S.146 f.; Probleme, S.646) 
spricht zwar von "auswärtiger Kulturpolitik im hoheitli­
chen Bereich", bezieht dies aber nicht auf die Goethe- 
Institute.
2. S 4 IX RV
3. so - allerdings ohne Begründung - auch Lerche, S.27, 40?
Wolff/Bachof II, § 104 I d Nr.9, S. 454; ebenso wohl 
Steiner, S.208 f. mit Fn 40
4. Oppermann, S.516: "eine Art Beleihung"; für Beleihung auch 




Ihre Ursache finden diese Divergenzen in der bis heute unkla-
ren Definition der Beleihung, die sich auf zwei kontroverse
„ 3
Positionen zurückfuhren läßt. Eine Entscheidung zwischen den 
einzelnen Theorien würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen und 
hat, wie bereits erwähnt, auf die Zulässigkeit der Aufgabende­
legation auch keinen Einfluß. Dennoch soll zumindest der Kern 
der beiden wesentlichen Strömungen skizziert und deren Auswir­
kung auf die Terminologie für die Einschaltung des Goethe- 
Instituts dargestellt werden, um vor diesem Hintergrund die 
unterschiedlichen Aussagen der einzelnen Autoren zur Rechts­
stellung des Vereins besser einorden zu können.
(aa) Rechtsstellungs- oder Befugnistheorie
Die sog. Rechtsstellungstheorie bezeichnet als Beliehene 
"diejenigen natürlichen oder juristischen Personen des Privat­
rechts, denen die Zuständigkeit eingeräumt ist, im eigenen 
Namen einzelne hoheitliche Kompetenzen" (obrigkeitliche oder 
schlicht-hoheitliche) wahrzunehmen^ und stellt damit auf die 
Erfüllungsform ab. Da dem Goethe-Institut keine Hoheitsge­
walt übertragen wurde, liegt bei Anwendung der Rechtsstel­
lungstheorie keine Beleihung vor.
(bb) Aufgabentheorie
Die Aufgabentheorie sieht das Wesen der Beleihung dagegen in 
der Übertragung materiell staatlicher Aufgaben auf ein priva­
tes Rechtssubjekt^ - gleichgültig, ob dieses die Aufgaben
.. 7
dann in hoheitlicher oder privatrechtlicher Form erfüllt. 
Nach dieser Theorie ist die Übertragung der - als staatlich
1. Lerche, S.27, 40; Wolff/Bachof II, § 104 I d Nr.9, S.454
2. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.146 mit Fn 19; ferner mit 
ausführlichen Nachweisen zum Streitstand Ossenbühl, 
WDStRL 29 (1970), 137 (138 ff. mit Fn 1,2)
3. dazu Steiner, S.ll ff. mit Fn 14
4. Wolff/Bachof II, § 104 b, S.452? K.Zeidler, WDStRL 19 
(1960), 208(211 in Fn 15); H.H, Klein, DÖV 1965,755 (758). 
Diese Theorie legt auch Lerche, S.27, 40 zugrunde.
5. Vgl. dazu Ossenbühl, WDStRL 29 ( 1970 ), 137 ( 140 m.w.N.in Fn2)
6 . Dagtoglou, DÖV 1970, 532 (534); Steiner, S.208
7. Steiner, S.46 f., 208
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qualifizierten - Aufgaben auf das Goethe-Institut grundsatz-
1 2lieh als Beleihung einzuordnen. Steiner laßt jedoch 
gleichwohl offen, ob im Fall des Goethe-Instituts eine Belei­
hung vorliegt. Seine Begründung leitet über zur nächsten 
Vorfrage für eine Beurteilung der Aufgabendelegation.
(2) Empfänger der Übertragung
Für Steiner ist das Goethe-Institut möglicherweise kein 
"staatsfremdes" Rechtssubjekt, sondern "der Staat in privat­
rechtsförmiger Gestalt", der sich nicht selbst beleihen
„ 3  . . .
könne. Andere Autoren ordnen den Verein dagegen ausdrücklich
4
als "Privaten" ein. Diese Unterscheidung ist für die verfas­
sungsrechtliche Beurteilung von Bedeutung, so etwa hinsicht­
lich einer eventuellen Grundrechtsträgerschaft des Vereins. 
Deshalb soll an dieser Stelle eine Klärung vorgenommen werden. 
Den Ansatzpunkt dafür bildet die Grundrechtsdogmatik.
Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die genannte Arbeit 
Steiners im Jahre 1975 geschrieben wurde, also vor der Einfüh­
rung einer satzungsmäßigen Vereinsmitgliedschaft des Bundes im 
Jahre 1976. Bis dahin verfügte die Bundesrepublik lediglich 
über "externe", d.h. nicht in der Satzung verankerte Kon- 
troll- und Eingriffsrechte, die im Rahmenvertrag mit Anlagen 
festgelegt waren. Eine solche vertragliche Übernahme bestimm­
ter Staatsfunktionen kann zwar die Berufung auf Grundrechte 
bei Ausübung dieser Funktionen beschränken.® Sie allein 
verändert jedoch nicht den Charakter des Aufgabenempfängers 
als "staatsfremder Privater" und damit auch als Grundrechts-
1. Oppermann, S.616 i,V.m. GI-Gutachten legt anscheinend 
diese Beleihungstheorie zugrunde, wenn er stillschweigend 
davon ausgeht, daß dem Verein keine Hoheitsgewa’lt übertra­
gen wurde und es gleichwohl als "eine Art Beliehenen" 
bezeichnet.
2. S.208 f. in Fn 40
3. Steiner, S. 208 f, in Fn 40. Diese Differenzierung findet 
sich auch allgemein bei Dagtoglou, DÖV 1970, 532 (534)
4. Kilian, S.135 ff.; Lerche, S.74; offengelassen bei Ditt- 
mann, DV 1975, 431 (439) und Müller-Thoma, S.39 f.
5. Oppermann, GI-Gutachten, S.48
6 . Kilian, S.137; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.147
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träger. 1  23 Bis 1976 war das Goethe-Institut daher jedenfalls 
als "Privater" einzuordnen.
Etwas anderes könnte jedoch heute gelten, nachdem die Bundes­
republik Deutschland seit 1976 Vereinsmitglied ist und nunmehr 
auch satzungsmäßige, also "interne" Kontrollbefugnisse be­
sitzt.
Seit der Satzungsänderung haben sich lediglich Kilian und 
Trommer^ mit der Rechtsgestalt des Goethe-Instituts befaßt. 
Nach Trommers Analyse besteht der bedeutendste Unterschied 
zwischen dem Verhältnis Goethe-Institut - Bundesrepublik 
Deutschland und einem typisch staatlichen Verwaltungsaufbau 
darin, daß - mit Ausnahme des Vetorechts als "negativer Ein­
zelweisung" -
"ein Weisungsrecht im Einzelfall nicht besteht. Der 
Aktionsrahmen wird durch staatliche Richtlinien 
abgesteckt, die Prioritäten festlegen. Darüberhinaus 
ist es dem Staat nicht möglich, die Mittlerorgani­
sation zur Durchführung bestimmter Projekte und 
Maßnahmen anzuhalten", 4
also positive Einzelweisungen zu erteilen.
Die bloße Vereinsmitgliedschaft des Bundes als eines von 
mehreren Mitgliedern kann das Goethe-Institut ebensowenig von 
einem "Privaten" in den "Staat in privat rechtsförmiger Organi­
sation" verwandeln, wie etwa eine AG dadurch zum "Staat" wird, 
daß dieser einige Aktien erwirbt. Entscheidend ist vielmehr 
der tatsächlich damit verbundene Staatseinfluß. Mit Steiner 
ist daher der privatrechtsförmig organisierte Verwaltungs­
träger dann "Privater" (und damit u.a. potentieller Grund­
rechtsträger), wenn Aufbau und Willensbildung dem Staat "von 
innen her" im Grundsatz unzugänglich sind und sein personelles 
wie sachliches Substrat zumindest überwiegend staatsfremd
1. Müller-Thoma unterschied deshalb 1974 folgerichtig zwi­
schen Vereinen, die in den staatlichen Organisationsbe­
reich integriert und einen öffentlich-rechtlich geregelten 
staatlichen Einfluß unterworfen sind, und den sog. inter­
mediären oder halbstaatlichen Vereinen außerhalb der 
Staatsorganisation, zu denen er auch das Goethe-Institut 
in seiner damaligen Form zählte (S.ll, 39 f.).
2. Auswärtige Kulturverwaltung zwischen kultureller Autonomie 
und staatlicher Lenkung (1981)
3. Die Mittlerorganisationen der auswärtigen Kulturpolitik 
(1984)
4 . Trommer, S.67
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ist.* Ausgeschlossen wird damit die Einstufung solcher juri­
stischer Personen des Privatrechts als "Private", bei denen 
der Staat in den maßgeblichen Organen "überwiegend" repräsen­
tiert ist. Problematisch bleibt die Einordnung von "Mischty­
pen" . 2
Die vereinsrechtliche Ausgestaltung des Goethe-Instituts mit 
ihrer Anbindung an den Staat ist zunächst an den vereins­
rechtlichen Vorschriften des BGB zu messen. Auch juristische
3
Personen können Mitglieder eines Vereins sein. Das Postulat 
der Mehrheitsentscheidung gemäß § 32 I 3 BGB ist gewahrt, da 
auch die Bundesrepublik nur eine Stimme in der Mitgliederver-
4 t
Sammlung hat; unzulässige Mehrfachstimmen gibt es nicht. 
Einziges Organ des Goethe-Instituts ohne einen weisungsgebun-
5
denen staatlichen Vertreter ist der Vorstand. Dementspre­
chend sind auch die staatlichen Rechte gegenüber diesem Organ 
anders ausgestaltet als gegenüber der Mitgliederversammlung 
und dem Präsidium: Im Bereich der Vertragsaufgaben kann das 
Auswärtige Amt den Vorstand um eine "Maßnahme oder Unterlas­
sung" ersuchen. Der Vorstand hat dem zu entsprechen.^ Ein 
Weisungsrecht des Staates gegenüber dem Vorstand "für den 
alltäglichen Gebrauch" stellt diese Befugnis jedoch nicht dar. 
Das Ersuchen ist vielmehr auf Einzelfälle im Bereich der 
Vertragsaufgaben beschränkt, in denen ausnahmsweise ein Han­
deln oder Unterlassen des Vorstandes aus gewichtigen politi- 
sehen Gründen erforderlich scheint und die möglicherweise 
nie eintreten werden.
Gegenüber dem Präsidium und der Mitgliederversammlung stehen 
dem Bund überhaupt keine positiven Gestaltungsrechte zu. Der 
Vertreter des Auswärtigen Amtes kann lediglich gegen Beschlüs­
se dieser Gremien Einspruch einlegen. Ist der Einspruch 
begründet, weil der Beschluß den Richtlinien des Auswärtigen
1. Steiner, S.212
2. Steiner, S.212 ff.
3. Kilian, S.136; Püttner, JA 1980, 218 (221); Dittmann, DV 
1975, 431 (452)
4. Kilian, S.136; zu diesem Erfordernis auch Püttner, a.a.O., 
S.221
5. dazu Trommer, S.72
6 . § 8  V der Satzung
7. Trommer, S.72
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Amtes auf dem Gebiet der auswärtigen Kulturpolitik wider­
spricht, gilt der Beschluß als aufgehoben.* Dieses Ein­
spruchsrecht ist nicht als Erlaß eines staatlichen Verwal­
tungsaktes gegenüber einem Privaten einzustufen, sondern als
.. 2 
Ausübung eines besonderen Mitgliedsrechts im Sinne von § 35
BGB. Das Sonderrecht, das sowohl Mitgliedern des betreffenden 
Gremiums als auch Außenstehenden eingeräumt werden kann, er­
wächst aus der Mitgliedschaft im Verein bzw. dessen Satzungs­
autonomie. Es hat seine Grundlage dann aber im privatrechtli­
chen Vereinsrecht, auch wenn Träger dieses Rechtes der Staat 
ist. 3
Ein weiteres Argument dafür, das Goethe-Institut weiterhin als 
"staatsfremden Privaten" zu betrachten, ist das in § 10 I 1 
des Rahmenvertrages gewährleistete Kündigungsrecht, mit dem 
der Verein seine Einbindung in die Staatsaufgaben einseitig 
beenden kann.
Diese Erwägungen führen letztlich zu dem Schluß, daß das 
Goethe-Institut weder durch den Rahmenvertrag mit der Bundes­
republik noch durch die Satzungsänderung von 1976 seine Eigen­
schaft als "Privater" verloren hat und dem Staat als poten­
tieller Grundrechtsträger gegenübersteht.^
(3) Form der Übertragung
Auch die rechtliche Einordnung des Rahmenvertrages ist nicht
c c
vollständig geklärt. Kilian geht davon aus, es handle sich
. . . 7
"wohl um einen öffentlich-rechtlichen Vertrag", da der Ver­
tragsgegenstand - auswärtige Kulturverwaltung - dem öf­
fentlichen Recht zuzuordnen sei. Gleichzeitig spricht er 
jedoch von der "privatrechtlichen Ausgestaltung des Verhält-
g
nisses Staat - Mittlerorganisation". Die ohnehin bestehenden 12345678
1. §§ 6  VIII,' 7 II der Satzung
2. Trommer, S.71; Kilian, S.136 f.
3. Trommer, S.72; Kilian, S.136 f.; Oppermann, GI-Gutachten, 
S.58 ff.
4. so im Ergebnis auch Kilian, S.137
5. Oppermann, GI-Gutachten, S.48 zur Fassung des Rahmenver­
trages von 1969
6 . S.137 in Fn 154
7. ebenso Lerche,S.35;anscheinend auch Trommer,S.59 mit Fn 23
8 . Kilian, S.135
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Schwierigkeiten bei der Abgrenzung des öffentlich-rechtlichen 
vom privatrechtlichen Vertrag werden hier besonders deutlich: 
Wie dargelegt, wurde dem Goethe-Institut keine Hoheitsgewalt 
übertragen, sondern es erfüllt die Vertragsaufgaben in privat­
rechtlicher Form. Gleichzeitig wird die Verwaltungsorganisa­
tion des Auswärtigen Dienstes und der auswärtigen Kultur­
politik als zum Staatsrecht gehörig betrachtet, und die Ein­
stufung eines Vertrages darüber als privatrechtlich erscheint 
zumindest zweifelhaft.
Nach S 54 S.’l VwVfG ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ein 
Vertrag, durch den ein Rechtsverhältnis auf dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts begründet, geändert oder aufgehoben wird. 
Ob das durch den Rahmenvertrag begründete Rechtsverhältnis 
zwischen dem Goethe-Institut und der Bundesrepublik Deutsch­
land jedoch dem "Gebiet des öffentlichen Rechts" angehört, ist 
nicht leicht 2 u bestimmen. Eine Abgrenzung nach Vertragspar­
teien, die einen Vertrag schon dann als öffentlich-rechtlich 
einstuft, wenn an ihm mindestens ein Träger hoheitlicher 
Gewalt beteiligt ist,* kann in dieser Allgemeinheit nicht 
aufrechterhalten werden, ohne gleichzeitig die Formenwahl- 
freiheit des Staates zu verneinen. Aus den oben genannten 
Gründen wird diese jedoch hier zugrundegelegt.
Die ständige Rechtsprechung und ein Großteil des Schrift­
tums^ differenzieren danach, ob sich die vertragliche Verein­
barung auf Sachverhalte bezieht, die von der "gesetzlichen 
Ordnung" öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich geregelt 
sind. Versteht man "Gesetz" hier als - einfaches - "Gesetz im 
formellen Sinn", so versagt diese Theorie, nachdem der Einbin­
dung des Goethe-Instituts in die auswärtige Kulturpolitik 
gerade keinerlei Gesetze zugrundeliegen. Soll die "gesetzliche 
Ordnung" dagegen auch die Verfassung einschließen, so ließe
1. so Pestalozza, S.181; Gern, S.57
2. Pestalozza, S.174 ff.; Gern, S.47 ff. verneinen sie fol­
gerichtig. Kritisch dazu Lange, NVwZ 1983, 313 (314)
3. BVerwGE 42, 331 (332); BVerwG NJW 1976, 2360; DVB1 1980,
6 8 6  (687); DÖV 1981, 878; BGHZ 32, 214 (216);'35, 69 (71); 
56, 365 (368); BGH JZ 1973, 420; DÖV 1974, 712; BayVGH DÖV 
1976, 99
4. Knack, $ 54 Rn 4; Stelkens/Bonk/Leonhardt, § 54, Rn 35;
Erichsen/Martens,§ 25 II,S.213 fPapier,JuS 1981,498(499)
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sich, wie bereits dargestellt, jegliche Verwaltungstätigkeit 
des Staates im Bereich der auswärtigen Beziehungen auf Art.32 
I und 87 I 1 als Normen des öffentlichen Rechts zurückführen. 
Damit entfiele wiederum die überwiegend bejahte Formenwahl­
freiheit des Staates für diesen Bereich.
Da dies bei der Einordnung vertraglicher Regelungen, die ja 
oft gerade die ansonsten zur Abgrenzung herangezogenen Normen 
ersetzen, häufig vorkommt, 1  234 läßt man den "Inhalt" des Vertra­
ges entscheiden und nimmt folgende Präzisierung unter Hinzu­
ziehung der Sonderrechtstheorie vor: Diejenigen Verträge sind 
als öffentlich-rechtlich zu qualifizieren, die notwendigerwei­
se Rechtsbeziehungen gerade zu einem Träger hoheitlicher
2Gewalt begründen, andern oder aufheben. Ein Vertrag gestal­
tet notwendigerweise Rechtsbeziehungen gerade zu einem Träger 
öffentlicher Gewalt, wenn nach der Rechtsordnung mindestens 
ein Zuordnungssubjekt des Gegenstandes der vertraglich gere­
gelten Rechtsbeziehungen nur ein Träger öffentlicher Gewalt
3
sein kann. Dieser Ansatz vereint die Kriterien der Vertrags-
4
Parteien und der "hypothetischen Normierung" mit der von der 
Sonderrechtstheorie vorgenommenen Abgrenzung spezifischer Be­
fugnisse, die ausschließlich einem Träger öffentlicher Gewalt 
zustehen.
Angewandt auf den Rahmenvertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Goethe-Institut ergibt sich daraus folgen­
des: Nur der Bund in seiner Qualität als "Hoheitsträger Staat" 
ist von der Verfassung zur Wahrnehmung auswärtiger Kulturpo­
litik als staatlicher Aufgabe ermächtigt. Als Vertragspartner
1. Lange, NVwZ 1983, 313 (314)
2. Lange, NVwZ 1983, 313 (316); Wolff/Bachof I, § 44 II a 1.;
Bettermann, JZ 1966, 445; ähnlich Maurer, § 14, Rn 11,
S.267, der daneben allerdings noch andere öffentlich- 
rechtliche Vertragsinhalte nennt.
3. Lange,NVwZ 1983,313(316); Erichsen/Martens, § 25 II, S.213
4. Diese Theorie nimmt einen öffentlich-rechtlichen Vertrag
an, wenn die Regelung, wäre sie normativ erfolgt, nach den 
üblichen Abgrenzungskriterien eine Norm des öffentlichen 
Rechts wäre. So etwa Bettermann, JZ 1966, 445; Menger,
VerwArch 64 (1973), 203 (205); von Mutius, VerwArch 65 
(1974), 201 (205); Wolff/Bachof I, § 44 II a 1., S.345;
Knack, § 54 Rn 4
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des Goethe-Instituts ist zur Übertragung der genannten Aufga­
ben deshalb hier "notwendigerweise" ein Träger öffentlicher 
Gewalt erforderlich, der Rahmenvertrag damit als öffentlich- 
rechtlich einzustufen. Die Formenwahlfreiheit des Staates 
hinsichtlich der Organisations- und Erfüllungsfocm der aus­
wärtigen Kulturpolitik bleibt davon unberührt.
Als Ergänzung zur Einordnung des Rahmenvertrages als öffent­
lich-rechtlich sei noch nachgetragen, daß die finanziellen 
Gegenleistungen der Bundesrepublik, zu denen diese sich im 
Vertrag verpflichtet hat, in öffentlich-rechtlicher Form 
durch Zuwendungsbescheid festgesetzt werden.^" Subventionen 
dieser Art kann gleichfalls nur ein Träger hoheitlicher Gewalt 
bewilligen und auszahlen oder sich dazu verpflichten. Damit 
ist der Rahmenvertrag als öffentlich-rechtlich einzustufen. 
Daraus resultiert hier die merkwürdig erscheinende Konstella­
tion, daß auf das privatrechtlich organisierte Goethe-Institut 
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag bestimmte Aufgaben zur 
Wahrnehmung in privatrechtlicher Form übertragen wurden.
bb) Verfassungsrechtliche Schranken 
(1) Art . 8 6  S.l, 87 I 1 GG
Zwar genießt der Staat bei der Leistungsverwaltung grundsätz-
lieh Formenwahlfreiheit. Eine Schranke könnten jedoch die
Art . 8 6  S.l, 87 I 1 GG bilden. Danach ist es dem Bund verwehrt,
die in Art.87 I genannten Sachgebiete, u.a. den Auswärtigen
Dienst, in mittelbarer Bundesverwaltung durch selbständige
3
Rechtsträger des öffentlichen Rechts wahrnehmen zu lassen.
Die auswärtige Kulturpolitik gehört als Teil der Außenpolitik
4
zur Aufgabenstellung des Auswärtigen Dienstes. Ein "Erst-
1. 5 6  I RV
2. Kilian, S.133 f.; Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (141)
3. Oppermann, GI-Gutachten, S.13? Dittmann, DV 1975, 431
(435, 441); Kilian, S.134, Lerche (S.97 f.) bejaht demge­
genüber ohne Prüfung der Art . 8 6  f. die Zulässigkeit der 
Ausübung auswärtiger Kulturpolitik durch eine öffentlich- 
rechtliche Körperschaft.
4. Oppermann, GI-Gutachten, S.14; Dittmann, DV 1975, 431
(432, 440); wohl auch Lerche, S.31 f. Anders MDHS-Maunz, 
Rn 43 zu Art.87, der den Auswärtigen Dienst auf "hoch­
politische" Tätigkeiten beschränkt.
8 2
recht-Schluß" legt daher die Ausdehnung des Verbots auf eine
Übertragung auf private Rechtsträger nahe. 1  Damit verbliebe
nur eine behördenmäßige Organisation als Verwaltungsunterbau
2
des Auswärtigen Amtes. Die ratio legis der Art . 8 6  S.l, 87 I 
ergibt jedoch, daß der Ausschluß von Formen mittelbarer Bun­
desverwaltung im Auswärtigen Dienst lediglich Hochpolitisches
erfaßt, dessen Wahrnehmung allein durch den Staat denkbar 
3ist, und daß in zentralen Staatsangelegenheiten wie dem 
Auswärtigen Dienst, der Bundesfinanzverwaltung und der Inneren 
Sicherheit dem Bund ein unmittelbarer Einfluß gesichert werden 
soll . 4 Dieser wäre bei einer selbständigen Körperschaft oder 
Anstalt nicht gewährleistet : Diese öffentlich-rechtlichen
Organisationsformen sind gerade dadurch gekennzeichnet, daß 
ihnen, in bewußter Absetzung von der unmittelbaren Staatsver­
waltung, eigene öffentlich-rechtliche Kompetenzen zur selb­
ständigen Wahrnehmung {durch Gesetz) übertragen und die Ein­
flußmöglichkeiten der unmittelbaren Staatsverwaltung oft auf
5
ein bloßes Aufsichtsrecht reduziert sind. Die Übertragung 
dieses Gesichtspunktes auf das Goethe-Institut muß daher zu 
der Schlußfolgerung führen, daß eine derartige Rechtsgestal­
tung dann verfassungsrechtlich unbedenklich ist, wenn der Bund 
über genügend wirksame Eingriffs- und Lenkungsmöglichkeiten
verfügt,^ er also, wie es der Wortlaut des Art.87 I 1 ver-
7langt, diesen Teil des Auswärtigen Dienstes "fuhrt". Es muß 
somit das Letztentscheidungsrecht der Sachkompetenz bei der 
unmittelbaren Staatsverwaltung - hier beim Auswärtigen Amt -
1. so in der Tat MDHS-Maunz, Rn 26, 31 zu Art.87 für alle in 
Art. 87 I genannten Bereiche. Zum Erst-recht-Schluß Opper-
mann, GI-Gutachten, S.15 ; Dittmann , DV 1975, 431 (437,
444); Kilian, S .134
2. dazu Kilian, S.134
3. Kilian, S.134; Dittmann, DV 1975, 431 (441 f.); MDHS-
Maunz, Rn 43 zu Art.87 
4. Kilian, S.134; Dittmann, DV 1975, 431 (444 f .) ; Oppermann,
GI-Gutachten, S.15 
5. Kilian, S.134; Dittmann, DV 1975, 431 (446) ; Oppermann,
GI-Gutachten, S.16
6 . Kilian, S.135, 138; Dittmann, DV 1975, 431 (446); Rudolf, 
Mittlerorganisationen, S.149, 152 f.; Oppermann, S.l, 415, 
419 und GI-Gutachten, S.16; Boergen, DVBl 1971, 869 (877), 
Gallwas, WDStRL 29 (1970), 211 (235)
7. Zu dieser Auslegung des Wortes "führen” in Art.87 Opper­
mann, GI-Gutachten, S.15 f.
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verbleiben, während die praktische Ausführung in den Händen 
der privaten Mittler liegen kann . 1  2 Dies ist beim Goethe-In­
stitut durch die in Satzung und Rahmenvertrag gewährleistete 
Einflußnahme des Auswärtigen Amtes auf die Auswahl des Perso­
nals und den möglichen direkten Eingriff in die Programmge­
staltung durch negative Einzelweisungen oder Leitlinien gege- 
2ben. Auch der Wortlaut des Grundgesetzes verlangt nicht 
zwingend eine bundeseigene Behördenlösung, nachdem Art . 8 6  S.l, 
87 I 1, anders als z.B. Art.87 I 2, 87 III 2, nicht von Bun­
desbehörden, sondern nur von bundeseigener Verwaltung spre­
chen. 3
(2) Art. 109 III, 110 I, 114
Daneben gibt es noch eine mittelbare Einflußnahme über die
Zuweisung der Geldmittel. 4  567 Die Bundeszuschüsse beim Goethe-
5 •
Institut machen ca. 90% des Etats aus. Uber ihre Verwendung 
hat der Bund gern. Art. 109 III, 110 I, 114 GG i.V.m. § 14
g
HGrG, §§ 23, 44 BHO die Aufsicht zu führen. Damit geht 
zwangsläufig auch eine inhaltliche Einflußnahme auf die Ver-
7
Planung der Mittel einher, die im Rahmenvertrag und in
1. vgl. vorige Fußnote und Leitsatz III 3 bei Arnold, S.264
2. Kilian, S.135 ff.; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.149; 
Oppermann, S .415
3. Dittmann, DV 1975, 431 (443)
4. Kilian, S.129, 139
5. Gl-Jahrbuch 1987/88, S.220 f. Oppermann (GI-Gutachten,
S.19 f.) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß auch 
§ 65 BHO als nicht verfassungsrechtliche Schranke ein­
greift. Danach soll sich der Bund i.d.R. an einem be­
stehenden- "Unternehmen” (im weiteren Sinne, nicht nur 
erwerbswirtschaftlicher Art) nur beteiligen, wenn ein 
wichtiges Interesse des Bundes gerade an dieser Beteili­
gung besteht und der Bundeseinfluß institutionell angemes­
sen gesichert ist. Daß diese Voraussetzungen vorliegen, 
ergibt sich aus den bisherigen Erörterungen. -Ferner soll 
nach § 65 I Nr.2 BHO die Einzahlungsverpflichtung des
Bundes auf einen bestimmten Betrag begrenzt sein. Auch 
dies ist bei der beitragspflichtigen Vereinsmitgliedschaft 
der Fall, Die Mitgliedsbeiträge haben ohnehin eher sym­
bolischen Charakter? die eigentliche Bundesfinanzierung 
wird weiterhin über sog. Zuwendungen geleistet, die an den 
im Text unter (2) genannten Normen zu messen sind (dazu 
Oppermann, a.a.O., S.20).
6 . Kilian, S.139
7. Kilian, S.139; Dittmann, DV 1975, 431 (451)
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Vergaberichtlinien festgeschrieben ist. 1  23
(3) Art.33 IV
Auch Art. 33 IV GG, der vorschreibt, die Ausübung hoheits­
rechtlicher Befugnisse als ständige Aufgabe sei Beamten zu
.. . 2 übertragen, konnte verletzt sein, wenn man mit Lerche den
Art.33 IV über die hoheitliche Eingriffsverwaltung auf privat­
rechtliche und öffentlich-rechtliche Formen der Leistungsver­
waltung in politisch relevanten Bereichen ausdehnt. Diese Norm 
trifft jedoch nur eine quantivative Regelung für den Normal-
3
fall, von der abgewichen werden darf. Lerche erkennt dies 
zwar an? er leitet aus der von Art.33 IV u.a. bezweckten 
Stabilisierung der staatsexistenziellen Verwaltung jedoch das 
Erfordernis ab, die Rechtsstellung der GI-Angestellten den 
entsprechenden Rechtspositionen im öffentlichen Dienst so weit 
wie möglich anzunähern. 4  567 Ebensowenig wie zu den "originären
Staatsaufgaben" gehört die auswärtige Kulturpolitik jedoch zur
5 +
"staatsexistenziellen Verwaltung". Auch der weitere Zweck 
des Art.33 IV, die Erhaltung eines substanziell bedeutenden 
Tätigkeitsbereiches für das Beamtentum,^ kann nicht herange­
zogen werden, da die auswärtige Kulturpolitik historisch nicht
7
zu den von Art.33 IV geschützten Beamtenfunktionen gehört. 
Es ist in Deutschland im Gegenteil schon Tradition, hier 
Private tätig werden zu lassen. Die Einschaltung des Goethe- 
Instituts wird deshalb bereits tatbestandsmäßig nicht von 
Art.33 IV erfaßt.
(4) Gesetzesvorbehalt
Fraglich ist ferner, ob die vorliegende Aufgabendelegation dem 
Gesetzesvorbehalt unterfällt. Grundsätzlich wi rd zwar die 
umfassende Organisationskompetenz (Mediatisierungskompetenz,
1. vgl. §§ 5, 6 , 7 RV
2. Lerche, S.44 ff., bes. 47 f.
3. BVerfGE 9,268(284); Weisert, S.128 ff.; Ossenbühl, WDStRL 
29 (1970), 137 (162)
4. Lerche, S.44 ff., 51
5. Oppermann, GI-Gutachten,S.17;Dittmann, DV 1975,431 (442f.)
6 . Oppermann, GI-Gutachten, S.17?Dittmann,DV 1975,431(442f.); 
MDHS-Maunz, Rn 32 zu Art.33
7. Oppermann, 'GI-Gutachten, S .17?Dittmann,DV 1975, 431(442f.)
I J i J J i J
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Kompetenz-Kompetenz) der Exekutive für die Übertragung von 
Verwaltungsaufgaben bejaht.* Insbesondere für die Organisa­
tion der in Art.87 I genannten Gebiete, zu denen ja die aus­
wärtige Kulturpolitik zu rechnen war, wird ein Gesetzesvor­
behalt verneint und die dadurch entstehende Erleichterung
exekutivischer Steuerungs- und Einflußmöglichkeiten als aus-
2
reichend zur Sicherung des Staatseinflusses erachtet. Andere
3
Autoren halten ein Gesetz für erforderlich, weil die Aus­
gliederung von Funktionen auswärtiger Gewalt aus der Tätigkeit 
der parlamentarisch kontrollierten Exekutive und ihre Wahrneh­
mung durch Private so wesentlich seien, daß hierzu das Parla- 
ment eingeschaltet werden musse. Diese Autoren gehen jedoch 
nicht auf den speziellen Fall des Goethe-Instituts ein, son­
dern fordern die gesetzliche Ermächtigungr generell. Dabei
werden Ausnahmen zugelassen, wenn der Exekutive ausreichende
5
Weisungs-, Leitungs- und Kontrollbefugnisse verbleiben oder 
es sich um "Bagatellfälle” wie z.B. die freiwillige Übernahme 
von unselbständiger Verwaltungshilfe handelt.**
Die Tätigkeit des Goethe-Instituts geht in Umfang, Bedeutung 
und Autonomie über den "Bagatellfall" der unselbständigen 
Verwaltungshilfe hinaus. Gleichwohl verblieben dem Auswärti­
gen Amt, das wiederum dem Parlament verantwortlich ist, die 
geschilderten Kontrollmöglichkeiten. Diese sind durch den 
Rahmenvertrag institutionell abgesichert und gehen so weit, 
wie "Kultur" auf dieser Ebene überhaupt reglementiert werden 
kann, ohne zur "Staatskultur" zu werden. Das Goethe-Institut
hat die Aufgaben zudem freiwillig übernommen und den Abschluß
8des Vertrages selbst angestrebt. Etwaige Grundrechte als 12345678
1. Kilian,S .134; Oppermann,S.615; Boergen, DVB1 1971,869(876)
2. Dittmann, DV 1975, 431 (445 f.); von Mangoldt/Klein, Anm. 
III 7 zu Art.87 (S.2271)
3. Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (169 ff., 173); Gallwas, 
ebda., 211 (214); Boergen, DVB1 1971, 869 (877)
4. Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (169 ff., 173); Boergen, 
DVBl 1971, 869 (877)
5. Boergen, DVBl 1971, 869 (877)
6 . Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (174, 206)
7. Ein Beispiel dafür bilden die Schülerlotsen; vgl. dazu 
Ossenbühl, WDStRl 29 (1970), 137 (174 m.w.N. in Fn 163)
8 . Lerche, S.35
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Abwehrrechte gegen unerwünschte Verwaltungsaufgaben,^ deren 
Beschränkung ein Gesetz erfordern würde, können daher gleich­
falls nicht geltend gemacht werden. Die Abwägung zwischen den 
verfassungsmäßigen Prinzipien eines pluralistischen Kultur­
staats und der parlamentarischen Kontrolle über wesentliche 
Entscheidungen der Außenpolitik läßt es deshalb vertretbar
erscheinen, an dieser Stelle das flexiblere Instrument des
2
öffentlich-rechtlichen Vertrages zu wählen, wenn dieser - 
wie hier geschehen - die politische Verantwortung des Auswär­
tigen Amtes für die Grundlinien der auswärtigen Kulturpolitik 
3bewahrt.
Die Delegation der Staatsaufgaben auf das Goethe-Institut 
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag liegt somit innerhalb der 
vom Grundgesetz gezogenen Grenzen.
1. dazu Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (175 ff.); Rudolf, 
Mittlerorganisationen, S.147
2. Thieme in der Diskussion zu Ossenbühl/Gallwas, WDStRL 29 
(1970), 267 hält bei einer Übertragung von Verwaltungsauf­
gaben auf Private durch öffentlich-rechtlichen Vertrag ein 
Gesetz grundsätzlich für entbehrlich.
3. Ohne nähere Erörterung des Gesetzesvorbehalts gehen auch
Oppermann, GI-Gutachten, S.23 f., Lerche, S.91 f. und
Rudolf, Mittlerorganisationen, S.150 von der Zulässigkeit 
der Aufgabenübertragung durch Vertrag aus, wenn sie die 
größere Flexibilität der Vertragslösung gegenüber öf­
fentlich-rechtlichen Organisationsformen (etwa der Körper­
schaft) betonen, deren Errichtung ein Gesetz erfordert. 
Kilian, S.137, Trommer, S.58 unterstellen ebenfalls still­
schweigend die Zulässigkeit der vertraglichen Delegation.
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2. Italien
a) Die Verbandskompetenz des Staates für die auswärtige Kul­
turpolitik
Bis hierhin wurde die Organkompetenz des Ministero degli 
Affari Esteri und damit implizit auch die Verbandskompetenz 
des Gesamtstaates, der italienischen Republik, für die auswär­
tige Kulturpolitik einschließlich der Istituti italiani di 
cultura einfach zugrundegelegt. An dieser Stelle sollen nun 
kurz die verfassungsrechtlichen Grundlagen der Kompetenz und 
die Befugnisse der Regionen dargestellt werden, soweit sie 
hinsichtlich der Kulturinstitute von Belang sein können. Wie 
bei der Untersuchung der entsprechenden Fragen für die Bundes­
republik bleibt auch hier der Problemkreis der Kulturabkommen 
einem späteren Abschnitt Vorbehalten.
Der italienische Staat gliedert sich in Regionen,^ Provinzen
und Kommunen. Die Provinzen und Kommunen haben lediglich
lokale Selbstverwaltungskompetenzen, die ihnen vom Staat oder
von der jeweiligen Region verliehen werden können.^ Die
Regionen bieten sich demgegenüber für einen Vergleich mit den
deutschen Bundesländern an, insbesondere nachdem Art. 9 I
cost. bestimmt: "Die Republik fördert die Entwicklung der
Kultur und der wissenschaftlichen und technischen Forschung."
Unter "Republik" sind in diesem Kontext neben dem Staat in
allen denkbaren Organisationsformen auch Regionen, Provinzen
4
und Kommunen zu verstehen, und viele Regionalstatuten ent­
halten gleichfalls eine "Kulturklausel" "im Rahmen der verfas-
. . 5
sungsmaßigen Kompetenzen".
Bereits die Verfassung vom 27.12.1947 ordnete die Schaffung
6 7
von Regionen als Gebietskörperschaften mit legislativen'
1. Art.131 cost. Dazu Rudolf, Bundesländer, S.119 mit Fn 13
2. Art.114 cost.
3. Art.118 II, III; 128 f. cost.
4. Merusi,S.798 sowie die Materialien der verfassungsgebenden 
Versammlung bei Falzone/Palermo/Cosentino zu Art.9, S.58
5. Art.3 st. Lomb.; Art.5 st. Basil.; Art.4 st. Tose.; Art.4 
st.Ven.; Art.6 st. Camp.; dazu Merusi, S.798
6. Art.131, 114, 115 cost.
7. Art.117 cost.
8 8
. . 1 2 
und administrativen Kompetenzen und Finanzautonomie an,
doch dauerte es zweieinhalb Jahrzehnte,^ bis die Statuten
4 5
endgültig verabschiedet wurden, und erst 1972 und - auf- 
grund eines Gesetzes von 1973 - 1977' wurden den fünfzehn
Regionen unter Normalstatut durch Dekret des Präsidenten der 
Republik die vorgesehenen Kompetenzen übertragen. Auch danach 
stellt sich jedoch, anders als in der Bundesrepublik, in 
Italien eine eventueller Kompetenzkonflikt zwischen einem für 
die allgemeine Außenpolitik verantwortlichen Gesamtstaat und 
u.U. für die Kultur zuständigen "Gliedstaaten" nicht in glei­
cher Schärfe: Nur die Bundesrepublik Deutschland, nicht dage­
gen die Repubblica Italiana ist nach dem Wortlaut ihrer Ver­
fassung und den von der Allgemeinen Staatslehre entwickelten 
8  9
Kriterien ein "Bundesstaat" mit "Gliedstaaten", denen
1. Art.118 cost.
2. Art.119 cost.
3. Am 16.5.1970 waren durch das L.n,281 (Gaz.Uff.n.127 vom 
22.5.1970) Bestimmungen über die Finanzierung der Errich­
tung der Regionen unter Normalstatut getroffen worden.
4. Hier werden die Fundstellen der Gesetze angegeben, mit
denen Parlament und Senat das jeweilige Regionalstatut 
gern. Art.123 II cost. billigten: Piemonte: L.n.338; Lom­
bardia, n.339; Veneto, n.340; Liguria, n.341; Emilia- 
Romagna , n.342; Toscana, n.343; Umbria, n . 344; Marche, n . 
345 ; Lazio, n .346 ; Molise, n.347 ; Campania, n. 348 ; Puglia,
n.349; Basilicata, n.350; alle vom 22.5.1971, abgedruckt 
in Suppl.Gaz.Uff. n.148 vom 14.6.1971; Abruzzo, L.n.480
vom 22.7.1971, Gaz.Uff.n.190 vom 28.7.1971; Calabria, 
L.n.519 vom 28.7.1971, Gaz.Uff.n .195 vom 3.8.1971; dazu 
Rudolf, Bundesländer, S.120
5. Decreti Presidenziali vom 14.1.1971: n.l, 2, Suppl.Gaz.
Uff.n.12 vom 15.1.72; n.3, 4, Suppl.Gaz.Uff. n.15 vom
19.1.72; n.5, 6 , Suppl.Gaz.Uff. n.19 vom 22.1.72; D.P. vom 
15.1.72:n.7, Suppl.Gaz.Uff. n.24 vom 27.1.72; n.8 , Suppl. 
Gaz.Uff. n.26 vom 29.1.72; n.9, Suppl.Gaz.Uff. n.30 vom 
2.2.72; n.10, Suppl.Gaz.Uff. n.41 vom 14.2.72; n.ll,
Suppl.Gaz.Uff. n.46 vom 19.2.72; Legge n.15 vom 25.2.72,
Gaz.Uff. n.54 vom 27.2.72
6 . Art.l Legge n.382 vom 22.7.1975, Gaz.Uff.n .220 vom 20.8. 
75; erneuert durch L.n.894 vom 27.11.76, Gaz.Uff.n.7 vom 
10.1.77; dazu Rudolf, Bundesländer, S.120
7. D.P.R. n,616 vom 24.7.1977, Suppl.Gaz.Uff. n.234 vom
29.8.1977; dazu Rudolf, Bundesländer, S.120
8 . Zippelius, S.60, 360 ff.; Jellinek, S.769 ff.; Rudolf,
Bundesländer, S.117; Stern, StR I, § 19 I 1, S.484 ff.
9. Art.20 I GG; dazu Rudolf, Bundesländer, S.117
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originäre Staatsqualität zukommt. 1  2345678 In der Bundesrepublik sind 
z.B. alle staatlichen Aufgaben grundsätzlich Sache der Länder, 
soweit das Grundgesetz sie nicht dem Bund zuweist (und ge­
rade für die auswärtige Kulturpolitik fehlte ja eine aus­
drückliche Zuweisung). Die italienische Republik dagegen ist 
ein Einheitsstaat:^ Die Regionen haben nur abgeleitete Kompe­
tenzen, die ihnen erst durch den Gesamtstaat enumerativ zuge-
4
wiesen werden müssen. In den derzeitigen Rechtsgrundlagen, 
der Verfassung und den Regionalstatuten, sind nahezu keine 
Befugnisse der Regionen für eine Teilnahme am internationalen
c „
Verkehr enthalten. Lediglich unter den fünf Sonderstatuten 
für die mit spezieller Autonomie versehenen Regionen Sizilien, 
Sardinien, Trentino-Südtirol, Friaul-Julisch Venetien und 
Aosta (Art.116 Cost.) enthalten Art.52 des sardischen Sta- 
tuts und Art.47 des Statuts von Friuli-Venezia Giulia eine 
Regelung für den Bereich des internationalen Wirtschaftsver­
kehrs: Danach müssen die betreffenden Regionen beim Aushandeln 
betimmter Handelsverträge durch den Staat vertreten sein und 
gehört werden. Eine eventuell zu erwägende Analogie, die 
eine Konsultationspflicht des Staates zugunsten der Regionen 
begründen könnte, würde sich jedoch allenfalls beim Abschluß
1. Rudolf, Bundesländer, S.117, 119; zur originären Staats­
qualität der Bundesländer BVerfGE 1, 14 (34); 12, 205
(255); ebenso MDHS-Herzog, IV.Kapitel, Rn 2 ff., 9 f. zu 
Art.20; BK-Wernicke, Anm.II 1 b zu Art.20; kritisch zur 
originären Staatlichkeit der Länder Hesse, S.84, Fn 1, der 
"Staatlichkeit" erst im Zusammenwirken von Bund und Lan­
dern sieht. Vermittelnd mit Nachweisen zum Streitstand 
Stern, StR I, § 19 I 1, S.485
2. Art.30, 70 I, 83 GG; dazu Rudolf, Bundesländer, S.117
3. Rudolf, Bundesländer, S.117; Cassese, S.93 f. unter Bezug­
nahme auf Art.l und 5 der Verfassung und den historischen 
Verfassungsgeber; Stern, StR I, § 19 I 5 a, S.491; Mona- 
co/Cansacchi, S.27
4. Art.117, 118, 119 cost.; dazu Rudolf, Bundesländer, S.121
m.w.N.; Cassese, S.93; Enc.Dir.XXXIX-Gizzi, S.318, Stich­
wort "Regione"
5. Cassese, S.99; Palazzoli, S.83
6 . L.cost. n.3 vom 26.2.1948, Gaz.Uff.n.58 vom 9.3.1948; dazu 
Cassese, S.95
7. L.cost. n.l vom 31.1.1963, Gaz.Uff.n.29 vom 1.2.1963; dazu 
Cassese, S.95 f.
8 . Für eine Ausdehnung der Sonderregelungen Palazzoli, 
f.; zustimmend Cassese, S.96 f.
S.83
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von Kulturabkommen auswirken, der hier noch nicht zur Debatte 
steht.
Nachdem auch das Völkerrecht es der internen Rechtsordnung 
eines jeden Staates überläßt, seine Untergliederungen von den 
Beziehungen zu auswärtigen Staaten auszuschließen oder sie 
dazu zuzulassen,* ist auf diesem Wege gleichfalls keine Zu­
ständigkeit der Regionen für die - ausschließlich im Ausland 
befindlichen - Istituti italiani di cultura zu begründen. 
Dies erkennen die Regionen auch an; allein hinsichtlich sol­
cher Aktivitäten, die ihre eigenen internen Kompetenzen be­
treffen und lediglich eine "internationale Dimension" haben
(dazu zählen sie z.B. Städtepartnerschaften) bestehen sie
3 4
entgegen der Auffassung der Regierung auf einer Kompetenz.
Die Regionen bleiben somit auf dem Gebiet der nationalen 
Repräsentation, zu dem die Istituti italiani di' cultura gehö­
ren, vom internationalen Verkehr ausgeschlossen.
b) Weitere verfassungsrechtliche Vorgaben für die auswärtige 
Kulturpolitik
aa) Art. 9 I der italienischen Verfassung
Art. 9 I der italienischen Verfassung bestimmt: "Die Republik 
fördert die Entwicklung der Kultur und der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung." Diese Bestimmung, angesiedelt im
1. Rudolf, Bundesländer, S.118; ähnlich Cassese, S.95. Eine - 
beschränkte - Zulassung enthält z.B. Art.32 III GG, nicht 
dagegen die italienische Verfassung (Palazzoli, S.83 mit 
Fn 42).
2. Gegen eine Beteiligung der Regionen am völkerrechtlichen 
Verkehr laut Cassese, S.93 auch der historische Verfas­
sungsgeber.
3. Besonders deutlich z.B. in der Begründung für die Zurück­
verweisung (rinvio) gern. Art.127 cost. des regionalen Ge­
setzes von Molise vom 28.7.77 durch die Regierung, mitge­
teilt bei Ingicco, Le Regioni 1977, 971 {973 f. in Fn 3); 
ferner abzulesen an den Circolari des Ministero degli Af- 
fari Esteri und des Presidente del Consiglio, abgedruckt 
bei Morviducci, Le Regioni 1974, 356 ff.; dazu Cassese, 
S.97 ff., der die Entwicklung der Regierungsposition von 
1965 bis 1973 anhand dieser Circolari nachzeichnet und 
trotz Beibehaltung der genannten Position eine allmähliche 
Öffnung des Staates zugunsten einer regionalen Beteiligung 
an internationalen Beziehungen registriert.




Verfassungsabschnitt über die "Grundprinzipien", ist als 
allgemeine Staatszielbestimmung zu verstehen^ und wird für




Die wissenschaftliche und gerichtliche Auseinandersetzung 
konzentrierte sich denn auch eher auf die konkreteren Aus- 
Prägungen als auf die generelle Norm. Dennoch besteht unter 
den wenigen Autoren, die sich mit Art.9 I befaßt haben, Unei­
nigkeit: Spagna Musso^ versteht Art.9 I im Anschluß an die 
von Huber für die Bundesrepublik entwickelten Ideen als "Kul- 
turstaatsklausel". Merusi dagegen lehnt diese Bezeichnung
c
ab. Die Ablehnung findet ihren Grund in der Bedeutung, die
er dem Begriff "Kulturstaat" beilegt: Für ihn ist dies der
Staat, der eine einzige, eben die Staatskultur verfolgt und
. . 6
andere kulturelle Äußerungen unterdrückt. Dagegen sei der 
Terminus nicht in der Lage, die im heutigen pluralistisch­
demokratischen Italien herrschende Vielfalt der Kulturträger 
und die als subjektives Recht garantierte Freiheit der Kultur 
zu erfassen.^
Aus Art.9 I ergibt sich für Merusi die Verpflichtung des 
Staates, die Bedingungen und Voraussetzungen für eine freie
8 Damit ist er sich mitschaffen.
9  einig, so daß der Streit
Entwicklung der Kultur zu 
den Vertretern der Gegenansicht 
sich lediglich auf die Terminologie, nicht auf die Inhalte 
bezieht.
1. Pizzorusso, S.180 f.; Monaco/Cansacchi, S.49. Lediglich in 
den ersten Jahren der italienischen Republik wurde Art.9 I 
von einigen Autoren als bloßer Programmsatz verstanden. 
Vgl. dazu die Nachweise bei Merusi, S.791 in Fn 1
2. zur Konkretisierung der Generalklausel des Art.9 I durch 
Art.33 und 34 Merusi, S.794; Pizzorusso, S.182
3. Merusi, S.794
4. Spagna Musso, passim
5. Merusi, S.801
6 . Merusi, S.801 mit Fn 15, Als Beispiele nennt er den Bis- 
marckschen Kulturkampf in Deutschland und die staatlich 
verordnete "Einheitskultur" des totalitären Staates.
7. Merusi, S.801
8 . Merusi, S.794
9. Vgl. namentlich Huber, S.129 f., auf den sich Spagna Musso 
beruft.
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Die Verfassung schreibt dem Staat keine bestimmte Organisa­
tionsform für die Kulturförderung vor . 1  2345 Art.9 I erlaubt in 
seiner Weite jede beliebige Verteilung der diesbezüglichen 
Aufgaben auf staatliche Organe oder juristische Personen des 
öffentlichen Rechts. Anstatt selbst eine solche Verwaltungs­
struktur zu schaffen oder auch ergänzend kann der Staat ferner
3private Initiativen subventionieren. Die Errichtung der in 
die Verwaltungsstrukturen des Ministero degli Affari Esteri 
und des Ministero per la Pubblica Istruzione integrierten 
Istituti italiani di cultura stoßt daher in dieser Hinsicht 
auf keinerlei Bedenken.
bb) Gesetzesvorbehalt und Organkompetenz 
(1) Organisatorische Struktur der Institute
Ganz so unbegrenzt, wie die Organisationsfreiheit des Staates 
scheinen mag, ist sie jedoch nicht. Da es sich bei der auswär­
tigen Kulturpolitik nicht nur um staatliche Kulturförderung,
4 .
sondern auch um einen Teil der Außenpolitik handelt, ist vor
allem zu fragen, in welche Form der Organisationsakt für die
Gründung der entsprechenden Einrichtungen zu kleiden ist. Den
Istituti italiani di cultura liegt ja vor allem der vorkon-
5
stitutionelle Testo CJnico, ein königliches Dekret von 1940, 
zugrunde, der später lediglich ausgefüllt wurde.
Man könnte daran denken, das Parlament wegen der Bedeutung der 
Außenpolitik einzuschalten, also einen Gesetzesvorbehalt zu 
postulieren.
Die Außenpolitik gehört traditionell zum Funktionsvorbehalt
1. Merusi, S.799
2. Merusi, S.799 f.
3. Merusi, S.798 f. mit Fn 10
4. Rogati, S.221 f. Vgl. z.B. Art,3 der Wiener Diplomatenkon­
vention, der die Pflege der Kulturbeziehungen zwischen 
Empfangs- und Entsendestaat zu den Aufgaben der diplomati­
schen Vertretung als Element des völkerrechtlichen Ver­
kehrs rechnet; ebenso Art.5 c der Wiener Konsularkonven­
tion. Dazu Nov.Dig,XVI-Maresca, S.833 f., Stichwort
"Scuole ed istituti culturali all'estero".
5. R.D. n .740 vom 12.2.1940
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der Exekutive.* Nach der aktuellen italienischen Verfassung
ist jedoch die auswärtige Gewalt nicht mehr vollständig der
2
demokratischen Kontrolle durch das Parlament entzogen. Zwar
3
ist die Rolle der Regierung weiterhin bedeutsam, doch ver­
langt zumindest für die Errichtung von Verwaltungseinrichtun­
gen Art. 97 I cost. ein förmliches Gesetz, das die Verfas­
sungsprinzipien der Effektivität und Neutralität der Verwal- 
4tung wahrt. Zu den von Art.97 I erfaßten öffentlichen Ver­
waltungseinrichtungen gehören unter anderem die - leistenden, 
beratenden und kontrollierenden - zentralen und lokalen Stel-
5
len, die einem jeden Ministerium zugeordnet sind. Als dem
Außenministerium nachgeordnete dezentrale Einrichtungen der
Leistungsverwaltung werden die Istituti italiani di cultura
deshalb vom Gesetzesvorbehalt des Art. 97 I erfaßt.
Dabei handelt es sich jedoch nur um einen relativen Gesetzes- 
7Vorbehalt: Lediglich die wesentlichen KompetenzZuweisungen
der Einrichtungen und die wesentlichen Rechte und Pflichten 
des Personals müssen durch förmliches Gesetz geregelt wer- 
den. Die ratio des Art. 97 I, einen Ausgleich zwischen dem 
der Verwaltung vorbehaltenen Ermessensspielraum der Organisa- 
tionsgewalt im Rahmen von Effektivität und Neutralität und 
dem Bedürfnis nach demokratischer Kontrolle*^ zu schaffen, 1234567890
1. Pizzorusso, S.322; Mortati II, S.680; Rogati, S.217;
Leisner, Riv.Trim.Dir.Pubbl. 1960, 342 (344, 356 ff., 386 
f.); Franchini, Riv.Trim.Dir.Pubbl. 1980, 26 (37, 46
m.w.N.); bedauernd Cassese, S.85
2. Pizzorusso, S.319, 322? Leisner, a.a.O., S.352? Franchini, 
a.a.O,,S .46?Rogati,S .217. Ein Beispiel bildet Art.80 cost.
3. Pizzorusso, S.322; Leisner, a.a.O., S.386 f.; Franchini, 
a.a.O., S.37, 46 m.w.N.; Mortati II, S.680
4. dazu Martines, S .367
5. Martines, S.365
6 . Die Institute sind zu jenem Grenzbereich zwischen Politik 
(d.h. Regierungsakte als Interessenvertretung) und Verwal­
tung (und damit Verpflichtung zu Legalität und Neutrali­
tät) zu rechnen, in dem einer organisatorischen Struktur 
Aufgaben aus beiden Bereichen zufallen. Vgl. zu dieser Art 
Einrichtungen Pizzorusso, S.315, 319 f., 322 f.
7. Martines, S.404; Virga, S.313 f.; Mortati I, S.591
8 . Art.97 II cost., dazu Martines, S.399; Virga, S.313 f.; 
Pizzorusso, S.316
9. zu dieser auf Art.97 I beruhenden Bindung Martines, S.367, 
404
10. dazu Pizzorusso, S.316; Mortati I, S.591
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sowie die Komplexität der Materie^" machen es demgegenüber 
notwendig, die Präzisierung der Details durch - nicht un­
bedingt auf dem Gesetz beruhende - "regolamenti d'organizza-
2 . 3 4
zione" und "regolamenti delegati" vorzunehmen.
Die grundlegende Norm über die Einrichtung und Organisations­
struktur der Istituti italiani di cultura bilden Art. 1, 2 und 
12 des vorkonstitutionellen Testo Unico, dem, wie erwähnt, 
Gesetzeskraft zukommt. Gemäß Art.134 cost. i.V.m. Nr. VII 
Disp.Trans. kann der italienische Verfassungsgerichtshof,
anders als z.B. das Bundesverfassungsgericht, nach einhelliger 
Ansicht auch vorkonstitutionelle Gesetze auf ihre Verfas­
sungsmäßigkeit überprüfen. Daraus ergibt sich, daß diese 
Gesetze zunächst alle fortgelten, soweit sie der Verfassung 
nicht entgegenstehen. Allein bei verfassungswidrigen Geset­
zen ist streitig, ob sie per se nichtig oder nur vernichtbar 
sind.
Da die genannten Artikel des T.Ü. verfassungskonform sind, 
gelten sie also fort und konnten durch das Statut von 1950 
sowie die Circolari des MAE von 1955 und 1978 konkretisiert 
werden.
Für die Rechtsstellung des Personals enthielten Art.15 und 16
7 8  9
T.Ü. eine gesetzliche Grundlage, die 1967, 1975 und 1982
geändert wurde. Dem Gesetzesvorbehalt des Art.97 I cost. für 
die Schaffung der organisatorischen Strukturen der Istituti
italiani di cultura ist damit genüge getan.
Dabei bleibt noch anzumerken, daß heute der Erlaß von Gesetzen 
von geringerer Bedeutung - dazu gehören Personalfragen des
Ministero degli Affari Esteri sowie die Subventionsvergabe an
1. zu diesen Abgrenzungskriterien zwischen absolutem und 
relativem Gesetzesvorbehalt Martines, S.403 f.
2. zu ihnen1  23456789Martines, S.399
3. dazu Martines, S.399
4. Martines, S.404; Virga, S.313 f.; Mortati I, S.591
5. Pizzorusso, S.363 sowie ders. in Comm.Cost., Art.134, 
S.122 f.; Esposito, S.286
6 . mit Nachweisen zum Streitstand Comm.Cost.^Pizzorusso, 
Art.134, S.122 f.? Esposito, passim
7. D.P.R. n.213 vom 23.1.1967, abgedruckt in CD-Dok.Bd.I,S.20
8 . L.n.327 vom 26.5.1975, abgedruckt in CD-Dok.Bd.I, S.28
9. L.n.604 vom 25.8.1982, Suppl.Gaz,Uff.n.233 vom 25.8.1982, 
abgedruckt in CD-Dok. Bd.I, S.43
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private italienische Kulturinstitutionen im Ausland - gemäß 
Art.72 cos t. i. V.m. Art.92 reg.CD, Art.35, 37 reg.Senato den 
Ausschüssen für Auswärtige Angelegenheiten (Commissioni Affari 
Esteri) von Parlament und Senat übertragen ist, daß also die 
Gesetze nicht im Plenum beraten und verabschiedet werden . 1  23
(2) Inhaltliche Steuerung und Kontrolle der Institute 
Gemäß Art.95 I cost. leitet und verantwortet der Regierungs­
chef die allgemeine Politik der Regierung. Ein noch heute
2 .. .gültiges königliches Dekret von 1901 präzisiert, daß über 
die Außenpolitik der Consiglio dei Ministri (das Kabinett ein­
schließlich des Regierungschefs) berät und ihre Richtlinien 
festlegt. Auch wenn diese Rechtsgrundlagen die Leitung der 
Außenpolitik durch das Kollegialorgan vorsehen, sind es jedoch 
in der Praxis der Außenminister und der Regierungschef - den 
er nach Art.9 des genannten Dekrets in Fragen der Außenpolitik 
konsultieren muß -4 567, ggf. in Absprache mit den Generalsekre-
5
tären der Koalitionsparteien, die die Richtlinien bestimmen. 
Diese werden dann vom Außenministerium und der nachgeordneten 
Verwaltung im Rahmen der Ressortverantwortlichkeit des Aus- 
senministers gemäß Art. 95 II cost. ausgefüllt,^ wie z.B. die 
Circolari des MAE aus den Jahren 1955 und 1978 illustrieren.
Im Hinblick auf den parlamentarischen Einfluß auf die auswar-
.. . 7tige Kulturpolitik enthalt die Verfassung keine Regelungen.
Neben den allgemeinen Kontrollmöglichkeiten des Parlaments
1. Franchini, Riv.Trim.D i r .Pubbl.1 9 8 0 ,26(49 in Fn 60 m.w.N.). 
Zur Legislativgewalt des Auswärtigen Ausschusses des 
Parlaments vgl. Abagnale, S.69; für den Auswärtigen Aus­
schuß des Senats s. Bertolini, S.202 ff.
2. R.D. vom 14.11.1901
3. Art.l V des R.D. Dazu Cassese, S.78
4. dazu Cassese, S.78
5. Cassese, S.78 f.
6 . Cassese, S.78 f. Zur Einfügung der auswärtigen Kulturpo­
litik in die von der Regierung festgelegten und vom Parla­
ment akzeptierten Richtlinien der Gesamt-Außenpolitik auch 
Cortese De Bosis bei Angeli, S.25
7. Lediglich in Art.78 und 80 regelt die italienische Verfas­
sung eine parlamentarische Beteiligung an der Außenpoli­
tik: für Kriegserklärungen und den Abschluß völkerrechtli­
cher Verträge. Vgl. dazu Cassese, S.82 ff.
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gegenüber der Regierung, etwa bei der Verabschiedung des
2
Haushaltsgesetzes gemäß Art.81 I cost. oder über Art.94 I, 
nach dem die Regierung das Vertrauen beider Kammern besitzen 
muß, ist vor allem der "Unterausschuß für auswärtige Kultur­
politik" von Bedeutung, einer von vier zwischen 1972 und 1979
gegründeten Unterausschüssen der "Commissione Affari Esteri"
3 . . . . .des Parlaments. Nach einer Untersuchung über die Istituti
italiani di cultura - der ersten ausführlichen Befassung des 
italienischen Parlaments mit der auswärtigen Kulturpolitik - 
lieferte der Ausschuß die Vorgaben für das 1978 vom Sottose- 
gretario di Stato des Ministero degli Affari Esteri Foschi 
erlassene Circolare, das die programmatische Wende zum erwei­
terten Kulturbegriff darstellte.^ Die Befugnis des Ausschus­
ses zu solchen Untersuchungen und anschließenden Initiativen
C
folgt aus Art.143 reg.CD, Auch der Auswärtige Ausschuß des 
Senats hat solche Informations- und Beratungsfunktionen und 
kann Regierung und Plenum mit Vorschlägen und Leitlinien, z.B. 
in Form von Resolutionen, versehen.  ^ Diese Rechte werden 
jedoch von beiden Kammern insbesondere auf dem Gebiet der 
auswärtigen Kulturpolitik relativ selten genutzt, so daß der 
Ressortverantwortlichkeit des Außenministers und der nach- 
geordneten Verwaltung der prägende Einfluß für die Tätigkeit 
der Istituti italiani di cultura zukommt.
1. Weitere Kontroll- und Einflußmöglichkeiten bieten parla­
mentarische Untersuchungsausschüsse (Art.82 cost. i.V.m. 
Art.140 ff. reg.CD), sowie "interrogazioni" (Art.128 ff. 
reg CD.) und "interpellanze" (Art.136 ff. reg.CD); dazu
Cassese, S.82 ff.
2. dazu Pizzorusso, S.269 m.w.N.
3. Rogati, S.219 ff.
4. Rogati, S.221 f. Die Befassung des italienischen Parla­
ments in den ersten vier Legislaturperioden analysiert 
Gori, S.72 - 84.
5. dazu Abagnale, S.80 f.; Cassese, S.85
6 . dazu Bertolini, S.210 f.; Cassese, S.85
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II.Grundrechte als Grenze staatlicher Kontrolle
1. Bundesrepublik Deutschland 
a) Besondere Vorfälle
Wie sich bei der Erörterung der verfassungsrechtlichen Schran­
ken für die Delegation von Staatsaufgaben auf das Goethe-In­
stitut gezeigt hat, ist der Bund nicht nur berechtigt, sondern 
auch verpflichtet, den Verein bei der Wahrnehmung dieser Auf­
gaben zu kontrollieren.* Die Kontrolle hat jedoch ebenfalls 
Schranken. Im folgenden sollen zunächst einige Fälle geschil­
dert werden, in denen staatliche Kontrolle ausgeübt wurde, um 
anschließend ihre Zulässigkeit und Grenzen zu erörtern.
- Im Dezember 1961 erklärte der damalige Außenminister Schrö­
der auf eine Anfrage im Bundestag, daß in einigen Ländern 
(z.B. im Libanon) gegen dritte Staaten gerichtete Literatur 
im Interesse guter Beziehungen auf Weisung des Auswärtigen 
Amtes aus den Lesesälen der Goethe-Institute entfernt worden 
sei. ^
- Eine weitere Anfrage betraf einen Vortrag Golo Manns am
7.2.1964 in der Deutschen Bibliothek in Rom (dem dortigen
Goethe-Institut) über die "Ära Konrad Adenauer", in dem der
Historiker Adenauers Ostpolitik als Aufrechterhaltung eines
"Phantoms des Reiches" bezeichnet und den Verzicht auf die
Wiederherstellung des Deutschen Reiches in den Grenzen von
1937 als Voraussetzung eines normalen Verhältnisses zu den
3
osteuropäischen Staaten gefordert hatte. Die Bundesregie­
rung rügte, daß Mann ihre herrschende Gegenauffassung und 
deren Argumente nicht erwähnt habe. Bei einer offiziellen 
Gelegenheit wie einem Vortrag im Goethe-Institut habe ein 
Wissenschaftler nicht nur seine persönliche Ansicht, sondern 
auch die ggf. abweichende Regierungsauffassung deutlich zu 
machen. Die Institutsleiter würden künftig angewiesen, zuvor
1. Kilian, S.134 f.; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.149
2. BT-Prot.IV/7.Sitzung vom 7.12.61,S.129; dazu Kilian, S.123
3. BT-Prot.IV/118.Sitzung vom 4.3.1964, S.5405 f.; dazu Ki­
lian, S.123
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zu klaren, inwieweit unterschiedliche Auffassungen zur 
Sprache kämen und den Redner darauf hinzuweisen, auch die 
abweichende Meinung vorzutragen. 1  23
- Äußerungen des Schriftstellers Hans Magnus Enzensberger über
angebliche politische Verfolgungen in der Bundesrepublik
2
waren im Mai 1967 Gegenstand einer Anfrage. Es wurde 
kritisiert, daß das Goethe-Institut verschiedene Vortrags­
reisen gerade dieses bekannt kritischen Schriftstellers 
organisiert habe. Das Auswärtige Amt entgegnete,. internatio­
nal bekannte deutsche Schriftsteller würden auch bei kriti­
scher Haltung gegenüber der Politik der Bundesregierung von 
Vortragsreisen nicht ausgeschlossen. Damit solle im Ausland 
ein lebendiges Beispiel der in Deutschland herrschenden 
Toleranz gegeben werden.
- Großes Aufsehen erregte die "Affäre Staeck" im November 
1974.  ^ Der Grafiker Klaus Staeck hatte während des vom 
Goethe-Institut London initiierten "Deutschen Monats" Plaka­
te mit Politikerkarikaturen in einer vom Londoner "Institut 
für zeitgenössische Kunst" veranstalteten Ausstellung ge­
zeigt. Die Bundesrepublik hatte über das örtliche Goethe- 
Institut einen Zuschuß von 10 000 DM zum Ausstellungskatalog 
gezahlt, woran die Opposition Kritik übte. Außenminister 
Genscher mißbilligte daraufhin nachträglich den Zuschuß, der 
jedoch nicht zurückgezahlt werden mußte. Genscher übte also 
nicht etwa, wie heute oft fälschlich behauptet, 4  vor oder 
während der Ausstellung das im Rahmenvertrag festgelegte 
Vetorecht aus, um die Ausstellung aller oder einiger Plakate 
zu verhindern.
1. Kilian, S.123
2. BT-Prot.V/108.Sitzung vom 10.5.1967, S.5146, Anlage 10
3. Kilian, S.125 m.w.N.; Arnold: Staeck, Rote Rübe und die
Folgen, in: Arnold, S.63 ff.; Arnold: Staeck, Rote Rübe
und die auswärtige Kulturpolitik, FAZ, 17.3.1975; Leon­
hardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12,1983; 
Leonhardt, Finger weg von Goethe!, Die Zeit, 2.12.1983
4. etwa Leonhard, Finger weg von Goethe!, Die Zeit, 2.12.1983 
und ders.,Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983
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Die nachträgliche Mißbilligung führte zu einer Anfrage des 
SPD-Abgeordneten Lattmann im Bundestag, der eine Zensur der 
Einrichtungen und Programmgestaltung der auswärtigen Kultur­
politik fürchtete. 1  2345 Der Parlamentarische Staatssekretär im 
Auswärtigen Amt Moersch wies dies zurück und bemerkte, daß 
sich aus Art. 5 GG keinerlei Verpflichtung der Bundesre­
publik zur Förderung bestimmter Projekte auf kulturellem 
Gebiet ableiten lasse. Dies stehe vielmehr im Ermessen der 
Regierung. Zudem sei im Rahmen der Kulturpolitik im Ausland 
kein Platz für innerstaatliche parteipolitische Kontrover­
sen.
- Für das "Festival Mondial du Théâtre" in Nancy beantragte
das Münchener Theaterkollektiv "Rote Rübe" Anfang 1975 bei
der Zentralverwaltung des Goethe-Instituts einen Reiseko-
2
stenzuschuß von 18.000 DM. Die Gruppe wollte dort mit dem 
gegen die chilenische Militärjunta gerichteten Stück "Terror 
- Bilder aus Chile nach dem Putsch" auftreten. Seine Absage 
begründete das Goethe-Institut mit der Auffassung, ein 
offizieller deutscher Beitrag zu einem im Ausland statt­
findenden Festival dürfe keine Angriffe auf einen Staat 
enthalten, zu dem die Bundesrepublik diplomatische Beziehun­
gen pflege. Kritik an Gast- oder Drittländern könne nicht
3 ...
mit offiziellen Mitteln unterstützt werden. Das Auswärtige
Amt "kassierte" in der noch andauernden öffentlichen Ent-
.. 4
rustung über die "Affäre Staeck" die Absage. Danach wurde
sie jedoch' erneut erteilt, diesmal mit Billigung des Auswär- 
. 5
tigen Amtes.
1 . BT-Prot.VII/139.Sitzung vom 19.12.1974, S.9607 ff.; dazu 
Kilian, S.125
2. Kilian,S.125 f.;Leick,"Rote Rübe" schmeckte den Offiziel­
len nicht, Vorwärts, 6.2. 1975? Selbstzensur im Goethe- 
Institut, Die Zeit, 31.1.1975
3. Kilian, S.126; Leick, "Rote Rübe" schmeckte den Offiziel­
len nicht, Vorwärts, 6.2. 1975; Selbstzensur im Goethe- 
Institut, Die Zeit, 31.1.1975
4. Leick, a.a.O.
5. Leonhardt, Finger weg von Goethe!, Die Zeit, 2.12.1983; 
ders., Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983; 
Arnold, S.63
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- Aus Protest erklärten u.a. Heinrich Böll und Josef Beuys, 
nicht mehr im Ausland als Repräsentanten deutscher Kultur im 
Auftrag der Mittler aufzutreten.^
- Sogar eine mangelhafte Landkarte war im Sommer 1977 Gegen-
2
stand einer Anfrage im Bundestag. Eine Veröffentlichung 
des Goethe-Instituts Hongkong wies in einer Übersichtskarte 
das Wort "Germany" (statt "Bundesrepublik Deutschland") auf; 
außerdem war Berlin zu sehr an den Kartenrand gerückt wor­
den.
- Im November 1982 äußerte sich Jo Leinen auf einer vom Goe­
the-Institut finanzierten Vortragsreise in Brasilien außer­
halb der offiziellen Seminare und Symposien kritisch über 
die Kernkraftpolitik der Bundesregierung und hielt einen als 
einseitig mißbilligten Vortrag über die deutsche Friedensbe­
wegung ,
- 1983 häuften sich die "Vorfälle". Der Film "Die weiße Rose" 
durfte auf Weisung des Auswärtigen Amtes in den amerikani­
schen Goethe-Instituten monatelang nicht gezeigt werden, 
weil Regisseur Verhoeven im Nachspann erklärte, die Un­
rechtsurteile gegen die Nazi-Widerstandskämpfer seien vom
4
BGH ungenügend aufgearbeitet.
- Günter Grass kritisierte im belgischen Gent die NATO-Nachrü-
5
stung, Franz Xaver Kroetz erinnerte dort an die NSDAP- 
Mitgliedschaft des damaligen Bundespräsidenten Carl Car- 12345
1. Leick, a.a.O.
2. BT-Prot. VIII/33.Sitzung vom 17.6.1977, S.2479 (A), Anlage 
47; dazu Kilian, S.126
3. Leonhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983; 
Schwab-Felisch, Sparsamkeit mit politischen Auflagen?, 
FAZ, 24.10.1983; Heino statt Heine, Der Spiegel, 21.11.83
4. Leonhardt, Finger weg von Goethe!, Die Zeit, 2.12.1983; 
ders., Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12,1983; 
Heino statt Heine, Der Spiegel, 21,11.1983
5. Leonhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983; 
Schwab-Felisch, Sparsamkeit mit politischen Auflagen?, 
FAZ, 24.10.1983; Heino statt Heine, Der Spiegel, 21.11.83
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stens.*
- Daraufhin protestierte Mitte 1983 der CSU-Abgeordnete Rose
im "Bayernkurier”: " Der Ausländer, der sich von Deutschland
ein Bild klassischer Dichter, Musiker, Denker und Erfinder,
...ein Bild schöner Landschaften und heimatverbundener,
Trachten tragender Menschen geformt hat, wird plötzlich mit
Vertretern der Protestszene, des internationalen Proletaris-
2
mus und des ... Berufsrevolutionismus konfrontiert."
- Kritisiert wurden ferner Äußerungen des Schriftstellers
Dieter Lattmann bei einer Friedensdiskussion in Athen gegen
3die NATO-Nachrüstung und ein Auftritt Oskar Lafontaines m  
4
Paris.
- Am 11. August 1983 erging ein Rundschreiben der Kulturabtei­
lung des Auswärtigen Amtes an alle diplomatischen und konsu-
5
larischen Vertretungen. Es enthielt den Tenor, der Wort­
laut des Rahmenvertrags, der regelmäßige Treffen zwischen 
Institutsleitern und Leitern der Auslandsvertretungen vor­
sieht, solle strikter angewandt werden. Bei diesen Treffen 
solle der Missionschef den Institutsleiter über die innen- 
und außenpolitische Lage der Bundesrepublik informieren. Der 
Inhalt der Programme sei vor Ort abzusprechen. Dabei solle 
der Leiter der Auslandsvertretung vorab klären, ob eine 
geplante Veranstaltung Anlaß zu politischen Bedenken gebe 
und ob die Veranstaltungen des Instituts insgesamt ein 
wirklichkeitsgerechtes Bild der Bundesrepublik vermittelten. 
Wichtiges Kriterium für die Urteilsbildung sei ferner die 
politische oder religiöse Akzeptanz im Gastland. Vertreter 12345
1. Leonhardt, Finger weg von Goethe!, Die Zeit, 2.12.1983;
ders., Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983;
Heino statt Heine, Der Spiegel, 21.11.1983
2. dazu Schünemann, Kontroversen und Kontinuität beim Goethe- 
Institut, Neue Zürcher Zeitung, 6.3.1984
3. Leonhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983; 
Heino statt Heine, Der Spiegel, 21.11.1983
4. Leonhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983
5. Leonhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983;
Saur, Schiefe Bilder geraderücken, SZ, 2.12.1983
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der Mission sollten an allen politisch orientierten Veran­
staltungen teilnehmen und jederzeit den Standpunkt der 
Bundesregierung darlegen, wenn vom Vortragenden oder ande­
ren Teilnehmern deren Haltung falsch dargestellt oder ange­
griffen werde.
- Bereits am 9. August 1983 verfaßt, jedoch erst nach dem 
Rundschreiben des Auswärtigen Amtes verschickt wurde ein 
Runderlaß des GI-Generalsekretärs Harnischfeger an alle 
Kulturinstitute im Ausland und an alle Arbeitseinheiten der 
Zentralverwaltung, 1  23 in dem er eine stärkere Überwachung der 
Arbeit der Auslandsinstitute durch die Zentrale forderte: 
Neben den von den Fachreferaten finanzierten Projekten 
sollten auch diejenigen gemeldet werden, die von den Zweig­
stellen in eigener Regie durchgeführt werden. Alle Institute 
wurden angewiesen, der Abteilung Ausland in der Zentrale 
spätestens vier Wochen vor der jährlichen regionalen Ar­
beitsbesprechung ihre Projektplanung zur Stellungnahme 
vorzulegen. Zusätzlich kurzfristig notwendige Planungen 
seien der Zentrale ebenso bekanntzugeben. - Die Insti­
tutsleiter protestierten gegen dieses Rundschreiben.
- Das Goethe-Institut legte eine Liste vor über sämtliche
Wortprogramme von Oktober 1982 bis Juni 1983. Daraus ging
hervor, daß von den rund 12.000 Veranstaltungen der letzten
neun Monate nur 2.300 Wortprogramme gewesen waren, davon
"95% garantiert unpolitisch". Insgesamt hatte das Auswärtige
2
Amt nur drei (Grass, Leinen, Kroetz) beanstandet.
- Auf Antrag des CSU-Abgeordneten Rose sollten die den Aus­
landsinstituten für Wortprogramme zur Verfügung stehenden
3drei Millionen DM um 300.000 DM gekürzt werden. Das
1. Leonhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit; 9.12.1983
2. Leonhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983
3. Leonhardt, Finger weg von Goethe!, Die Zeit, 2.12.1983; 
ders., Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983; 
Schwab-Felisch, Sparsamkeit mit politischen Auflagen?, 
FAZ, 24.10. 1983; Sittner, Goethe in Lederhosen?, SZ, 
21.10.1983; Heino statt Heine, Der Spiegel, 21.11.1983; 
Wie zwischen Hammer und Amboß, FAZ, 25.11.1983
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Einschreiten der F.D.P. durch Hildegard Hamm-Brücher und 
Hans-Günter Hoppe führte zu einem Kompromiß: 150.000 DH 
wurden endgültig gestrichen, weitere 150.000 DM "qualifi­
ziert gesperrt". Die bisher mögliche Umverteilung von auf 
anderen Gebieten nicht benötigten Geldmitteln zu den Wort­
programmen wurde bis auf 20% untersagt.^
- Im Filmausschuß des Goethe-Instituts legte am 30.8.1983 der 
Vertreter des Auswärtigen Amtes "aus haushaltsrechtlichen 
Erwägungen" sein Veto gegen einige Filme ein, was den Frank­
furter Kulturdezernenten Prof. Dr. Hilmar Hoffmann zu der in
2
einem offenen Brief an Bundesaußenminister Genscher gebes­
serten Vermutung veranlaßte, in Wahrheit habe es sich um 
einen durch die Titel der Filme ausgelösten Zensurversuch 
gehandelt,
- Der deutsche Botschafter in Colombo legte sein Veto ein 
gegen den homoerotischen Film "Die Konsequenz", den der 
Leiter des Goethe-Instituts privat zeigen wollte, nachdem 
eine öffentliche Aufführung von der Zensurbehörde Sri Lankas
3
untersagt worden war.
- Bei einer Veranstaltung des deutsch-griechischen Vereins in 
den Räumen des Athener Goethe-Instituts kritisierte der CSU- 
Abgeordnete Althammer in seinem Vortrag die schwankende 
Haltung der Griechen gegenüber der NATO. Daraufhin beschwer­
te sich die griechische Regierung mit einer offiziellen
4
Protestnote beim Auswärtigen Amt. Das Goethe-Institut 
hatte zuvor bei der Botschaft vergeblich darauf gedrängt, 
andere Räume zu benutzen.
1. vgl. vorige Fn
2. Hoffmann, Vertrauen, nicht Kontrolle, FR, 23.1.1984
3. Hoffmann, Vertrauen, nicht Kontrolle, FR, 23.1.1984; Le­
onhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983
4. Maassen, Bei 12.000 Veranstaltungen gab es zwei oder drei 
"Pannen", FR, 1.12.1983
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- Und am 3.11.1983 kam es zur "Affäre Kyoto".1 2345678Bundeskanzler
Kohl hielt dort die Einweihungsrede zur Eröffnung des 
neuen Institutsgebäudes, in der er betonte, das Goethe- 
Institut solle die Bundesrepublik als freiheitliche Demo­
kratie repräsentieren, nicht nur Vergangenheit, sondern auch 
Gegenwart, nicht nur Regierung, sondern auch Opposition."* 
Aus der Pressemappe erfuhr Kohl auf dem Rückflug, welche 
Filme das Institut u.a. kürzlich für seine Videothek erwor­
ben hatte: "Gert Bastian", "Keine Startbahn West", "Der
Nürnberger Prozeß", "Plutonium". Dies veranlaßte ihn zu der 
- später als voreilig empfundenen - Äußerung, all dies müsse 
jetzt anders werden in der auswärtigen Kulturpolitik.
- Hatte Hildegard Hamm-Brücher 1983 bereits die "Gängelung des
Goethe-Instituts" beklagt und dem Auswärtigen Amt vertrags-
4 , .
widriges Verhalten vorgeworfen, da laut Rahmenvertrag die 
Institute "in eigener Verantwortung" im Ausland tätig werden 
(5 1 III RV), so folgte Anfang 1984 der schon erwähnte
c
offene Brief Hoffmanns, und im Januar lud die von Klaus 
Staeck initiierte "Aktion für mehr' Demokratie" zu einer 
Diskussion über den "Griff nach der Kultur". Institutslei­
ter beklagten Selbstzensur, zu viele Ermahnungen des Auswär­
tigen Amtes und Druck durch Haushaltsmittel sowie "Verbüro- 
kratisierung", die dem Goethe-Institut fast den "Status 
einer nachgeordneten Behörde" verleihe. Der Leiter der 
Kulturabteilung des Auswärtigen Amtes, Witte, versicherte, 
dies beruhe auf Fehlinterpretationen; eine Wende in der 
auswärtigen Kulturpolitik werde es nicht geben.
g
- Im Januar 1985 ging das Gerücht durch die Presse, ein
1. Hoffmann, Vertrauen, nicht Kontrolle, FR, 23.1.1984; 
Leonhardt, Deutscher Geist in Gefahr, Die Zeit, 9.12.1983; 
Heino statt Heine, Der Spiegel, 21.11.1983
2. abgedruckt in Bulletin Nr.122 vom 11.11.1983, S.1116 ff.
3. a.a.O., S.1118
4. Heino statt Heine, Der Spiegel, 21.11.1983
5. Hoffmann, Vertrauen, nicht Kontrolle, FR, 23.1.1984
6. Romain, Griff nach der Kultur? FAZ, 31.1.1984
7. vgl. vorige Fn
8. Sittner,Ein Aufpasser für das Goethe-Institut?, SZ,24.1.85
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"Aufpasser" der Bundesregierung solle durch Schaffung einer 
neuen Stelle im Goethe-Institut installiert werden. Dies 
wurde jedoch nicht verwirklicht.
- Im Juni 1986 schließlich hielt Franz Josef Strauß vor der 
Regionalbeauftragtenkonferenz des Goethe-Instituts ein 
Grundsatzreferat.1 234 Er beklagte eine Verunglimpfung und 
Verzerrung des Rechtsstaats und seiner Institutionen und 
kritisierte das vom Goethe-Institut vermittelte Deutschland­
bild als einseitig, geschichtslos und düster. Eine Wende zur 
"Deutschland-Werbung" sei erforderlich.
- Außenminister Genscher räumte in der Bundestagsdebatte zu
diesem Thema ein, das von den Goethe-Instituten vermittelte
2
Deutschlandbild dürfe nicht "das Positive" aussparen. Fur 
positiv hielt er jedoch, wie schon in seiner Rede auf dem
Treffen der Träger der "Goethe-Medaille" des Instituts am
3 . ..20.8.1985, gerade die Pluralität.
- 1987 gab der Staatsminister im Auswärtigen Amt Schäfer im 
Bundestag bekannt, daß seit 1975 bei etwa 200.000 Veranstal­
tungen des Goethe-Instituts genau dreimal wegen eines Bot­
schafter-Vetos die betreffende Veranstaltung abgesagt werden 
mußte.
1. Auswärtige Kulturpolitik - Ziele und Wege; Strauß-Referat 
vom 12.6.1986; dazu Michaelis, Kultur als Staatsreklame, 
Die Zeit, 20.6.1986
2. Schwärzenfeld, Deutschlandbild der CSU - zuallererst schön 
und liebenswert, FR, 21.6.1986
3. Genscher-Rede vom 20.8.1985 im Bulletin vom 24.8.1985
4. Es handelte sich um Einsprüche der deutschen Botschaft in 
Kanada 1976, des deutschen Generalkonsulats in Genua 1979 
und um das genannte Veto des deutschen Botschafters in 




Untersucht man diese Vorfälle naher, so kann man sie in drei
Kategorien ordnen:'1 2'
- zunächst die reinen Formalrügen ohne sonderlichen politi­
schen Inhalt (z.B. Landkarte Goethe-Institut Hongkong)
- Wichtiger ist der Streit um die Behandlung innenpolitischer 
Themen im Ausland.
- Eine dritte Gruppe bildet die Kritik am Gaststaat oder 
dritten Staaten.
Aus der Zusammenstellung der Äußerungen und Ordnungsmaßregeln
des Auswärtigen Amtes lassen sich zwei "Leitlinien" herausfil-
. 2tern:
- Bei "heiklen" innenpolitischen Themen sollte in der Regel 
vorher, auf jeden Fall aber hinterher eine Aussprache mit 
dem betreffenden Vortragsredner stattfinden.
- Es soll keine Einmischung in die Verhältnisse des Gastlandes 
und keine Kritik an dritten Staaten geübt werden.
1. Kilian, S.130
2. Kilian, S.130 f.; ähnlich Arnold S . 66
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c) Zulässigkeit der Eingriffe in bezug auf die Grundrechte
Bei der Beurteilung, ob es sich um "heikle" Themen oder um 
eine Einmischung in die Verhältnisse anderer Staaten handelt, 
kommt es regelmäßig zu unterschiedlichen Beurteilungen im 
Spannungsfeld diplomatisch-politischer Rücksichten und künst­
lerischer Freiheit. Probleme bezüglich der Zulässigkeit der 
genannten Maßnahmen können sich auf drei verschiedenen Ebenen 
ergeben:*
- im Verhältnis des Goethe-Instituts als juristischer Person 
des Privatrechts zum Staat
- im Verhältnis der GI-Mitarbeiter zum Verein und zum Staat
- im Verhältnis der gastierenden Künstler, Wissenschaftler 
etc. zum Goethe-Institut und zum Staat.
aa) Das Verhältnis Staat - Goethe-Institut
Es wurde bereits dargelegt, daß dem Goethe-Institut jedenfalls 
nicht wegen der Vereinsmitgliedschaft des Bundes der Grund­
rechtsschutz versagt werden kann. Auch inländische juristische 
Personen des Privatrechts können gemäß Art.19 III GG Träger 
von Grundrechten sein, soweit diese ihrem Wesen nach auf sie
anwendbar sind. Die Inländereigenschaft ergibt sich aus ent-
2
sprechender Anwendung des Art.116 ("Sitz" statt "Aufnahme"). 
Das Goethe-Institut als rechtsfähiger Verein mit Sitz in 
München ist eine solche inländische juristische Person des 
Privatrechts.Daher ist nun im einzelnen zu prüfen, welche 
Grundrechte dem Institut zugutekommen.
(1) Einzelne Grundrechte 
(a) Art.5 I, III GG
Insbesondere die auch für juristische Personen des Privat- 
rechts geltenden Grundrechte der Meinungsäußerungs- und
1. ähnlich Kilian, S.117
2. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 6 zu Art.9; MDHS-Scholz, Rn 
22 ff., 54 f. zu Art.9
3. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 4 zu Art.5; von Mangoldt/ 
Klein, Anm.II 6 zu Art.5; MDHS-Herzog, Rn 17 zu Art.5 I,II
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Pressefreiheit^* aus Art. 5 1 1  und 2 sowie die von Art.5 III
2
geschützte Freiheit der Kunst und Wissenschaft könnten ver­
letzt sein. Die Kunstfreiheit schützt auch natürliche und ju- 
ristische Personen, die lediglich die Beziehung zwischen 
Künstler und Publikum vermitteln, zumindest sofern diese Ver­
mittlung unentbehrlich für die Verbreitung des betreffenden 
. 4Kunstwerkes ist.
Die Maßnahmen, die tatsächlich erfolgten und sich nicht in
nachträglichen Mißfallensbekundungen des Auswärtigen Amtes
oder einzelner Politiker erschöpften, richteten sich sämtlich
gegen Aktivitäten des Goethe-Instituts im Ausland. Bezüglich
der Auslandsarbeit aber geht der sich aus § 2 I der Satziing
ergebende Vereinszweck vollständig in den Vertragsaufgaben
5
nach $ 1 I Nr.l - 3 auf. Lediglich im Inland bleibt Raum fur 
eine Tätigkeit des Goethe-Instituts außerhalb der Vertragsauf­
gaben, da diese hier nur die fachliche Förderung ausländischer 
Sprachlehrer und Germanisten, die Entwicklung und Verbesserung 
von Unterrichtsmethoden und -material sowie die Mitwirkung an 
entsprechenden Maßnahmen Dritter und die Verteilung von Sti-g
pendien zur Erlernung der deutschen - Sprache umfassen. 
Nachdem der "Beliehene", verstanden als Staatsfunktionen aus­
übender Privater, gerade dadurch gekennzeichnet ist, daß er 
gleichzeitig - im Bereich der Staatsaufgaben - partieller Ver­
waltungsträger und - für seine sonstigen Tätigkeiten - Grund-
•7
rechtsträger ist, steht dem Goethe-Institut bei Wahrnehmung 
vereinseigener Aufgaben prinzipiell der volle Grundrechts- 
schütz zu. In diesen Bereich, in dem das Goethe-Institut dem 12345678
1. MDHS-Herzog, Rn 17 zu Art.5 I, II; BVerfGE 20, 162 (171)
2. BVerfGE 15, 256 (262); 31, 314 (322); MDHS-Herzog, Rn 17 
zu Art.5 I,II; MDHS-Scholz, Rn 123 ff. zu Art.5 III. Auf 
die Wissenschaftsfreiheit könnte sich das Institut u.U. 
bei seiner Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Sprachpädagogik berufen.
3. MDHS-Herzog, Rn 17 zu Art.5 I, II
4. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 62 zu Art.5, Stichwort 
"Vermittelnde Tätigkeit"; BVerfGE 30, 173 (191)
5. Kilian, S.137, Fn 158
6. S 1 I Nr.l c, d, e, Nr.3 RV
7. Steiner, S.212
8. In Betracht kommen vor allem die Grundrechte aus Art.5 I 
1 (1.HS.), 5 I 2, 5 III, 12 I, 9 I.
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Staat wie jeder beliebige Private gegenübersteht, wurde jedoch 
bislang nicht eingegriffen.
Im Bereich der Vertragsaufgaben, auf die sich die Eingriffe 
bezogen, ist der Grundrechtsschutz des Vereins dagegen proble­
matisch: Gegen eine Grundrechtsträgerschaft im Bereich des 
Art.5 spricht zunächst, daß der Staat bei den genannten Maß­
nahmen jeweils seine auf privatem Vereinsrecht beruhenden 
Sonderrechte als "Vereinsmitglied" wahrnahm und sich nicht als 
eingreifender "Staat" gegenüber dem "Privaten" Goethe-Institut 
gerierte. Gleichwohl kann er durch diese organisatorische 
"Flucht ins Privatrecht" nicht seine Grundrechtsbindung um­
gehen, die grundsätzlich gegenüber juristischen Personen des 
Privatrechts besteht.
Fraglich ist allerdings, ob diese Grundrechte hier nicht 
geltend gemacht werden können, soweit der Verein staatliche 
Aufgaben erfüllt, die er willentlich übernommen .hat: Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist die Aufgabe 
entscheidend, nicht die Organisationsform.^ In der Regel 
können der Staat und die - auch privat rechtsförmigen - Ein­
richtungen, durch die er eine staatliche Aufgabe wahrnehmen
laßt, nicht gleichzeitig Träger und Adressat der Grundrechte
2 . . .  
sein. Dieser Grundsatz gilt jedoch dann nicht, wenn Ein­
richtungen des Staates Grundrechte in einem Bereich verteidi-
3
gen, in dem sie vom Staat unabhängig sind. Soweit hier sogar 
juristische Personen des öffentlichen Rechts grundrechtlich 
geschützt werden, muß dieser Schutz erst recht für juristische 
Personen des Privatrechts im Bereich der Leistungsverwaltung 
gelten.
Zwar ist es denkbar, das Goethe-Institut den öffentlichen 
Rundfunkanstalten und Universitäten gleichzustellen, denen 
sogar als juristische Personen des öffentlichen Rechts aner­
kanntermaßen eine Grundrechtsfähigkeit im Bereich des Art.5
1. BVerfGE 68, 193 (212 f.)
2. BVerfGE 15, 256 (262)
3. BVerfGE 15, 256 (262) für die Universitäten
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zukommt.1 2345Für die Grundrechtsfähigkeit auch bei der Wahrneh­
mung von Tätigkeiten auf dem Gebiet der auswärtigen Kultur­
politik spricht die Ausgliederung aus der staatlichen Verwal­
tung, die bei ’'beliehenen" Privatrechtssubjekten noch stärker
• 2ist als bei Anstalten des öffentlichen Rechts. Dagegen 
spricht jedoch, daß für die Mittler in Art.5 III keine In­
stitutionalisierung ersichtlich ist, wie sie z.B. für die 
Rundfunkanstalten, deren Auslandsdienst ebenfalls als grund- 
rechtsgeschützt angesehen wird, aus Art.5 I 2 und für die 
Einrichtungen der Wissenschaft aus Art.5 III 1 abzuleiten 
ist.* Zudem ist die Tätigkeit der Mittler mit der der Rund­
funkanstalten und Hochschulen nicht zu vergleichen: Mittleror­
ganisationen sind, soweit sie im Rahmen der auswärtigen 
Kulturpolitik tätig werden, Mitträger der auswärtigen Be- 
Ziehungen der • Bundesrepublik und nehmen eine staatliche 
Aufgabe wahr,6 78
Erfüllt der Staat eine bestimmte Aufgabe selbst, so ist er 
unabhängig von der Wahl privat rechtlicher Organisations- und 
Handlungsformen an die Grundrechte gebunden. überträgt er 
die Staatsaufgaben dagegen auf Private, so besteht weitgehend 
Übereinstimmung darüber, daß auch für diese die Grundrechts­
bindung gilt, sofern sie sich hoheitlicher ErfüllungsformenQ
bedienen. Ungeklärt ist dagegen, ob dies auch der Fall ist,
1. BVerfGE 15, 256 (262) zur Wissenschaftsfreiheit aus Art.5
III; 31, 314 (322) für Universitäten (Wissenschaftsfrei­
heit gern. Art.5 III) und Rundfunkanstalten (Rundfunkfrei­
heit gern. Art.5 I 2); Kilian, S.138; Rudolf, Mittleror­
ganisationen, S . 148
2. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148
3. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148; Ossenbühl, Rund­
funkfreiheit, S.14
4. Kilian, S .138
5. Kilian, S.138; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148; Wei- 
sert, S.24 f.
6. Kilian, S.132 f.; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148
7. von Zezschwitz, NJW 1983,1873{1878f. m.w.N.); Wolff/Bachof
I, § 23 II b, S.109; MDHS-Dürig, Rn 111 zu Art.l; Rupp,
Staatsfunktionen,S.24; BGHZ 29, 76. Einschränkungen gelten 
nach wohl noch überwiegender Ansicht lediglich für die - 
hier nicht einschlägige - zwingend privatrechtliche Fis­
kalverwaltung,dazu z.B. BGHZ 36, 91 (95 f.).
8. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 52 f. zu Art.l; MDHS-Dürig, 
Rn 107 zu Art.l III
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wenn ein "staatsfremder Privater" - wie hier das Goethe-In­
stitut - Staatsaufgaben in privatrechtlicher Form erfüllt.1 2345
Auf den ersten Blick scheint es sich um eine Frage der -
2
überwiegend abgelehnten - unmittelbaren Drittwirkung der 
Grundrechte zu handeln, stehen sich doch zwei gleichgeordnete 
Private gegenüber, von denen keiner über Hoheitsgewalt ver­
fügt. Dabei bliebe jedoch völlig außer Betracht, daß "hinter" 
dem Staatsfunktionen wahrnehmenden Privaten der Staat steht, 
dem auf diese Weise die vielbeschworene "Flucht ins Privat- 
recht" unter Umgehung seiner Grundrechtsbindung ermöglicht 
würde. Die Bundesrepublik könnte z.B, das Goethe-Institut 
anweisen,wie es ja auch in dem genannten Rundschreiben des 
Auswärtigen Amtes geschehen ist, den gastierenden Künstlern 
und Wissenschaftlern bestimmte inhaltliche Beschränkungen 
ihrer Grundrechte aus Art.5 I und III aufzuerlegen, und würde 
so von einer fehlenden Grundrechtsbindung des Vereins profi­
tieren. Diese Lücke ist am ehesten durch die Bejahung einer 
Grundrechtsbindung des Privaten zu schließen, auch soweit 
Staatsaufgaben in privatrechtlicher Form erfüllt werden. Die 
Konsequenz daraus muß umgekehrt die Verneinung eines Grund­
rechtsschutzes des Privaten bei der Erfüllung staatlicher 
Aufgaben sein.**
Bei der Erfüllung der Vertragsaufgaben durch das Goethe-In­
stitut handelt es sich somit um auswärtige Kulturverwaltung, 
nicht aber um die grundrechtlich geschützte Meinungsfreiheit 
und Kunst selbst. Daher stehen dem Goethe-Institut diese
1. Rupp, Staatsfunktionen, S.24
2. vgl. z.B. MDHS-Dürig, Rn 127 ff. zu Art.l; Rupp, Staats­
funktionen, S.24. Die Minderansicht (BAGE 1, 185 (193); 
13, 168 (174 ff.)? Schwabe, NJW 1973, 229 (230)) verkennt, 
daß die Grundrechte nach ihrer geschichtlichen Entwicklung 
Abwehrrechte gegen den Staat sind. Sie passen mit ihrem 
unabdingbaren Geltungsanspruch nicht auf das durch Abreden 
gekennzeichnete Privatrecht. Auch die Schrankensystematik 
versagt, wenn Bürger gegeneinander sich auf ihre Grund­
rechte berufen.
3. von Münch,GGK I-von Münch, Rn 53 zu Art.1?Steiner,S .263f.; 
Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (192); Wolff/Bachof I, S 
23 II b, S.109? a.A. Rupp, Staatsfunktionen, S.24 ff.; 
gegen ihn überzeugend Ossenbühl a.a.O.
4. Steiner, S.264 ff.
5. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148; Kilian, S.133, 138? 
MDHS-Scholz, Rn 126 zu Art.5 III
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Grundrechte insoweit nicht zu,^
(b) Art.12 I GG
2
Art.12 I GG, auch auf juristische Personen anwendbar und 
gelegentlich als Abwehrrecht gegen die unerwünschte Übertra-
3
gung von Staatsaufgaben von Bedeutung, scheidet gleichfalls 
wegen der freiwilligen Übernahme der Vertragsaufgaben durch 
das Goethe-Institut aus, ebenso wie eine Berufung auf die 
Freiheit der Berufsausübung bei Erfüllung dieser Pflichten.
(c) Art.2 I GG
Die grundsätzlich auch für juristische Personen des Privat­
rechts geltende allgemeine Handlungsfreiheit4 entfällt aus 
demselben Grund, ohne daß es darauf ankäme, ob für den 
Schutzbereich des Art.2 I GG hier neben spezielleren Frei­
heitsrechten überhaupt noch Raum bleibt.
(d) Art.9 I GG 
(aa) Schutzbereich
Etwas anderes gilt jedoch möglicherweise für Art.9 I: Im 
Bereich der von Art.9 I geschützten Verbandseigenschaft als 
solcher,^ die wesensmäßig auch gerade juristischen Personen
7 , , .
des Privatrechts zusteht, konnte die vereinsmaßige Eigenver­
antwortlichkeit durch einen allzu starken Zugriff des Staates 
tangiert sein. Art.9 I schützt jedenfalls vor einem Eingriff 
in den Kernbereich des Vereinsbestandes und der Vereinstätig­
keit, da sonst ein effektiver Grundrechtsschutz nicht be-
g
stünde. Dabei macht es keinen Unterschied, ob die Eingriffe 12345678
1. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148; Kilian, S.138
2. BVerfGE 22, 380 (383)
3. zu dieser Schutzrichtung von Art.12 BVerfGE 22, 380 (383)
4. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.147; BVerfGE 23, 12 (30); 
von Münch, GGK I-von Münch, Rn 9 zu Art.2; von Mangoldt/ 
Klein/Starck, Rn 32 zu Art.2 I
5. Kilian, S.137? Rudolf, Mittlerorganisationen, S.147
6. Kilian,S.137;MDHS-Scholz,Rn 22 ff. zu Art.9;von Münch, GGK 
I-von Münch,Rn 18,19, Stichwort "Innere Ordnung", zu Art.9
7. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 6 zu Art.9
8. BVerfGE 30, 227 (241); 50, 290 (354); von Münch, GGK I-von 
Münch, Rn 18 zu Art.9
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im Inland (etwa durch das Auswärtige Amt gegenüber der GI- 
Zentrale) vorgenommen werden oder, wie im Falle eines Bot­
schafter-Vetos, im Ausland erfolgen: Gemäß Art.l III knüpft 
die Grundrechtsbindung an die Ausübung deutscher Staatsgewalt 
an, ohne danach zu differenzieren, ob deren Wirkungen im In­
oder Ausland eintreten.^
Zum geschützten Kernbereich gehören die Selbstbestimmung über
die eigene Organisation, das Verfahren der Willensbildung, die
2Führung der Geschäfte: Fremdbestimmung wurde dem Schutzzweck
3
des Art.9 I zuwiderlaufen.
Zwar wurde dem Erfordernis der Selbstbestimmung bei Übernahme 
der Staatsaufgaben formal durch den freiwilligen Vertrags­
schluß und die anschließende Satzungsgestaltung entsprochen. 
Als Folge dieser Maßnahmen agiert der Staat bei Ausübung 
seiner Zustimmungs- und Vetorechte jetzt als "Vereinsmit- 
glied", nicht als extern "eingreifender Staat". Dies spricht 
zunächst gegen eine Berufung auf Art.9 I.
(bb) Grundrechtsverzicht
In dem Fall könnte jedoch der Vertragsschluß mit anschließen­
der Satzungsänderung einen Grundrechtsverzicht seitens des 
Goethe-Instituts darstellen, dessen Zulässigkeit umstritten
1. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 49 zu Art.l; Ossenbühl, 
Rundfunkfreiheit, S.ll ff.; a.A. von Olshausen, DVB1 1974, 
652 (654 f.) mit hier nicht einschlägigen Differenzierun­
gen; Schröder, S .138
2. BVerfGE 50, 290 (354)
3. BVerfGE 50, 290 (354)
4. Kilian, S.137 f. übersieht in diesem Zusammenhang, daß 
gerade bei Übernahme der Aufgaben der vom Goethe-Institut 
erstrebte Vertragsschluß und die freiwillige Satzungsge­
staltung auch einen (Teil-)Verzicht auf den Schutz des 
Art.9 I bedeuten könnten: Er unterstellt ohne Begründung 
die Fortgeltung dieses Grundrechts bei der späteren Aufga- 
benerfüllung, nachdem er einen Schutz durch Art.5 und 2 I 
gerade wegen der Erfüllung von Staatsaufgaben verneint 
hat. Auch seine Berufung in Fn 158 auf Reuß, DVB1 1976, 
927 (931) geht fehl, weil dieser Art.9 I nur gegenüber 
einseitigen - gesetzlichen oder administrativen - Gestal­
tungsvorschriften gelten läßt, nicht dagegen wie Kilian 
bei "freiwilliger" Satzungsgestaltung.
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Die Ansicht, die einen Grundrechtsverzicht generell für un­
zulässig hält, ist nicht mehr haltbar, wenn man die Grund­
rechte als Freiheitsrechte versteht, denn auch ein freiwilli­
ger Grundrechtsverzicht in einem öffentlich-rechtlichen Ver- 
trag ist ein Grundrechtsgebrauch. Stellt man für die Beur­
teilung der Zulässigkeit darauf ab, ob es sich um einen end­
gültigen (unbefristeten) und damit unzulässigen Verzicht oder
3
um einen nur zeitweiligen, reversiblen handelt, muß man den 
Rahmenvertrag für zulässig halten, da er gemäß § 10 I von bei­
den Seiten gekündigt werden kann. Die zwischen unzulässigem 
Verzicht auf das Grundrecht und zulässigem Verzicht auf seine
4
Ausübung differenzierende Ansicht kommt im vorliegenden Fall
zum selben Ergebnis wie die herrschende Lehre, nach der der
einzelne zwar nicht auf ein Grundrecht als solches, wohl aber
5
auf einzelne daraus fließende Befugnisse verzichten kann, 
denn für den - allerdings kleinen - Bereich vereinseigener 
Aufgaben steht das Goethe-Institut dem Staat ja weiterhin 
vollständig grundrechtsgeschützt gegenüber. Zudem wurde auch 
im Bereich der Vertragsaufgaben die Vereinsautonomie vertrag­
lich verankert. Im Ausland decken sich allerdings Vereins- und 
Vertragsaufgaben nahezu vollständig, so daß der Grundrechts­
schutz des Instituts durch die Übernahme der Aufgaben zumin­
dest stark beschränkt wurde, wenn man mit der hier vertretenen 
Auffassung eine Berufung auf Grundrechte bei der Erfüllung 
von Staatsaufgaben verneint. Darüberhinaus läßt sich die 
Personalpolitik und Rahmenplanung des Vereins nur einheitlich 
durchführen; eine Trennung von Vereins- und Vertragsaufgaben 
ist hier nicht möglich. Über die zur Absicherung der Vertrags­
aufgaben vereinbarten Kontrollrechte kommt es daher notwendig 
zu Durchgriffen auf die vereinseigenen Aufgaben. Die Fest-
1. Sturm, S.198
2. von Münch, GGK I-von Münch,Rn 63 vor Art.1-19; Pietzcker, 
Staat 17 (1978), 527 (540)
3. Dürig, AöR 81 (1956), 117 (153); von Münch, GGK I-von
Münch, Rn 63 vor Art.l - 19
4. von Mangoldt/Klein, Bd.I, Vorbem. B XVI 5., aufgegeben in 
von Mangoldt/Klein/Starck, Bd.I, Rn 190 zu Art.l III
5. Maunz/Zippelius, § 20 II 2, S.163; von Münch, GGK I-von 
Münch, Rn 63 vor Art.l - 19
115
Schreibung der Vereinsautonomie im Rahmenvertrag und die Be­
rufung des Instituts darauf sowie überhaupt die Existenz einer 
förmlichen Trennung von Vertrags- und Vereinsaufgaben zeigen, 
daß ein völliger Verzicht nicht beabsichtigt war, so daß zu­
mindest für einen Kernbereich der Selbstbestimmung von einem 
umfassenden freiwiligen Verzicht des Goethe-Instituts auf den 
Schutz des Art.9 I keine Rede sein kann. Damit muß dem Verein 
die Berufung auf dieses Grundrecht grundsätzlich möglich blei­
ben. Dies steht auch nicht im Widerspruch zur oben vertretenen 
These, daß das Institut entweder Träger oder Adressat der 
Grundrechte sein kann, da es hier nicht um bestimmte Freihei­
ten, sondern um die geschützte Existenz des "beliehenen Priva­
ten" als solche geht.
(cc) Schranken
Art.9 I wird jedoch nicht nur durch Abs.II, sondern auch von 
immanenten Schranken begrenzt,1 23 insbesondere durch andere 
Rechtswerte von Verfassungsrang. Kilian weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß nach dem Grundgesetz der Inhalt 
der auswärtigen Kulturpolitik als Teil der Außenpolitik nicht 
gegen Frieden und Völkerverständigung gerichtet sein darf: 
Eine Gesamtschau der Art.24, 25, 26, 32 I, 59, 73 Nr.l und 87 
I GG verböte im Ergebnis eine Kulturpolitik im Ausland, die 
einem aggressiven und hegemonistischen Denken entspräche. 
Diese verfassungsimmanente - theoretische - Schranke begrenzt 
damit auch die Vereinsautonomie des Goethe-Instituts.
Im übrigen stehen sich hier die aus einer Auslegung der Art.86 
ff. GG zu fordernde hinreichende Steuerungsmöglichkeit des 
Staates und die aus Art.9 I GG gewährleistete Vereinsautonomie 
gegenüber.'* Im Hinblick auf Art.79 III i.V.m. Art.l III läßt 
sich kein eindeutiges überwiegen der einen oder anderen Vor­
schrift herleiten: Zwar ist die staatliche Gewalt gemäß Art.l 
III an die Grundrechte gebunden, Art.9 I ist daher auch ge­
genüber dem Goethe-Institut zu beachten. Auf der anderen Seite
1. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 33 zu Art.9; MDHS-Scholz, 




sind die Art.83 ff., insbesondere die Art.86 und 87 I GG, 
Ausdruck der in Art.20 niedergelegten demokratischen Staats­
verfassung. Daraus folgt, daß der Staat die demokratische 
Kontrolle nicht völlig aus der Hand geben darf.1 23456
Der Widerspruch laßt sich nur so auflösen, daß der Bund, um 
die staatliche Oberaufsicht über das Goethe-Institut zu bewah­
ren, den Rahmen der auswärtigen Kulturpolitik setzt und seine
Ausfüllung überwacht, während die Ausführung im einzelnen der
2
autonomen Gestaltung durch die Mittler uberlassen bleibt. 
Nachdruck muß auf die Einhaltung einer strikten Selbstbe­
schränkung des Staates auf die "große Linie" gelegt werden. 
Zum Schutz des Spielraums des Instituts sind die Einspruchs­
rechte des Bundes restriktiv auszulegen; bei zu extremer 
Ausgestaltung wäre sogar ein Abbau wünschenswert, , sobald der 
Eindruck einer "Knebelung" entstehen könnte.^ Sollten die - 
auf den Rahmenvertrag in seiner strengsten möglichen Auslegung 
gestützten - o.g. Anweisungen aus den Runderlassen des Auswär­
tigen Amtes und der Gl-Zentrale über die - vorherige! - Kon­
trolle der Arbeit der Auslandsinstitute so strikt angewandt 
werden, wäre dies eine unzulässige Einschränkung der Vereins­
autonomie, da z.B. kurzfristige Projekte unmöglich und die im
, 4
Rahmenvertrag festgelegte Autonomie des Goethe-Instituts
gegenüber der ebenfalls dort festgeschriebenen staatlichen
5Eingriffsbefugnis nahezu auf Null reduziert wurde. Die Ver­
antwortung des Staates für die Außenpolitik macht es demge­
genüber unerläßlich, daß in "hochpolitischen", evidenten 
Fällen eine Durchgriffsmöglichkeit auch im Einzelfall Vor­
behalten bleibt.^
(e) Art.14 I GG
Denkbar ist auch eine Verletzung von Art.14 I. Zwar ist hier 
wiederum die Berufung auf ein Grundrecht als Abwehrrecht nicht 
möglich, soweit es um die freiwillige Übernahme staatlicher
1. Kilian, S.137; Dittmann, DV 1975, 431 (449 f.)
2. Kilian, S.138; ähnlich MDHS-Scholz, Rn 102 zu Art.9
3. Kilian, S.138
4. SS 1 III, 4 IV RV
5. vgl. dazu die Nachweise oben S.24 ff.
6. Kilian, S.138; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.149
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Aufgaben geht.'1 23456789’ Art. 14 I könnte jedoch Bedeutung erlangen, 
falls staatliche Mittel nicht mehr (ausreichend) gewährt
werden und damit eine einmal übertragene Aufgabe von der
. . . 2 
Mittierorganisation nicht mehr erfüllt werden kann. Doch
gibt es kein Privateigentum an Staatsfunktionen: Staatliche
Aufgaben, die Privaten zur Ausübung übertragen worden sind, 
kann der Staat wieder an sich ziehen oder auch nur ihre weite­
re Erfüllung durch den Privaten unterbinden, ohne daß dies 
Rückholrecht durch grundrechtliche Sperren behindert wäre.^ 
Staatsfunktionen als solche sind auch kein möglicher Gegen­
stand einer Enteignung, weil sie - da von Staat verliehene 
öffentlich-rechtliche Positionen - sich nicht als Äquivalent
g
eigener Leistung darstellen. Allenfalls wäre eine Entschädi­
gungspflicht des Staates denkbar, wenn der Private zur Erfül­
lung der staatlichen Aufgaben Investitionen getätigt und ein 
Instrumentarium geschaffen hat, das nach dem staatlichen 
Eingriff für ihn sinnlos ist.® Das Goethe-Institut kann nach 
der Kürzung der Haushaltsmittel seinen Apparat jedoch weiter 
nutzen, um die im Rahmenvertrag festgelegten Aufgaben zu er­
füllen, Eine ggf. durch die Eingriffe bedingte Änderung von 
Quantität und Qualität der Wortprogramme wird vom Staat bewußt 
in Kauf genommen oder sogar gewünscht. Ein Eingriff in 
Art.14 I liegt daher nicht vor.
(f) Art.3 I GG
Lehnt man die Berufung auf Art.2 I und andere Freiheitsrechte
bei der Erfüllung staatlicher Aufgaben ab, so ist am auch für
0
juristische Personen des Privatrechts geltenden .Gleichheits­
satz zu messen, ob für die Aufgabenerfüllung ein Anspruch auf
g
Subventionen bzw. Entschädigung besteht. Bei Erfüllung
1. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148
2. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.147
3. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148; Rupp, Staatsfunktio­
nen, S.21 f.
4. Ossenbühl, WDStRL 29(1970), 137 (189 f. m.w.N, in Fn 237)
5. Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (190)
6. Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (190 f.)
7. Schünemann, Kontroversen und Kontinuität beim Goethe- 
Institut, NZZ, 6.3.1984
8. von Münch, GGK I-Gubelt, Rn 6 zu Art.3; BVerfGE 4, 7 (12)
9. Ossenbühl, WDStRL 29 (1970), 137 (182 ff.)
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staatlicher Aufgaben ist die Anwendbarkeit des Art.3 I zwar 
umstritten,* doch ist die praktische Bedeutung dieses Streits 
gering: Letztlich muß jede staatliche Handlung dem fundamenta­
len überpositiven Verfassungssatz des Willkürverbots genü- 
gen, so daß damit der Gleichheitssatz sogar im Bereich der
juristischen Personen des öffentlichen Rechts weitgehend zur 
3Geltung kommt. Der gleiche Gedanke gilt dann fur das staat­
liche Aufgaben erfüllende Goethe-Institut als juristische 
Person des Privatrechts. Vergleichsobjekt können zum einen 
andere Private sein, die - auf privater Ebene - ähnliche 
Zwecke verfolgen wie das Goethe-Institut, zum anderen staatli­
che Behörden. Letztere werden vollständig vom Staat finan­
ziert, erstere entweder gar nicht oder in weit geringerem Maße 
als das Goethe-Institut. Zudem verfolgte der Verein vor der 
Übernahme der Staatsaufgaben Teile davon bereits als eigene 
Zwecke und tut dies immer noch (auch wenn es sich dabei jetzt 
gleichzeitig um staatliche Aufgabenerfüllung handelt). Die ca. 
10% seiner Kosten, die das Goethe-Institut selbst trägt, 
werden durch Einnahmen aus Kursgebühren finanziert, die bei 
einer Behörde in die Staatskasse flössen und somit auch von 
den aufgewandten Staatsmitteln abzuziehen wären. Daher liegt 
keine "Schlechterstellung" gegenüber etwa vergleichbaren 
Behörden vor, zumal das Goethe-Institut aufgrund der Gemein­
nützigkeit ohnehin keinen Gewinn erzielen darf. Mit der Kür­
zung der finanziellen Mittel für Wortprogramme sollte im 
übrigen ja gerade deren Zahl gemindert werden, so daß nicht 
etwa bei gleicher Zahl von Wortveranstaltungen die finanzielle 
Eigenbelastung des Goethe-Instituts stiege. In der Kürzung der 
Mittel liegt daher kein Verstoß gegen den Gleichheitssatz oder 
andere Grundrechte. 2
(2) Ergebnis
Bei Erfüllung der Vertragsaufgaben kommen dem Goethe-Institut 
also lediglich der Schutz eines unverzichtbaren Kernbereichs
1. Vgl. mit Nachweisen zum 
Gubelt, Rn 6 zu Art.3
2. von Münch, GGK I-Gubelt, 
(205); 35, 263 (271 f.)
3. von Münch, GGK I-Gubelt, Rn
Streitstand von Münch, GGK I- 
Rn 6 zu Art.3; BVerfGE 25, 198 
6 zu Art,3
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der Vereinsautonomie aus Art.9 I und das überpositive Willkür­
verbot zugute. Insbesondere im Bereich des Art.9 I ist eine 
sorgfältige Abwägung erforderlich, die erheblichen Konflikt­
stoff bei unterschiedlichen Wertungen auf dem Boden diploma­
tisch-politischer Rücksichtnahme oder kreativer Autonomie
birgt. Vor diesem Hintergrund ist die lebhafte öffentliche 
Diskussion um die Ausübung staatlicher Kontrolle durchaus 
ambivalent zu beurteilen: Oft wurde eine staatlichen Anstoß 
erregende Veranstaltung erst durch Ausübung des Vetos oder 
anderer Kontrollrechte zum "Fall", der dann die - bereits 
aufgrund der Veranstaltung selbst befürchtete - negative 
Publizität für die Bundesrepublik nach sich zog. Darunter 
leidet anschließend häufig auch die Arbeit des betreffenden 
Goethe-Instituts "vor Ort", so daß beide Seiten daran interes­
siert sind, derartige Konflikte von vornherein durch interne 
Kontakte auf unterer Ebene zu vermeiden.* Dies führt nicht 
notwendig zur gefürchteten "Schere im Kopf", sondern kann dem 
Verein einen Spielraum für die Förderung auch oppositioneller 
politischer Kunst geben, den die Bundesrepublik‘sich auf hö­
herer Ebene aufgrund diplomatischer Rücksichten nicht erlauben 
kann oder will: Kommt es erst zu einem "Fall", so vergrößert 
sich natürlich die unmittelbare Identifizierung der Regierung 
mit dem betreffenden Vorgang mit zunehmender Höhe der Ent­
scheidungsebene. Eine öffentlich bekanntgegebene persönliche 
Entscheidung eines Bundesaußenministers etwa über die Subven­
tionierung einer Theateraufführung im Ausland mit einem demon­
strativ gegen einen dritten Staat gerichteten Stück, wie sie 
im Fall "Rote Rübe" gefordert wurde, ist kaum mehr möglich, 
ohne als staatliche "Kulturpropaganda" disqualifiziert zu 
werden und nicht nur den politischen, sondern auch den kultu­
rellen Beziehungen zu nicht direkt betroffenen Staaten zu 
schaden.
Im Ergebnis sind die vorherigen Abstimmungen aller Einzelpla­
nungen zwischen Goethe-Institut und Auswärtigem Amt deshalb 
zwar wegen des von Art.9 I geschützten Kernbereichs der Ver­
einsautonomie nicht vom Staat zu erzwingen; zulässig und unter
1. Arnold, S.67 f., 70 f.; Hamm-Brücher, S.112
1 2 0
politisch-pragmatischen Gesichtspunkten für beide Seiten von 
Vorteil dürfte jedoch eine vorherige Abstimmung zumindest der 
Rahmenplanung und besonders "problemträchtiger" Projekte sein, 
wie sie in der Praxis geschieht.
bb) Das Verhältnis der GI-Mitarbeiter zum Verein und zum Staat 
Den Mitarbeitern des Goethe-Instituts stehen in ihrer Eigen­
schaft als Angehörige der auswärtigen Kulturverwaltung, auch 
wenn diese privatrechtlich organisiert ist, bei Ausübung ihrer 
Tätigkeit keine eigenen Grundrechte aus Art.5 III GG zu,1 23456
auf die sie sich gegenüber dem Verein oder dem Staat berufen 
könnten. Sie organisieren zwar Vorträge, Ausstellungen und 
Kurse, sind aber in Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit
selbst keine Künstler oder Wissenschaftler im Sinne von Art. 5 
2
GG, sondern Bedienstete der "beliehenen" Mittlerorganisa-
3
tion, ln dieser Beziehung stehen sie auf dem Gebiet der 
Vertragsaufgaben den beamteten Kulturreferenten der Botschaf­
ten gleich, die ebenfalls in ihrer Funktion keinen Grund­
rechtsschutz genießen.^ Auch die Meinungsäußerungsfreiheit 
als Abwehrrecht gegen den Staat kann hinsichtlich dienstlicher 
Äußerungen bei der Ausübung staatlicher Verwaltung, also bei 
"Handeln für den Staat", den Mitarbeitern nicht zugutekom-
c
men. Das gleiche muß für private Handlungen bei Gelegenheit 
des Dienstes gelten, die "im Gewand einer Diensthandlung" 
auftreten. Insbesondere im Bereich der Meinungsäußerungs­
freiheit spielt dieses Problem eine Rolle: Versucht ein GI- 
Mitarbeiter einer privaten Äußerung dadurch mehr Gewicht zu 
verleihen, daß er sie anscheinend "kraft Amtes" tut, kann er 
sich dem Staat gegenüber nicht darauf berufen, es habe sich um 
eine private und damit grundrechtsgeschützte Meinungsäußerung 
gehandelt.
Im Bereich rein privater Handlungen - auch hier ist vor allem 
die Meinungsäußerungsfreiheit relevant - wird bei Beamten
1. Kilian, S.139; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148
2. vgl. vorige Fußnote
3. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148
4. Kilian, S.139; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148
5. MDHS-Herzog, Rn 107 zu Art.5 I, II
6. so für Beamte MDHS-Herzog, Rn 109 zu Art.5 I,II m.w.N.
überwiegend eine Grundrechtsbeschränkung durch das "besondere 
Gewaltverhältnis" befürwortet,* die über die hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums (Art. 33 V GG i.V.m. den 
Beamtengesetzen) konkretisiert wird. Für die Angestellten des 
Goethe-Instituts kann jedoch keine vergleichbare Treuepflicht 
begründet werden: Es fehlt sowohl die historisch gewachsene 
enge Bindung des Beamten an den Staat, die eine solche Grund­
rechtsbeschränkung rechtfertigen könnte, als auch ein entspre­
chendes Gesetz. Daher gelten in diesem Bereich die. allgemeinen 
Grundsätze hinsichtlich des Grundrechtsschutzes, wie er auch 
für die gastierenden Künstler und Wissenschaftler besteht. Es 
wird deshalb auf die dortigen Ausführungen verwiesen.
cc) Das Verhältnis der Kulturschaffenden zum Verein und zum 
Staat
(1) Grundrechte als Abwehrrechte
Die Rechtsbeziehungen des Goethe-Instituts mit den von ihm für 
Vorträge, Ausstellungen, Diskussionen etc. verpflichteten Per­
sonen wickeln sich üblicherweise in privatrechtlichen Formen, 
im deutschen Recht etwa als Werkvertrag gemäß SS 631 ff. BGB 
oder als Vertrag sui generis gemäß S 305 BGB ab. Anders als 
der Verein selbst durch den mit der Bundesrepublik geschlosse­
nen Öffentlich-rechtlichen Vertrag werden die verpflichteten 
Privaten aber durch den Vertragsschluß nicht in die staatliche 
Administration integriert und mit eigenen Verwaltungskompeten­
zen ausgestattet, was ihren Grundrechtsschutz, wie gesehen, 
beschränken würde.
Werden gastierende Künstler oder Wissenschaftler von einem 
Botschafter-Veto oder einem Einspruch des Auswärtigen Amtes 
direkt betroffen, stehen sie dem eingreifenden Staat daher 
ohne weiteres als Grundrechtsträger gegenüber. Doch auch wenn 
durch die Gl-Zentrale oder den Leiter eines Auslandsinstituts 
Maßnahmen gegen die Programmgestaltung des Gastredners oder 
Künstlers ergriffen werden, ist dieser Eingriff an den Grund­
rechten zu messen: Das Problem der Drittwirkung stellt sich 12
1. vgl. für alle MDHS-Herzog, Rn 109 zu Art. 5 I, II m.w.N.; 
von Münch, GGK I-von Münch, Rn 59 ff. vor Art.1-19
2. Kilian, S.141
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hier nicht, denn auch wenn der Staat auf dem Gebiet der öf­
fentlichen Verwaltung durch juristische Personen des Privat­
rechts handelt, sind diese unmittelbar gemäß Art.l III GG an 
die Grundrechte gebunden.1 2345Diese Grundrechtsbindung gilt auch
für die auswärtige Gewalt, gleichgültig, ob die deutschen Or-
2
gane im In- oder Ausland handeln. Nachdem das Goethe-In­
stitut bei Erfüllung der Vertragsaufgaben auswärtige Kultur­
verwaltung als Teil der auswärtigen Gewalt i.w.S. ausübt, 
steht den beauftragten Künstlern und Wissenschaftlern deshalb 
grundsätzlich der volle Schutz ihrer Grundrechte, insbesondere 
im wichtigen Bereich des Art.5 GG, gegenüber dem Institut und
3
der Bundesrepublik Deutschland zu. Für Art.12 I und 2 I GG 
dürfte daneben in der Regel kein Raum sein, da die spezielle-
4
ren Grundrechte der Meinungsaußerungs-, Kunst- und Wissen­
schaftsfreiheit eventuelle inhaltliche Eingriffe in die Tätig­
keit der Künstler und Wissenschaftler vollständig erfassen. 
All diese Rechte sind nicht auf Deutsche beschränkt, sondern 
kommen jedermann gegenüber der deutschen Staatsgewalt zugute. 
Allerdings sind die Grundrechte auf das Handeln der Individuen 
in der Bundesrepublik, nicht auf das Handeln im Ausland zuge­
schnitten. Völkerrechtlich und - aufgrund der verfassungsmäßi­
gen Verpflichtung zur Völkerrechtsfreundlichkeit der deutschen 
Rechtsordnung - auch verfassungsrechtlich ist die Bundesrepu­
blik in der Ausgestaltung deutscher Grundrechtsverwirklichung
c
auf fremdem Staatsgebiet nicht frei.
Das Bundesverfassungsgericht differenziert deshalb für die 
Bestimmung des Schutzbereichs der einzelnen Grundrechte da­
nach, ob die betreffende Verfassungsnorm nach Wortlaut, Sinn 
und Zweck unter Berücksichtigung der genannten Völkerrechts-
1. Bleckmann, S.136; MDHS-Dürig, Rn 107, 111 zu Art.l III; 
Kilian, S.141; von Münch, GGK I-von Münch, Rn 53 zu Art.l; 
a.A. Rupp, Staatsfunktionen,S.24 ff. Gegen Rupp s.o. S.lll
2. Bleckmann, S.122; von Münch, GGK I-von Münch, Rn 49 zu 
Art.l; Kilian, S.141
3. Kilian, S.141
4. zur Geltung der Meinungsäußerungsfreiheit im In- und Aus­
land BVerfGE 6, 32 (44); Schröder, S.146; Tomuschat,
WDStRL 36 (1977), 7 (19)
5. Bleckmann, S.49
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freundlichkeit bei Sachverhalten mit mehr oder weniger in­
tensiver Auslandsbeziehung im Einzelfall eine Differenzierung 
zuläßt oder verlangt.* Einige Autoren siedeln diese Abwägung
dagegen bei dem Grundrechtsschranken an, die natürlich auch im
2
Ausland eingreifen, soweit die Grundrechte dort gelten.
Für die Kunst- und Wisenschaftsfreiheit, dem Wortlaut nach
unbeschränkt, gelten ausschließlich verfassungsimmanente 
3Beschränkungen. Dies sind andere Grundrechte und sonstige
4
mit Verfassungsrang ausgestattete Rechtswerte, z.B. der
5
Bestand der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Die
Entwicklung einer immanenten Grundrechtsschranke aus den Ar­
tikeln 24 ff., 59, 73 Nr.l, 86 ff. GG bei "Gefährdung wich­
tiger außenpolitischer Belange des Staates" wird hier bereits 
6
erwogen.
Bei der Meinungsäußerungs- und Informationsfreiheit bilden der 
Jugend- und Ehrenschutz sowie die "allgemeinen Gesetze" die 
Schranken gemäß Art.5 II. Allein letztere könnten hier rele­
vant werden. Unabhängig davon, ob man mit dem Bundesverfas­
sungsgericht bereits zur Definition der "Allgemeinheit" das
Schut2gut Solcher Gesetze gegen die Meinungsäußerungsfreiheit 
. 7
abwagt oder mit Stimmen in der Literatur die Allgemeinheit 
danach bestimmt, ob sich das Gesetz allein gegen eine be-
Q
stimmte Meinung richtet oder nur im Bereich des Art.5 I 
9
auswirkt, ist spätestens in der Verhältnismäßigkeitsprüfung 
eine Abwägung vorzunehmen: Art.5 I 1, l.Hs. kann nur einge- 123456789
1. BVerfGE 31, 58 (77) - •
2. so z.B. Kilian, S.141; Rudolf, Mittlerorganisationen,S.149
3. Kilian, S.141; BVerfGE 33, 52 (71); MDHS-Scholz, Rn 57 zu 
Art.5 III. Auch die unter Gesetzesvorbehalt stehenden 
Grundrechte werden von diesen immanenten Schranken be­
grenzt (MDHS-Herzog, Rn 293 zu Art.5 I, II).
4. Kilian, S.141; MDHS-Scholz, Rn 58 zu Art.5 III; von Münch, 
GGK I-von Münch, Rn 64 zu Art.5; BVerfGE 30, 173 (193); 
BVerfG NJW 1984, 1293 (1294); BVerwGE 1, 303 (307)
5. Kilian, S.141; MDHS-Scholz, Rn 58 zu Art.5 III
6. dafür wohl Rudolf, Mittlerorganisationen, S.149; offenge­
lassen bei Kilian, S.141
7. BVerfGE 7, 198 (209 f.); so schon Smend, WDStRL 4(1927), 
44 (52); später auch Scheuner, WDStRL 22(1963), 1 (81)
8. Maunz/Zippelius, § 24 II 2; so schon Rothenbücher, WDStRL 
4 (1927), 6 (20)
9. Bettermann, JZ 1964, 601 (604)
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schränkt werden durch ein Gesetz, das im Vergleich zur Mei­
nungsäußerung höherwertige Rechtsgüter schützt.1 234 Eine solche 
Abwägung aber ist auch bei Ermittlung der immanenten Schranken 
der Kunst- und Wissenschaftsfreiheit vorzunehmen, so daß die 
folgenden Ausführungen für beide Grundrechte gelten können. 
Tomuschat ist darin zuzustimmen, daß im Rahmen der Abwägung 
die Annahme eines generellen Vorrangs der staatlichen Interes­
sen an störungsfreien Beziehungen zu fremden Staaten zu Lasten
.. 2der Grundrechtstrager abzulehnen ist. Gleichgültig, ob man 
etwa die Abwägung zwischen dem Recht auf freie Meinungsäuße­
rung auch im Ausland und der völkerrechtlichen Verpflichtung 
der Bundesrepublik, sich nicht in innere Angelegenheiten 
anderer Staaten einzumischen, im Schutzbereich oder in den 
Schranken des Grundrechts ansiedelt, stehen sich hier zwei 
Verfassungsprinzipien gegenüber, von denen a priori keines den 
Vorrang genießt.
Bei der Abwägung ist zu berücksichtigen, daß das Grundrecht 
der Meinungsäußerungsfreiheit "für die freiheitliche Demokra­
tie schlechthin konstituierend"^ ist und daß bei pauschalem 
Vorrang störungsfreier Außenbeziehungen - auch z.B. zu to­
talitären Staaten - deren Ordnungsvorstellungen am deutschen
.. .. 4
Gesetzgeber vorbei das Grundrecht beschranken konnten. 
Hinsichtlich der bei den verfassungsimmanenten Schranken des 
Art.5 III betont das Bundesverfassungsgericht, daß dieses 
Grundrecht weder durch die allgemeine Rechtsordnung noch durch 
eine unbestimmte Klausel relativiert werden darf, welche ohne 
verfassungsrechtlichen Ansatzpunkt und ohne rechtsstaatliche 
Sicherung auf eine Gefährdung der für den Bestand der staatli-
1. Hier bestehen allerdings wiederum Differenzen, ob die
Abwägung abstrakt (so MDHS-Herzog, Rn 260 zu Art.5 I, II; 
Scheuner, WDStRL 22(1963), 1 (81)) oder konkret auf den 
Einzelfall bezogen (so BVerfGE 21, 239 (243 f.)? 24, 278 
(282 f.)) vorzunehmen ist und ob neben einer abstrakten
Abwägung dann anschließend in der Verhältnismäßigkeits­
prüfung noch eine Einzelfallabwägung zu erfolgen hat.
2. so insbesondere für die Meinungsäußerungsfreiheit Tomu­
schat, WDStRL 36(1977), 7(21); zustimmend Schröder,
S.414; a.A. Stein, S.139
3. BVerfGE 7,198(208);von Münch,GGK I-von Münch,Rn 1 zu Art.5
4. Tomuschat, WDStRL 36 (1977), 7 (21)
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chen Gemeinschaft notwendigen Güter abhebt.1 23456 Ist innerhalb 
der Bundesrepublik eine Schranke sowohl des Art.5 I als auch 
des Art.5 III daher u.a. bei Gefahr für den Bestand der Bun­
desrepublik und der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
anzusiedeln, so ist dies zumindest ein Indiz für die Art und 
Schwere der durch künstlerische Äußerungen geübten Kritik, die 
einen staatlichen Eingriff in die Grundrechtsbetätigung im 
!Ausland rechtfertigen könnte.
(2) Grundrechte als Leistungsrechte
Ob bei Kürzungen oder Streichungen von Zuschüssen (z.B. "Rote 
Rübe"), etwa zu Ausstellungen oder Theateraufführungen, ein 
Grundrechtseingriff oder gar Zensur vorliegt, ist schon deswe­
gen fraglich, weil es nach allgemeiner Ansicht keinen Anspruch
3des Künstlers auf Förderung durch den Staat gibt. Dieser 
Grundsatz konnte höchstens dann eine Einschränkung finden, 
wenn es dem Künstler anders nicht möglich wäre, sich künst­
lerisch im Ausland zu betätigen. Dagegen ist einzuwenden, daß
es jedem unbenommen bleibt, sich auf privater Basis im Ausland
4
zu verwirklichen, wie es z.B. das Theater "Rote Rübe" auch 
getan hat, nachdem ihm von Goethe-Institut und Auswärtigen Amt 
kein Zuschuß für die geplante Tournee gewährt wurde. Außerdem 
wäre bei der Vielgestaltigkeit der Mittlerorganisationen ein 
völliger "Boykott" eines Künstlers kaum denkbar.
Anders ist die Lage u.U. in Ländern des Ostblocks und der 
Dritten Welt zu beurteilen, in denen einen künstlerische Be­
tätigung oft nur im Rahmen der auswärtigen Kulturpolitik
. . .  . . 5
möglich und ohne staatlichen Beistand ausgeschlossen ist.
Auch hier gilt jedoch, daß Art.5 III nur die Pflicht des
Staates begründet, die Kunst als solche zu fördern und nicht
6
den einzelnen Künstler. Lediglich eine willkürliche Diffe-
1. BVerfGE 30, 173 (193)
2. MDHS-Scholz, Rn 58,64,75 zu Art.5 III; BVerfGE 33, 52 (71)
3. Kilian, S.142; MDHS-Scholz, Rn 40 zu Art.5 III; von Münch, 
GGK I-von Münch, Rn 62 zu Art.5, Stichwort "Subventionie- 
rung"; BVerwG NJW 1980, 718
4. Kilian, S.142
5. zur Ausübung von Kultur in diesen Ländern Kilian, S.142; 
Rudolf, Mittlerorganisationen, S.147; Grewe, S.172
6. MDHS-Scholz, Rn 40 zu Art.5 III
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renzierung würde dann wiederum den Gleichheitsatz verletzen.^“ 
Im Bereich der Kunstfreiheit hat der Staat Ermessen, wie und 
wen er fördert.2 Auch hat der einzelne Künstler kein sub­
jektives Recht, gerade z.B. in einem bestimmten Land auftreten 
zu dürfen, selbst wenn dies nur im Rahmen einer staatlichen 
Unterstützung möglich ist, denn Art.5 III schützt nicht alle 
Modalitäten bei Gelegenheit der Grundrechtsausübung3 und gibt 
speziell im Wirkbereich (d.h. bei der Darbietung und Verbrei­
tung) nur einen relativen Schutz.^ Gerade im Bereich der aus­
wärtigen Kulturpolitik, für die ja ein verfassungsmäßig veran­
kertes Letztentscheidungsrecht der staatlichen Verantwortung 
besteht, kann eine Differenzierung danach, ob ein Künstler 
außenpolitische Belange der Bundesrepublik, deren Kultur er 
repräsentieren soll, zu beeinträchtigen droht, weil er z.B.
für eine betont kritische Haltung bestimmten Staaten gegenüber
5bekannt ist, nicht als willkürlich gelten. Der Künstler kann 
dem Staat also auch hier keinen grundrechtlichen Leistungsan­
spruch auf staatliche Unterstützung entgegenhalten.
«V
1. MDHS-Scholz, Rn 40 zu Art.5 III; BVerwG NJW 1980, 718
2. MDHS-Scholz, Rn 40 zu Art.5 III
3. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 61 zu Art.5; Müller, JZ 
1970, 87 (89)
4. von Münch, GGK I-von Münch, Rn 61 zu Art.5; MDHS-Scholz, 
Rn 65 zu Art.5 III
5. Rudolf, Mittlerorganisationen, S.149 geht sogar so weit, 
eine solche Differenzierung zu fordern. Wie bei der Be-
1 schränkung der Meinungsäußerungs-, Kunst- und Wissen­
schaftsfreiheit gastierender Künstler im Ausland sollte 
sich jedoch auch hier eine pauschale Lösung verbieten.
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2. Italien
Auch in Italien könnten die Grundrechte eine weitere Schranke 
staatlicher Organisationsgewalt bilden. Während die Istituti 
itäliani di cultura'als staatliche Organe selbst keine Grund­
rechtsträger sind, stellt sich die Frage nach dem Grundrechts­
schutz des Personals und der Kulturschaffenden (Künstler und 
Wissenschaftler), die in den Kulturinstituten im Ausland auf- 
treten.
Anders als in der Bundesrepublik gibt es hier kein reichhal­
tiges Presseecho über staatliche "Zensureingriffe" bei Veran­
staltungen der Kulturinstitute - vermutlich nicht, weil diese 
nicht vorkämen, sondern weil die Istituti italiani di cultura 
dem italienischen Staat nicht als selbständige Rechtsträger 
des Privatrechts mit vertraglich verankerter Autonomie gegenü­
berstehen: Gerade der Ausgleich zwischen Vereinsautonomie und J 
der durch das Grundgesetz postulierten staatlichen Pflicht zur 
Kontrolle der Außenpolitik bildet ja in der Bundesrepublik das 
Konfliktpotential, das den rein verwaltungsinternen Weisungen 
italienischer Botschaften oder des Ministero degli Affari 
Esteri an die Kulturinstitute fehlt.
a) Grundrechte des Personals 
aa) Art.33 I cost.
Wie im Fall des Goethe-Instituts kann sich auch das Personal 
der Istituti italiani di cultura im Rahmen seiner dienstlichen 
Aufgaben nicht auf die verfassungsrechtlich geschützte Kunst­
oder Wissenschaftsfreiheit berufen: Weit deutlicher noch als 
beim Goethe-Institut wird lediglich das künstlerische oder 
wissenschaftliche Schaffen anderer verwaltet, nich.t aber 
selbst eine solche Tätigkeit ausgeübt.
bb) Art.21 I cost.
Anders stellt sich dagegen in Italien die Situation hinsicht­
lich der Meinungsäußerungsfreiheit dar. Nachdem es wie erwähnt 
keine konkreten "Fälle" gibt und die abstrakte Erörterung der 
Meinungsäußerungsfreiheit im Staatsdienst allein schon genü­
gend Stoff für eine eigene Untersuchung böte, sollen hier nur
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die Leitlinien skizziert werden, an denen sich staatliche 
Eingriffe in die Meinungsäußerungsfreiheit des Institutsperso­
nals zu orientieren haben.
Zwar werden für die Umschreibung des Schut2 bereiches von Art. 
21 I cost. in der italienischen Literatur häufig die im Aus­
land, insbesondere in Frankreich und der Bundesrepublik entwik- 
kelten Interpretationen herangezogen.1 234567Einige Autoren leite­
ten daraus eine Systematik für die Meinungsäußerungsfreiheit 
von Staatsdienern ab, die der deutschen vergleichbar ist. Da­
nach sind dienstliche Äußerungen schon tatbestandlich nicht
2
von dem als Abwehrrecht gegen den Staat konzipierten Art.21 
I geschützt, weil das Handeln des Amtsträgers ja dem Staat zu­
gerechnet wird^ und dieser keinen Grundrechtsschutz genießen 
kann.
Obwohl dogmatisch weniger konsequent und ohne das soeben ge­
nannte Argument zu entkräften, scheint jedoch heute die - li­
beralere - Gegenansicht vorherrschend zu sein: Das Grundrecht
4kommt danach grundsätzlich auch staatlichem Personal zugute,
unabhängig von der Art des Anstellungsverhältnisses. Demnach
ist hier nicht zwischen "funzionari di ruolo", d.h. Beamten,
die i.d.R, Hoheitsgewalt ausüben,® und "pubblici impiega- 
7ti", d.h. Angestellten, die es an den Istituti italiani di
1. vgl. z.B. die Nachweise bei Mortati II, S.1066, Fn 1? Piz- 
zorusso, Riv.Trim.Dir.Pubbl.1971, 1607 (1607 ff., Fn 1)
2. Mortati II, S.1Q34 f. m.w.N.
3. Sandulli I, S.192 f., 196 f.
4. Pizzorusso, Riv.Trim.Dir.Pubbl. 1971, 1607 legt diese
Grundrechtsträgerschaft offensichtlich zugrunde,-wenn er 
untersucht, welche Schranken die Meinungsäußerungsfreiheit 
der Staatsdiener begrenzen.
5. Pizzorusso, Riv.Trim.Dir.Pubbl.1971, 1607 (1620 f.).
An dieser Stelle wird nur das Stammpersonal der Institute 
berücksichtigt, nicht etwa gastierende Künstler, zu Vor­
trägen eingeladene Wissenschaftler oder Sprachlehrpersonal 
auf Stunden-/Honorarbasis. Für solche nur zu Einzellei­
stungen herangezogenen Personen wird auf den folgenden 
Abschnitt verwiesen.
6. Virga, Pubblico Impiego, S.13
7. Das Dienstverhältnis der Beamten wird in Italien vorwie­
gend vom Öffentlichen Recht, das der öffentlichen Ange­
stellten vom Privatrecht regiert. Es bleibt dabei jedoch 
stets ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis. Vgl. 
dazu im einzelnen Sandulli I, S.229 f.; Virga, Pubblico 
Impiego, S.14; Mortati I, S.45 f.
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cultura gleichermaßen gibt,'1 2345' zu differenzieren. Auch daß es 
unter den Angestellten aus Italien entsandtes und vor Ort 
rekrutiertes Personal (die sog. Ortskräfte) gibt, auf deren 
Beschäftigungsverhältnis in der Regel das Recht des Gaststaa­
tes Anwendung findet, ist bei Anwendung dieser Ansicht uner­
heblich, nachdem die Meinungsäußerungsfreiheit dem Wortlaut 
nach "allen" als Schutz vor der italienischen Staatsgewalt 
zusteht. Anders als dies z.B. in der Bundesrepublik für priva­
te Meinungsäußerungen von Beamten beurteilt wird, sind also 
nach dieser Auffassung jedenfalls private Äußerungen des 
Personals von Art.21 I in gleicher Weise geschützt wie die 
eines beliebigen Privaten. Für "offizielle" und "offiziöse" 
Meinungsäußerungen, d.h. dienstliche und solche, die zwar in­
haltlich "privat", jedoch "im Gewand einer Diensthandlung" er­
scheinen, werden allerdings auch hier gewisse Einschränkungen 
anerkannt, wenngleich die Abgrenzung im einzelnen häufig un­
klar bleibt. Überhaupt hat sich bisher in Italien keine glei­
chermaßen abstrakte Grundrechtsdogmatik wie in der Bundesre­
publik herausgebildet, die die Grundlage für eine Schrankensy­
stematik liefern könnte*^ So schreibt beispielsweise Mortati 
zu Art.21 pauschal, er könne sich nicht vorstellen, wieso das 
Innehaben eines öffentlichen Amtes irgendeinen Einfluß auf die 
grundrechtlich geschützte Meinungsäußerungsfreiheit der be­
treffenden Person haben sollte, solange es sich nicht um Äus­
serungen handelt, die einen speziell auf Staatsdiener anwend-
5 6baren Straftatbestand verwirklichen. Zur Begründung fuhrt
1. Die "funzionari di ruolo" gehören meist zu den "ruoli" des 
Ministero della Pubblica Istruzione und werden von dort 
befristet an das MAE überstellt (so schon Art.15 des R.D.
n.740/1940; ebenso Art.l D.P.R. n.213 vom 23.1.1967 und 
das L.n.604 vom 25.8.1982).
2. Pizzorusso,. Riv.Trim.Dir.Pubbl. 1971, 1607 (1615 in Fn 4, 
1638 ff.)
3. Pizzorusso, Riv.Trim.Dir.Pubbl. 1971, 1607 (1613 ff.)
4. Bleckmann, S.10
5. Als Beispiel ist hier vor allem Art.327 c.p. zu nennen, 
der den Amtsträger straft, der in Ausübung seines Dienstes 
zur Mißachtung staatlicher Institutionen, Gesetze oder 
amtlicher Anweisungen anstiftet oder solches Verhalten 
entschuldigt. Zur Verfassungsmäßigkeit dieser Norm vgl. 
das Urteil des Corte cost, n.100 von 1966, abgedruckt in
(Footnote continues on next page)
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der Autor zum einen den Wortlaut des Art.21 I an, nach dem die 
Meinungsäußerungsfreiheit für "alle" gilt. Weiter nennt er den 
Art.51 cost., der allen den Zugang zu öffentlichen Ämtern ge­
währt und damit auch deren Erhalt ohne Rücksicht auf geäußerte 
Meinungen und Überzeugungen.
Gleichwohl geht derselbe Mortati an anderer Stelle* 1  234< ebenso 
selbstverständlich von der besonderen Treuepflicht der Staats­
diener aus, die diese zur Loyalität gegenüber dem Staat ver­
pflichtet. Dieser scheinbare Widerspruch ist wie folgt zu 
lösen:
Wie in der Bundesrepublik steht auch in Italien die Einschrän-
2
kung von Grundrechten unter Gesetzesvorbehalt, und neben den
in Art.21 VI als Schranke genannten "guten Sitten" (il buon
costume) können nur noch verfassungsimmanente Werte dieses für
die freiheitlich-pluralistische Demokratie konstituierende 
3 4Grundrecht beschranken. Die Treuepflicht zur Republik, 
für alle italienischen Bürger in Art.54 I cost. postuliert und 
für Staatsdiener durch Absatz II und die Disziplinargesetze 
konkretisiert, ist ein solcher in der Verfassung enthaltener 
Wert, der mit der Meinungsäußerungsfreiheit in einen Ausgleich 
zu bringen ist.5 6 Daneben ist noch die verfassungsmäßige 
Pflicht der Verwaltung zu Neutralität und Effektivität in die 
Waagschale zu werfen.5 Diese Abwägung wird insgesamt weit 
flexibler gehandhabt als in der Bundesrepublik und läßt den
(Footnote continued from previous page)
Giur.it. I, 1966, S.1106, Stichwort "Eccitamento al dis­
pregio delle istituzioni o delle leggi"; kritisch dazu 
Mortati il, S .1089 in Fn 1 (m.w.N.), der die Meinungsäuße­
rungsfreiheit für vorrangig hält (dazu ebenfalls w.N.).
6. Mortati II, S .1088 f.
1. Mortati I, S.620 f.
2. Mortati I, S.341 ff.? Balocchi, Riv.Trim.Dir.Pubbl. 1966,
485 (495); Corte Cost., Sentenza n.9/1965, Giur.Cost.
1965, 61 (62)
3. Mortati II, S.1066 f.; Enc.Dir.XXIV-Barile, S.429, Stich­
wort "Libertà di manifestazione del pensiero", n.5; Corte 
Cost., Sentenze n.9/1965, Giur.Cost.1965, 61 (62); n.84/ 
1969, Giur.Cost. 1969, 1175 (1192)
4. Mortati II, S.1069, 1084? Corte Cost., Sentenze n.1/1956,
Giur.Cost. 1956, 1 (8); n.65/1970, Giur.Cost. 1970, 955
(959); n.105/1972, Giur.Cost. 1972, 1196 (1202)
5. Virga, S.511
6. Virga, S.514 ff.
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Betroffenen einen großen Spielraum,^ der dann nur noch von
2den Strafnormen über die Amtsdelikte begrenzt wird. Ledig-
. . .. 3lieh bestimmte Funktionstrager, etwa Botschafter, stehen als
Vertreter ihres Staates und damit auch der jeweiligen Regie­
rung in einer so engen Bindung zu dieser, daß hier das staat­
liche Interesse an störungsfreier Umsetzung einer bestimmten
4Politik in der Abwägung an Bedeutung gewinnt. Solche Fälle 
sind jedoch wegen der Bedeutung des Grundrechts auf "politi­
sche" Funktionsträger im Bereich der "Hohen Politik'^zu be­
schränken, die ja gerade eine bestimmte politische Meinung
5
vertreten sollen. Die Istituti italiani di cultura gehören 
zwar den Instrumenten der Außenpolitik, sind aber nicht Teil 
der "Hohen Politik" auf Regierungsebene. Art.21 I i.V.m. dem 
Gleichheitssatz des Art.3 und dem von Art.97 vorgeschriebenen 
Auswahlverfahren durch "concorsi" verbietet bei der Auswahl 
des übrigen Personals der allgemeinen Verwaltung die Diffe­
renzierung u.a. nach (politischen) Meinungen, und dies gilt 
auch für die Dienstführung als solche, solange nicht das "buon 
andamento" der Verwaltung und ihre Unparteilichkeit beein­
trächtigt werden.
Rein rechtlich genießen die Mitarbeiter der Istituti italiani 
di cultura also nach der letztgenannten Auffassung einen 
grundrechtlichen Schutz der Meinungsäußerungsfreiheit, der dem 
Gl-Personal - obwohl es sich nicht einmal um Beamte handelt - 
im Rahmen seiner dienstlichen Tätigkeit nicht zukommt. Ob dies 
sich praktisch auswirkt, kann anhand des hier vorliegenden 1*345
1. Das geringere Gewicht, das der Treuepflicht der Staatsdie­
ner beigemessen wird, ist z.B. daran abzulesen, daß auch 
das Streikrecht ihnen grundsätzlich zugebilligt und nicht 
gänzlich von der Treuepflicht absorbiert wird, wie dies in 
der Bundesrepublik bei den Beamten der Fall ist (vgl. Mor­
tati II, S.1212 f.; Corte Cost., Sentenze n.123/1962, ab­
gedruckt in: Sentenze 1962, S.467 (470 f.) und n.31/1969, 
abgedruckt in: Sentenze 1969, S.219 (233))
. 2. Mortati II, S.1089; Balocchi, Riv.TrinwDir.Pubbl. 1966, 
485 (496)
3. zu dieser funktionalen Differenzierung nach der Art der
Aufgaben vgl. Pizzorusso, Riv.Trim.Dir.Pubbl. 1971, 1607 
(1620 f., 1623 f .) "
4. Pizzorusso, Riv.Trim.Dir.Pubbl.1971, 1607? (1626 f.)
5. Pizzorusso, Riv.Trim.Dir.Pubbl. 1971, 1607 (1638). Zu dem 
Grundsatz, daß Grundrechtsbeschränkungen restriktiv auszu­
legen seien, vgl. Mortati II, S.1084; Virga, S.515
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Materials nicht entschieden werden. Es ist jedoch zu vermuten, 
daß die Unterschiede schon dadurch nivelliert werden, daß 
hinter den bei Ausübung von Staatsfunktionen nicht grund­
rechtsgeschützten GI-Mitarbeitern noch der Verein selbst 
steht, der dem Staat im Kernbereich der Vereinsautonomie als 
selbständiger Rechtsträger gegenübertritt und zudem über ver­
traglich verankerte Freiheiten verfügt! Während etwa das ita­
lienische Institutspersonal hinsichtlich der beruflichen 
Laufbahn dem im Staatsdienst herrschenden Berichts- und Beur­
teilungswesen unterworfen ist, hat das Goethe-Institut in der 
Personalpolitik (bis auf die Besetzung einiger Führungsposi­
tionen) freie Hand. Soweit eine solche Feststellung hier mög­
lich ist, erscheinen daher hinsichtlich des Grundrechtsschut­
zes des Personals die praktischen Unterschiede im Ergebnis 
geringer als die rechtlichen.
b) Grundrechte der Kulturschaffenden 
aa)Art.21 I cost.
Für solche Meinungsäußerungen der gastierenden Künstler und 
Wissenschaftler, die nicht gleichzeitig Äußerungen ihres 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Schaffens darstellen, 
gilt zunächst Ähnliches wie für die entsprechende Freiheit der 
Staatsdiener. In der Abwägung zwischen den verfassungsimmanen­
ten Werten, die neben dem "buon costume"^ das Grundrecht 
beschränken können, und der Meinungsäußerungsfreiheit selbst 
kommt jedoch der lediglich allgemeinen Treuepflicht zur Re­
publik (Art.54 I cost.) ein geringerer Stellenwert zu als der 
besonderen Treuepflicht der Staatsdiener. Eingriffe in die 12
1. verstanden i.d.R. als moralisch-persönliche Würde und 
sexueller Anstand (Corte Cost., Sentenza n.9/1965, 
Giur.Cost. 1965, 61 (62), die sich zwar den wechselnden 
Moralauffassungen der Zeit anpassen, jedoch in ihrer Be­
deutung über den bloß "guten Geschmack" hinausreichen 
müssen (Corte Cost., Sentenza n.120/1968, Giur.Cost. 1968, 
2142 (2143)).
2. Mortati II, S.1084; Corte Cost., Sentenze n.1/1956, Giur.
Cost. 1956, 1(8); n.65/1970, Giur.Cost. 1970, 955 (959);
n.105/1972, Giur.Cost. 1972, 1196 (1202)
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Meinungsäußerungsfreiheit sind daher nur zura Schutze überra­
gend wichtiger Verfassungsgüter möglich, die dem Grundrecht 
hier nicht weichen können.1 2345678910 Auch der italienische Verfas­
sungsgerichtshof folgt dieser Formel, die im Ergebnis auf den 
Schutzzweck des die Meinungsäußerungsfreiheit einschränkenden 
Gesetzes abstellt. Wenn der Zweck nicht die inhaltliche Zensur
der Meinungsäußerungsfreiheit ist, sondern der Schut2 eines.
. 2höherrangigen Rechtsguts, ist Art.21 I nicht verletzt. .Offen 
bleibt dabei, ob dann schon der Schutzbereich nicht einschlä­
gig ist oder der betreffende Eingriff lediglich eine legitime
Schranke konkretisiert: Das Gericht benutzt häufig beide Ar-
. . 3gumente gleichzeitig.
Als geeignete Schutzgüter siehe der Corte Costituzionale u.a.
4
die "öffentliche Ordnung" - anders als im deutschen Polizei­
recht hier verstanden als fundamentale rechtliche Staats­
prinzipien des demokratischen Rechtsstaates, der Volkssou-
5 ß
veränität und Gleichheit - , die öffentliche Sicherheit,
7 8das Diskriminierungsverbot' und die Grundrechte anderer,
aber auch "il prestigio del governo, dell'ordine giudiziario e
Q .. IQ
delle forze armate" sowie die "öffentliche Wirtschaft" 
Wegen der überragenden Bedeutung der Meinungsäußerungsfreiheit 
sind bei Auslegung der einschränkenden Gesetze andererseits
1. Mortati II, S .1084, 1087 unter Hinweis auf Art.414 ff.
c.p.; Corte Cost., Sentenza n.1/1956, Giur.cost. 1956, 1
(8); Virga, S.511, 515. Ein Beispiel bildet die XII. disp. 
trans, della cost, mit Ausführungsgesetzen, die faschi­
stische Meinungsäußerungen verbieten. Zur Verfassungsmäs­
sigkeit der Art.4 f. des ausführenden L. n.645 vom 20.6.52 
vgl. Mortati II, S.1089 m.w.N.
2. Corte Cost., Sentenze n.68/1965, Giur.Cost. 1965, 838
(838f.); n.38/1973, Giur.Cost. 1973, 354 (355)
3. z.B. Corte cost., Sentenza n.65/1970, Giur.cost. 1970, 955 
(958 f.); dazu kritisch Agro, Art.21, Anm. A 7 (S.438)
4. Corte Cost., Sentenze n.19/1962, Giur.Cost. 1962, 189 (190
f.); n.199/1972, Giur.Cost. 1972, 2218 (2225 f.); n.15/
1973, Giur.Cost. 1973, 79 (79); n.210/1976, Giur.Cost.
1976, 1315 (1318)
5. Corte Cost., Sentenza n.19/1962, Giur.cost. 1962, 189(190)
6. Corte Cost., Sentenza n.65/1970, Giur.Cost. 1970, 955(959)
7. Corte Cost., Sentenza n.49/1965, Giur.Cost. 1965, 675(676)
8. Corte Cost., Sentenze n.1/1956, Giur.Cost. 1956, 1 (8);
n.133/1973, Giur.Cost. 1973, 1369 (1388)
9. Corte Cost., Sentenza n.20/1974, Giur.cost. 1974, 73 (74)
10. Corte Cost., Sentenza n.123/1976, Giur.Cost. 1976,891(891)
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auch Ort und Umstände sowie Intensität der Äußerungen zu be­
rücksichtigen-1 23 Hier spielt sicher die exponierte Stellung 
der Kulturinstitute als Organe der auswärtigen Kulturpolitik 
eine Rolle, und wie in der Bundesrepublik ließe sich .als 
Fortführung der genannten Verfassungsgüter und -prinzipien, 
die die .Meinungsäußerungsfreiheit begrenzen können, eine 
theoretische .Schranke bei "Gefährdung wichtiger außenpoliti­
scher Belange des Staates" entwickeln, gestützt u.a. durch das 
auch der italienischen Verfassung zugrundeliegende Prinzip der 
Völkerrechtsfreundlichkeit.
Wie in der Bundesrepublik stellt sich jedoch auch hier das 
Problem des Gesetzesvorbehalts. Geht man davon aus, daß die 
Treuepflicht zur Republik (Art.54 I cost.) in Verbindung mit 
der Völkerrechtsfreundlichkeit der italienischen Verfassung 
schon den Schutzbereich der Meinungsäußerungsfreiheit als 
unmittelbar anwendbare Verfassungsnorm durch Abwägung im 
Einzelfall definiert und nicht nur eine - durch Gesetze zu 
konkretisierende - Grundlage zur externen Beschränkung der 
zunächst bestehenden Meinungsäußerungsfreiheit darstellt, 
entfiele der Gesetzesvorbehalt. Dem Künstler oder Wissen­
schaftler käme für Äußerungen, die seine Treuepflicht aus 
Art.54 I verletzen, schon der Schutz des Art.21 I nicht zu.
Diese Auffassung, die sich aus einer Entscheidung des Corte
2 . . . . .  
Costituzionale herauslesen lassen konnte, ist jedoch zumin­
dest innerhalb des italienischen Staatsgebiets mit dem von der 
italienischen Verfassung von 1946 etablierten System, das ja 
gerade Pluralismus gewährleisten und die Wiederkehr staatlich 
verordneter Einheitsmeinung und -kultur nach den Erfahrungen
3
des Faschismus verhindern sollte,- nicht vereinbar. Im Aus­
land könnte, wie im bundesdeutschen Rechtssystem auch, etwas 
anderes gelten, wenn Prinzipien des Völkerrechts - wie etwa 
das Nichteinmischungsprinzip - den Staat zwingen, nicht jede 
beliebige Meinungsäußerung der für ihn, also als "Repräsentan­
ten Italiens" im Ausland auftretenden Personen zuzulassen. Wie
1. Mortati II, S.1087; Enc.Dir.III-Grisolia, S.99, Stichwort 
"Arte".
2. Corte Cost., Sentenza n . 6 5 / 1 9 7 0 ,  Giur.Cost.1 9 7 0 , 9 5 5 {9 5 8 f . )
3. Merusi, S.795; Pizzzorusso, S.104
135
unter dem Grundgesetz ist es logisch denkbar, diese Grenze 
über das Prinzip der Völkerrechtsfreundlichkeit bereits als 
verfassungsimmanente Grenze des Schutzbereiches der Meinungs­
äußerungsfreiheit zu begreifen. Auch in Italien ist jedoch 
letztlich—  im Schutzbereich oder bei den Schranken des Grund­
rechts - eine Abwägung zwischen den genannten Verfassungsgü­
tern vorzunehmen.
Nachträgliche Eingriffe, auch wenn sie die politischen Außen­
beziehungen des Staates schützen sollen, können natürlich 
stets negative Publizität und unerwünschte politische Ne­
benwirkungen hervorrufen. Daher wird der Staat versuchen, 
solche Konflikte durch eine entsprechende Auswahl der kultu­
rellen Repräsentanten zu steuern. Auf diese Auswahl findet das 
Willkürverbot der Art.3 I, 97 I cost. Anwendung. Dabei ist zu 
beachten, daß Art.21 I dem einzelnen keinen Anspruch auf 
tatsächlichen Zugang zu allen Medien der Meinungsverbreitung 
gibt.1 23 Die Norm beinhaltet lediglich die rechtliche Möglich­
keit zum Zugang oder Gebrauch der Mittel nach Maßgabe und in 
den Grenzen, die sich ergeben aus
- der Natur des Mediums,
- den Grundrechten anderer und
2
- dem Schutz sonstiger Verfassungsgüter.
Wenn ein bestimmtes Medium zur Meinungsverbreitung einem 
staatlichen Monopol oder zumindest Oligopol unterliegt, wie 
dies bei den Kulturinstituten im Rahmen der Beziehungen zur 
Dritten Welt und zum Ostblock bislang noch häufig der Fall 
ist, hat das Individuum im italienischen Recht gleichfalls
keinen Zulassungsanspruch, aber ein Recht auf objektive,
. 3
willkürfreie Entscheidung. Wie in der Bundesrepublik mussen 
außenpolitische Gesichtspunkte des Staates bei der Auswahl 
seiner kulturpolitischen Repräsentanten hier wohl grundsätz­
lich als legitim angesehen werden.
1. Corte Cost., Sentenza n.105/1972, Giur.Cost. 1972, 1196
( 1202)
2. Corte Cost., Sentenza n.105/1972, Giur.Cost. 1972, 1196
(1202;
3. Corte Cost., Sentenza n.59/1960, Giur.Cost.1960,759(782f.)
ì
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bb) Art.33 I cost.
Nachdem die Kunst- und Wissenschaftsfreiheit in Italien hin­
sichtlich des Schutzbereichs überwiegend als spezielle Formen 
der Meinungsäußerungsfreiheit eingeordnet werden,* gelten die 
dazu gemachten Ausführungen grundsätzlich auch hier. Meinungs^ 
äußerungen,• die zugleich künstlerische oder wissenschaftliche 
Äußerungen der. gastierenden Personen darstellen, werden vom 
Schutzbereich des Art.33 I erfaßt, jedoch auch von dem des 
Art.21 I. Fraglich ist deshalb, ob sie der für Art.21 I 
geltenden Schranke des "buon costume" (Art.21 VI) unterworfen 
sind. So wurde vereinzelt versucht, die Schranke des "buon 
costume" bereits in den Schutzbereich der Kunst- und Wissen­
schaftsfreiheit zu implementieren: Demnach kann eine vorgeb­
lich künstlerische oder wissenschaftliche Äußerung schon 
tatbestandlich nicht "wirkliche Kunst" oder "Wissenschaft" 
sein, wenn sie in extremer Weise gegen den buon costume ver- 
stößt und unmoralisch ist. Der Vertreter dieser Ansicht, 
Grisolia, verzichtete jedoch darauf, solche Fälle zu kon­
kretisieren und stimmte auf abstrakter Ebene der zuerst ge­
nannten Auffassung zu, die wegen der in Art.33 I getroffenen 
speziellen Regelung die Kunst- und Wissenschaftsfreiheit von
3
der Schranke des buon costume aus Art.21 VI freistellt.
Der Verfassungsgerichtshof hatte sich 1960 noch gegenteilig 
geäußert: Art.33, der die Freiheit der Kunst und Wissenschaft
und ihrer Lehre schütze, befasse sich nicht mit der bloßen 
Verbreitung jener "erhabensten Gedankenäußerungen", die die 
künstlerischen und wissenschaftlichen Schöpfungen darstellten? 
die rechtliche Regelung dieser Verbreitung sei in Art.21 I 
enthalten.4 Nachdem aber das "Äußern" als Abschluß des Schöp­
fungsprozesses sich vom "bloßen Verbreiten" nicht trennen läßt 
(Soll etwa nur die allererste Äußerung von Art.33 I geschützt 
sein, weil alle folgenden "nur noch bloße Verbreitung" sind?), 
wäre damit generell die Schrankenregelung des Art.21 I, VI auf 
die von Art.33 I geschützten Rechte anzuwenden^ Von dieser
1. Mortati II, S.1090? Enc.Dir.III-Grisolia, S.99, Stichwort 
"Arte", auf S.104 f. jedoch wieder differenzierend.
2. Enc.Dir.III-Grisolia, S.104, Stichwort "Arte"
3. a.a.O., S.105
4. Corte Cost., Sentenza n.59/1960, Giur.Cost. 1960, 759(782)
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systematisch fragwürdigen Auffassung scheint sich das Gericht 
denn auch mit einem 1965 ausgesprochenen Leitsatz1 23456gelöst zu 
haben: Darin wird der verstärkte verfassungsrechtliche Schutz 
der wissenschaftlichen Meinungsäußerung betont, den Art.33 I 
ihr im Vergleich zur bloß allgemeinen Meinungsäußerung i.S.v. 
Art.21 I gewährt. Der Corte Costituzionale befindet sich damit 
in Übereinstimmung mit der herrschenden Lehre, die die Schran­
ke des buon costume für nicht auf die von Art.33 I geschützten
2
Rechte anwendbar halt.
Auch Kunst- und Wissenschaftsfreiheit stehen jedoch unter der 
immanenten Schranke des Schutzes sonstiger verfassungsmäßig 
geschützter Rechtsgüter.  ^ Während die Meinungsäußerungsfrei­
heit in der Abwägung gegenüber solchen anderen Gütern schon an 
sich als tragender Pfeiler einer pluralistischen Demokratie 
anerkannt ist,wird die Bedeutung der Kunst- und Wissenschafts­
freiheit in der italienischen Verfassung durch die allgemeine
4
Kulturförderungsklausel des Art.9 I verstärkt. Daher gelten 
die zur Meinungsäußerungsfreiheit gemachten Ausführungen hier 
entsprechend: Auch aus Art.33 I läßt sich zwar kein Anspruch
5
des Künstlers auf Zulassung zu Auftritten in den Istituti 
italiani di cultura ableiten, doch verpflichtet Art. 33 I 
i.V.m. Art.9 I den Staat, die Bedingungen für eine freie 
Entwicklung der - pluralistischen - Kultur zu schaffen,^ und 
das Willkürverbot der Art.3 I und 97 I cost. bindet die Ver­
waltung auch in diesem Sektor.
Entscheidend ist also stets die Abwägung widerstreitender 
Verfassungsgüter im Einzelfall, und eine - mangels publizier­
ter Vorfälle - abstrakte Darstellung der Prinzipien, die für 
eine solche Abwägung von - der Verfassung vorgegeben werden, 
kann zwangsläufig nicht allen denkbaren Situationen gerecht 
werden.
1. Corte Cost., Sentenza n.9/1965, Giur.Cost. 1965, 61 (62f.)
2. Mortati II, S.1090, 1107; Enc.Dir.III-Grisolia, S.101 ff., 
104 f., Stichwort "Arte"; Pizzorusso, S.117
3. Corte Cost., Sentenza n.57/1976, Giur.Cost. 1976, 396 
(401); Pizzorusso, S.118 (zur Lehrfreiheit)
4. Mortati II, S.1107;; Merusi, S.794; Pizzorusso, S.117
5. Merusi, S.800
6 . Merusi, S .7 9 4
ANHANG
Nr.l: Satzung des Goethe-Instituts zur Pflege der deutschen 
Sprache im Ausland und zur Förderung der internationalen kultu 
rellen Zusammenarbeit e.V. vom 15.6.1976 i.d.F. vom 12.6.1986
Nr.2: Rahmenvertrag zwischen dem Goethe-Institut e.V. und der 
Bundesrepublik Deutschland vom 30.6.1976
Nr.3: Mitgliederliste des Goethe-Instituts, Stand: 24.6.1988 
Nr.4: Präsidium des Goethe-Instituts, Stand: 24.6.1988
Nr.5: Griindungsdekret und Statuto dell'Istituto italiano di 
cultura all'estero vom 24.6.1950
Nr.6: Circolare n.42 vom 21.6.1955 des Ministero degli Affari 
Esteri
Nr.7: Circolare n.13 vom 18.5.1978.des Ministero degli Affari 
Esteri ("Circolare Foschi")
N.8: proposta di legge n.1584, eingebracht von einigen De-
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tu ts , V iz e p rä s id e n t  c e s  D e u tsc h e n  B ü h n en v ere in s  
M a x im ilic n srr . 1 5 ,3 0 0 0  M ü n c n e n  22
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D r. A x e l  H e r b s t
B o tsc h a f te r  a .D .
A u s tr a ß e  11,5300 B onn  2
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S ta a ts s e k r e tä r  a .D . (e h e rn . P rä s id e n t  d e s  G o e th e -
Institu ts)
S c h lo ß , 8 6 4 3  Küps
P r o f .  H i lm a r  H o f f m a n n
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Prof. Dr. Richard Jakoby
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r e h r c e tü n e r  P 'c rz  2 . 1CC0 3 e riïn  31
P ro f .  D r . W e r n e r  K n o p p
P rc s ic s n r  e e r  S r i r u n c  P re u ß is c n e r  K u ifu raesirz  
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Karl Moersch
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B u n d esh au s , 5 3 0 0  B onn 1
U lr ic h  I rm e r ,  M dB
b e n a n n t  v o n  d e r  F D P -F ra k tio n  d e s  D e u tsc h en  
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PRÄSIDIUM
4
Ara 4. April 1989 wählte die Mitgliederversammlung des Goethe 
Instituts ein neues Präsidium in folgender Zusammensetzung:
Präsident:
Dr. Hans Heigert
Leitender Redakteur der "Süddeutschen Zeitung"
Vizepräsidenten:
Prof. August Everding
Generalintendant der Bayerischen Staatstheater, Präsident des 
Internationalen Theaterinstituts, Vizepräsident des Deutschen 
Bühnenvereins
Prof.Dr. Peter^Wapnewski
o.Prof. für Ältere Philologie an der Technischen Universität 




Stadtrat und Dezernent für Kultur und Freizeit des Magistrats 
Frankfurt a.M.
Prof.Dr. Werner Knopp
Präsident der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
Dr. Eva Marie von Münch
Publizistin, insbesondere für juristische Fragen, Vorstands­
mitglied des Deutschen Juristinnenbundes
Bundesrepublik Deutschland 
vertreten durch das Auswärtige Amt





Ein weiteres Präsidiumsmitglied wird auf der Mitgliederver­
sammlung im Herbst 1989 nachgewählt, nachdem das neukonstitu­
ierte Präsidium mit Hans Heigert einen Präsidenten aus den 
eigenen Reihen wählte.
DECRETO DI FONDAZIONE 
DEGLI ISTITUTI ITALIANI DI CULTURA ALL’ESTERO 
Art. 12 del TU approvato con RD 12 febbraio 19-10, n. 7-40
U Miuntrn u-prrt.trin ,/t Stata fu r yli Affati l.Ufrt
Di co nce rto  con  ¡I M in istro  de lla  P ubb lica  Istruz ione  e con il M ini­
s tro  d e l T esoro :
V isto  it T .U . 12 febbraio  I9-JH, n. 740  a r t. 12;
R ite n u to  ebe, ìn  relazione alle esigenze d i cara tte re  cu ltu ra le  a suo 
tem po  esam ina te  d i concerto  con le nostre  R appresentanze  d ip lom atiche  
in : ;
A rg en tin a  -  A u s tr ia  -  Belgio -  B rasile -  B ulgaria -  C añad ! -  Ceco­
slovacchia -  C ile  -  E g itto  -  F in lan d ia  -  F ranc ia  -  G ran  B retagna -  G re ­
cia -  P e rù  -  P o rto g a llo  -  R om ania  -  Spagna -  S ta ti U niti -  Svezia -  
Svizzera -  T u rch ia  -  U ngheria  -  U ruguay ,
q u e s ta  A m m in istra z io n e  ravvisò  la  n e ce ss iti  d e lla  creazione d i u n  Is titu ­
to  ita lia n o  d i c u ltu ra  in  c iascuna d e lle  d e t te  sed i;
C h e  pe rò  il p ro v v ed im en to  fo rm a le  d i c reazione  non  fu  p o tu to  em et­
te re  tem p e stiv a m en te  d a te  le v icende  d i c a ra tte re  bellico e  po litico  del 
m o m en to ;
C h e  è  o ra  n ecessario  regolarizzare  u n o  s ta to  d i fa tto  p receden tem ente
co stitu ito s i;
D ecre ta
A rt, 1.
B sanz iona la  la creazione del seg u en ti I s t i tu t i  ita lian i di c u ltu ra  nelle 
sedi so tto in d ica tc :
B uenos A ires — V ienna -  B ruxelles -  R io  d e  Janeiro -  San Paolo 
-  P o r to  A lepre -  Sofia — M on treal -  P raga  -  B ratislava -  San tiago  del 
C ile -  G iiro  -  H e ls in k i -  Parig i — M arsig lia  -  S trasburgo  -  L ione -  
L ondra  -  A tene  -  L im a -  L isbona  -  B ucarest -  M adrid  -  Barcellona -
N ew  Y ork  -  S toccolm a -  G o teb o rg  -  Z u rig o  -  Istanbu l -  B udapest -  
M onfev idco .
A rt. 2.
C ap p ro v a to  lo  s ta tu to  d cH T stìtu to  ita lian o  d ì cu ltu ra  .ill 'cs tero  annes­
so al p re sen te  d e c re to  e  firm ato d a i M in istri p ro p o n en ti.
A rt. 3 .
A  d eco rre re  da ll 'e se rc iz io  1949-30 l 'a n n u o  assegno  agli I s t i tu ti  italiani 
di c u ltu ra  so tto e len ca ti è  fissato n e lla  seg u en te  m isu ra :
Arene L. 883 000 M adrid L. 3.753 00»Barcellona L. 2.303 000 Parigi L. 2.805 nooBruxelles L. 3.433.000 Porto  Alegre L. 370 (inoBuenos Aires Praga L. 2.480 0i K)Bucarest L. 4.753000 Sofìa L. 255 000Budapest L. 3.303.000 Stoccolma L. 3.4301100Giiro - Vienna L. 5.430 000Helsinki L. 1.853000 Zurigo !.. 2.803.000Lisbona L. 2.803 000Londra L. 8.603.000 Tot ai e L. 50.000.000
A lla ^pesa  re la tiv a  per l'esercizio  1949-30 è p rovvedu to  con i fondi 
stanzia ti sul cap. 68  de l b ilancio  d i  p rev is io n e  de l M in istero  degli Affari 
E steri.
A rt. 4 .
-L e even tua li variazion i alla m isu ra  degli assegni di cui al precedente 
art. 3 sa ranno  d isp o s te  con analogo  d e c re to  ni sensi d e ll 'a r t. 12 del 
c ita to  T .U .
Il p re sen te  d e c re to  sarà inv ia to  alla C o rte  de i C on ti per la reg istra ­
zione.
R om a. Il 24 g iu g n o  1930
STATUTO DLLLTSTITUTO ITA LIA N O  
DI CULTURA A LLIE TER Ò
A rt. 1.
L 'I s t i tu to  ita lia n o  dì cu ltu ra  a ll 'es te ro  ha  il com pito  d i favorire  fa 
d iffu sione  d e lla  lingua e della  cu ltu ra  ita liana  e  lo sv iluppo  de lle  re la ­
z ion i in te lle ttu a li  d e ll 'I ta lia  con il Paese s tran ie ro , nel q u a le  ha sede 
l’i s t i tu to  stesso.
A rt. t2.
P e r  ragg iungere  gli scopi ind icati nel p reced en te  artico lo , l 'I s t i tu to  
ita lian o  di c u ltu ra , indirizzato e con tro lla to  dalla  R appresen tanza  d ip lo ­
m atica  o  conso lare :
«. svolge o p e ra  d i in form azione, consulenza e  assistenza cu ltu ra le  a 
s tu d e n ti  e s tu d io s i s tran ieri ed  ev en tu a lm en te  ita lian i che, p e r  ragioni d i 
s tu d io , si rech in o  nel Paese dove  ha sede l ’I s t i tu to ;
b. cura  nella p ropria  sede la co stituz ione  e il funzionam enro  della 
b ib lio teca  ed ev en tua lm en te  della  em ero teca, de lla  d iscoteca, d e lla  filmo­
teca, ecc.;
e. organizza e  prom uove corsi d i lingua e  d i cu ltu ra  ita lian a ;
</. organizza  e prom uove conferenze, co n ce rti, spettaco li, m o stre  e ogni 
a ltra  m an ifestaz ione  cu ltu ra le  consona alle p ro p rie  finalità;
e. stab ilisce  e cu ra  perm anenti c o n ta tti con  gli E m i, am bien ti e persone 
tlcl m o n d o  aecadcm ico, le ttera rio , a rtis tico , scientifico  del P aese  dove 
l’I s t i tu to  svolge la p ropria  a ttiv ità ;
/. favorisce la d iffusione del lib ro  ita liano , la sua  traduz ione  in  lìngua 
s tra n ie ra , la pubb licazione  d i s tu d i s tran ie ri su tem i di c u ltu ra  ita liana , 
nonché  la pubb licazione  d i stu d i ita lian i su  tem i dì c u ltu ra  s tran ie ra ; 
g. p ro m u o v e  e  agevola gli scam bi u n iv ers ita ri.
A rt. ) .
L’I s t i tu to  ita lia n o  d i cu ltu ra  p u ò  creare  sezioni in sedi d iv e rse  nello 
ste sso  S ta to  s tra n ie ro  e nella m edesim a sede.
A rt. 4 .
L a D irezione dcH ’Is titu io  ita lian o  d i c u ltu ra  è  affidata al D ire tto re , 
sce lto  a term in i dcH 'art. 15 del T .U . 12 fe b b ra io  1940, n . 7 4 0 , il quale  
p ro v v ed e  a ltresì a d isciplinare e  coo rd inare  l ’a tt iv ità  delle  s in g o le  sezio­
n i.
II  D ire tto re  è  coadiuvato  d a  persona le  in seg n an te  che sia  assegnato  
a l l 'I s t i tu to  in confo rm ità  delle d isposiz ion i c o n te n u te  nel c ita to  T .U .
A rt. 5. , . „  „  .Il personale  d i servizio è assu n to  sul p o sto  in relazione a lle  effettive 
necess ità  d e llT s titu to  e previa au to rizzazione de l M in istero  deg li Affari 
E ste r i.
A rt. 6.
A lla  re trib u z io n e  del D ire tto re  e del p e rso n a le  insegnan te  p rovvede  il 
M in is te ro  degli Affari Esteri a n o rm a del c ita to  T .U . e  successive varia 
/.inni.II pcrSMiulc assunto  sul posto  è re tr ib u i to  sui fondi d c llT s til i ito  in 
m isu ra  non su p e rio re  a quella m edia concessa al personale d ip en d e n te  da 
co rrisp o n d en ti istituz ion i locali, che  esp lich i m ansion i analoghe.
A rt. 7.
Le en tra te  o rd in arie  dcU T stìtu io  ita lian o  d i cu ltu ra  so n o  co stitu ite  
d a ll’an n u o  assegno a carico del b ilan c io  d e llo  S ta to  ita lian o , dag li even ­
tuali co n trib u ti d i a ltri enti o d i p riv a ti, d a lle  q u o te  sociali e dalle 
q u o te  d i iscrizione ai corsi.
A rt. 8.
La gestione  finanziaria ed  econom ìco-patrim oniale  deH 'Istitu to  è affida* 
ta a l D ire tto re  e si svolge so tto  la vigilanza del C apo della  R appresen ­
tanza  d ip lo m atica  o  consolare.
II D ire tto re  d e H 'Is titu to  ha l'obb ligo :
a, d i cu ra re  la tenu ta  degli in v en ta ri e la conservazione d e i m obili cd 
im m o b ili in  d o taz io n e  ed  in uso ;
b, d i p re sen ta re  annualm en te  e n tro  il 15 m aggio alla locale R appre­
s e n ta n z a  d ip lo m atica  o consolare, per il b enesta re  dì com petenza, il bi­
lanc io  d i p rev is io n e  re la tivo  al nuovo  esercizio  decorren te  da l 1* luglio 
successivo ; b ilan c io  che da  p a rte  d e lla  stessa R appresentanza  d e v e  essere 
rim esso  al M in iste ro  degli A ffari E ste ri p e r l ’approvazione e n tro  il ter­
m ine  d e l 31 m aggio;
c, d i p re sen ta re  annualm en te  e n tro  il 31 lu g lio ^ t la  m edesim a R appre ­
sen tan za  d ip lom atica  o  consolare  il co n to  co n su n tiv o  d cU 'u ltim o  eserci­
zio, d e b ita m e n te  docum entato , Il quale  v e r r i  a llegato  alla c o n tab iliti 
de lla  R ap p resen tan za  stessa rife rita  al tr im estre  in  corso.
11 D ire tto re  ha lo b b lig o  a ltre sì di r im e tte re  trim estra lm en te , tram ite 
la R ap p resen tan za  d ip lom atica  o  consolare, al M in istero  degli A ílart E- 
ste ri p e r  l ’approvazione dei co m p e ten ti o rgan i cen tra li, una  relazione 
suH’a t t iv i t i  c u ltu ra le  e d idattica  svo lta .
L 'I s t i tu to  ita lian o  d i cu ltu ra  p u ò  essere au to rizza to  dal M in iste ro  degli '• 
Affari E ste ri a rilasc iare  d ip lom i c h e  a ttc s tin o  alla  fine dei corsi l'acqui- 
sito g ra d o  d i conoscenza della  lingua  e della  c u ltu ra  ita liana,
I d ip lo m i sono  fo rn iti  d a ll 'I s t i tu to ,  su  m odello  app rovato  da l M in iste ­
ro  d eg li A ltari E s te r i.
R om a, Il 24 g iu g n o  1950.
MINISTERO DEGLI AFFARI ESTERI 
CIRCOLARE n. 42, 21 giugno 1955 
Istituti italiani di Cultura. 
Docenti italiani in servizio all’estero
Alte Rappresentarne diplomatiche e consolari
In  considerazione d e ll’im portanza  sem pre m aggiore che assum e l’opera 
dt pen e traz io n e  e di diffusione cu ltu ra le  a ll'es te ro , si ritiene  o ppo rtuno  
ricliiiini.iu* Vattruzinni* delle R appresen tanze  diplom a lid ie  e emistilari 
Sulla nanira , rorgarti/za/iu tn* e le lu n /io n i deg li, fsn m ii Ita lian i di (!ul- 
tu ta , nonché miì rapporti degli Is titu ti m edesim i, del personale  ad essi 
p re p o s to , e de i le tto ri ita liani p resso  U niversità  stran iere  con  le R appre­
sen tan ze  a ll 'e s te ro .
1. L 'I s t i tu to  Ita lian o  di cu ltu ra  ha il c a ra tte re  d t un  ufficio o  agenzia 
c u ltu ra le  p e rm an en te , a con tinuo  co n ta tto  con  i d iversi a m b ie n ti de llo  
S ta to  in  cui ha  sede .
2 . I I  fine c h e  ogni Is t i tu to  d e v e  p ropo rsi è  qu e llo  d i d isp o rre  l ’am ­
b ien te  s tran ie ro  in  cu i opera ad  accogliere favorevo lm en te  (a p roduzione 
e le m an ifestaz ion i della  v ita cu ltu ra le  ita liana  m edian te  u n 'ac c o rta  a tti ­
v ità  d i in fo rm azione, d i organizzazione c  d i  stim o lo  dei ra p p o r ti  e  degli 
scam bi cu ltu ra li. P e r  svolgere ta le  a ttiv ità , c h e  deve  n a tu ra lm en te  far 
co n to  delle  ten d e n ze  e  delle  asp iraz ion i locali, è  necessario che  gli Is t i ­
tu ti godano  d e lla  p iù  am pia au tonom ia , p u r  seguendo com e è  logico 
quegli o rien tam en ti d i m assima c h e  il C apo  d e lla  R app resen tanza  d ip lo ­
m atica fisserà, d ’accordo con q u esto  M in istero , alla loro azione.
3. S ono  a ttr ib u z io n i precipue d e llT s titu to  d i c u ltu ra :
a . s tab ilire  e c u ra re  perm anen ti c o n ta tti  con  gli en ti, am b ien ti c  pe r­
sone d e l m ondo accadem ico, le tte ra rio , a rtis tico , scientifico e cu ltu ra le  
del Paese  dove r i s t i t u i o  svolge la p ropria  a tt iv ità ;
h. cu ra re  nella  p rop ria  sede la co stitu z io n e , il fu nz ionam en to  e l 'ag ­
g io rnam en to  de lla  b ib lio teca , e p o ss ib ilm en te  d i una  em ero teca, d ì una 
d isco teca  e  d i u n a  film oteca;
c. organizzare  o  prom uovere , con mezzi p ro p ri o  per co n to  de lle  com ­
p e te n ti R appresen tanze , conferenze, concerti, spettaco li, p ro iez ion i di 
film*, m ostre  c  ogni altra  m anifestaz ione c u ltu ra le  consona a lle  p rop rie  
finalità, favorendo  a ltresì even tua li analoghe in iz ia tive  d i e n ti  o  p rivati
s tran ie ri;
d. favorire  la d iffusione del lib ro  ita liano , la sua traduz ione  in  lingua 
stran ie ra , la pubb licazione  di stud i s tran ie ri su tem i d i c u ltu ra  ita liana ;
e. svolgere nella  propria  sede o p e ra  dì in fo rm azione , consu lenza  e 
assistenza cu ltu ra le  a s tu d en ti, s tu d io s i, p e rso n e  co lte  stran ie re , c d  even ­
tu a lm en te  ita liane , che  si rechino in  luogo p e r  rag ioni d i s tu d io ;
/ .  e sse re  tram ite  d i scam bi in te lle ttu a li fra  t d u e  Paesi in ogn i cam po 
della c u lru n ;
g. o rganizzare e prom uovere co rsi d i lingua e di cu ltu ra  ita lian a , te ­
nendo sem pre p re sen te  il fa tto  che  lo s tu d io  d e lla  lingua, p e r qualsiasi 
m otivo  in trap reso , ed  anche se non  p o rta to  a te rm in e  co m p iu tam en te , 
costitu isce  p u rtu tta v ia  nella gran m aggioranza  «lei casi la p rim a  form a d ì 
avvic inam ento  a lla  nostra  cu ltu ra . 4
4. L 'I s ti tu to  d i cu ltu ra  si rivolge essen z ia lm en te  agli s tran ie ri c non 
ha co m p iti d ire ttam en te  legati alla v ita  delle  c o lle tt iv ità  ita liane  alIVstc- 
rn; deve  quindi ev ita rsi t<*n ogni cu ra  d ie  v c n g i 'ca m b ia to  pe r una 
sentila u  per un  circo lo  di riun ione  d e i connaz ionali.
Da q u a n to  p recede risulta  anche e v id e n te  com e l 'I s t i tu to  d i cu ltu ra  
non possa che essere alle d ipendenze  d ire tte  del C apo  della R ap p resen ­
tanza D ip lom atica . M quale p e ra ltro  —  nei casi in cui V isti t in o  abbia 
sede in c it tà  d iversa  dalla  cap itale  -  p o trà  affidare  alla A u to rità  conso­
lare com pe ten te  p e r  te rrito rio  il c o m p ito  d i a ss is te re  l 'I s t i tu to  e  o rien ­
tarne  l’azione.
5. A d ir ig e re  gli I s t i tu t i  Ita lian i d i cu ltu ra  sono inv ia ti, in  linea d i 
m assim a, p ro fesso ri u n iv ers ita ri o m ed í ap partenen ti ai ruo li del M in i­
s te ro  della  P ubb lica  Is tru z io n e . Ad essi si richiedono, o ltre  alla p rep ara ­
z ione c u ltu ra le  im plicita ne lla  loro qualifica , buone conoscenze lingu isti­
che , serie capacità  o rgan izza tive  e  q u a lità  personali susce ttib ili di a ttira re  
la sim patia  degli am b ien ti in  cu i o p e ran o . N on  è sem pre necessario che  
si tra tti d i persona lità  ra p p re se n ta tiv e  d e lta  produzione artistica , le t te ra ­
ria , scientifica, ind irizzate  al p rocesso  c rea tivo  ind iv iduale , ma i  in d i­
spensabile  che  sapp iano  co m p ie re  tl lav o ro  d i p reparazione in teso  a p p u n ­
to  a lar conoscere  c a m e tte re  in c o n ta tto  con gli am bien ti locali d e tte  
persona lità .
Perciò , m en tre  vo rranno  assiste re  e  favo rire  in ogni m odo possibile  i 
D ire tto ri d eg li Is t i tu t i ,  a ssicu rando  ai m edesim i in ogni occasione que l 
p o s to  on o rev o le  c que lla  posiz ione  c q ^ h a n n o  d ir itto  per le  funzioni lo ro  
affidate, tu t te  le  R app resen tanze  te rra n n o  p resen te  l ’asso lu ta  necessità d i 
r ife rire  a q u e s to  M in istero  q u e i casi in  cu i essi non  appaiano , per q u a l­
siasi m otivo , a ll'a ltezza  de lla  s ituaz ione.
6. M D ire tto re  d c llT s titu to  I ta lian o  d i cu ltu ra , e  rcsponsauiie  u t trn n  
le al C apo M issione sia ilei fu n z io n am en to  dcU 'Istitu io  che  della gestio ­
ne  am m in is tra tiv a  dei fondi m essi a sua  disposizione (costitu iti dal su s­
sid io  e rogato  d a  questo  M in is te ro  e da  eventuali co n trib u ti o  p roven ti 
locali) anche nel caso che  l 'I s t i t u to  ab b ia  form a m ista «  cioè sia co s titu i­
to  su  base associativa ita lo -stran ie ra .
P e r q u a n to  concerne  il fu n z io n am en to  deH’Is titu to  il D ire tto re  è te n u ­
to  a p re se n ta re  al M in is te ro , p e r  tra m ite  della  com peten te  R appresen ­
tanza , una re laz ione  in iz iale  c o n te n e n te  il program m a ili a ttiv ità  da svol­
g e re  nel co rso  d e ll 'an n o  accadem ico  c d  una  relazione finale sulla a ttiv ità  
e ffe ttiv am en te  svo lta: e n tra m b e  le re laz ion i dovranno fa re  partico larm en ­
te  r ife r im en to  a c iascuno d eg li a rgom en ti d i cu i al p u n to  3 . della p re ­
s e n te  c irco lare .
P e r la g e s tio n e  ilei fonili il D ire tto re  d r i n s t i t u t o  - c h e  avrà rilascia ­
to  a \«m» ie m |'o  -.d <’.,ipo d e lla  r o m p e t rn t r  |(appreseroan /.t regniate ri« c- 
v u t:t del su ss id io  inv ia to  d a  q u e s to  M in is te ro  -  p resen te rà  en tro  il 30 
g iugno  d i c iascun  an p o  u n  re n d ic o n to  d e lle  spese e ffe ttu a te  ne ll'anno  
finanziario  trasco rso  cd  i re la tiv i d o cu m en ti giustificativi (sia p e r  le 
som m e in v ia te  d a  questo  M in is te ro  c h e  p e r  que lle  p roven ien ti da in tro iti 
locali); il 3 0  m arzo  d i c iascun  an n o  p re sen te rà  invece u n  p reven tivo  d i 
spese  per l ’a n n o  finanziario  successivo.
I I  D ire tto re  d e ll 'I s t i tu to  sa rà  in o ltre  in v ita to  dal C apo  M issione ad  
occuparsi d i qualsiasi m an ifestaz ione  c u ltu ra le  che la R appresentanza  in ­
tendesse  p ro m u o v ere , a p re n d e re  p a rte  ai lavori d i com m issioni incarica­
te  de ll 'ap p licaz io n e  o  delta  p rep araz io n e  d i accordi cu ltu ra li, ad esprim e­
re  il p rop rio  avviso circa ra sse g n az io n e  d i b o rse  d i stud io  e  ad  esercitare  
insom m a tu t te  que lle  funzion i che  r ie n tra n o  norm alm en te  nelle  a ttr ib u ­
z ion i di u n  a d d e tto  cu ltu ra le .' . .
L 'a ttiv ità  d e l D ire tto re  d e ll’I s t i tu to  n o n  dov rà  n a tu ra lm en te  in te rfe rire  
co n  quella d e ll 'A d d e tto  S tam p a , in ten d en d o si ben  de lim ita ti i rispe ttiv i 
cam p i d i a z ione , m a in  m ancanza  d i u n  A d d e tto  S tam pa p o trà  essere 
rich ie sto  d i p re s ta re  anche in  ta le  se tto re  la  p ropria  co llaborazione. 7
7 . N elle  sed i o v e  non  esis ta  u n  I s t i tu to  d i C u ltu ra . le R appresen tanze  
d ip lo m a tich e  c  consolari p o tra n n o  va le rsi, p e r  le a ttiv ità  cu ltu ra li, del 
le t to r i  ita lian i in v ia ti da q u e s to  M in is te ro  a p restare  serv izio  presso  
U n ive rsità  s tran ie re .
Si lam m en ta  a tal p ro p o sito  che  tu t t i  i le tto ri inv ia ti a ll 'e s te ro  da  
q u e s to  M in is te ro  ed a p p a rten e n ti ai ru o li sta ta li d eb b o n o  considerarsi 
sem p re  alle d ip en d en ze  delle  R ap p resen tan ze  d ip lom atiche  o  consolari 
co m p e ten ti p e r  territo rio . E ssi n o n  p o tra n n o  qu in d i assum ere  im pegni 
d iv ers i da q u e llo  pe r cui sono  s ta ti  in v ia ti, n é  accettare  da  E n ti  s tran ieri 
n o m in e  valevoli p e r  più ann i, anche  n e llo  s tesso  incarico, senza p reven ­
tiva au to rizzazione di questo  M in is te ro .
I le tto ri in  questione  d e b b o n o  in o ltre  m e tte rs i a d isposiz ione delle  
com p e ten ti R app resen tanze  p e r  tu t t i  q u e i co m p iti che s iano  com patib ili
con te fu ro  norm ali a ttr ib u z io n i. £  in fa tti  topico che  q u esto  M in istero  
ch ieda  a tu t t i  i le tto ri, n o n  m eno che  ai professori u n ivers ita ri ita lian i 
in  servizio  a d 'es te ro  qua li tito la ri d i  c a tte d ra , ai sensi d c ll 'a t t .  15 del 
T .U . 12 feb b ra io  1940, n. 740 , di ad o p era rsi con ogni possib ile  d iligenza 
alla d iffusione  della cu ltu ra  ita liana.
Deve p e ra ltro  evitarsi che  i p ro fesso ri inv ia ti a ll 'e s te ro  si trasfo rm ino  
in funzionari alle d ipendenze delle  R ap p resen tan ze  d ip lom atiche  o conso ­
la ri, tran n e  casi eccezionali sui qua li sia sta ta  rich iam ata  la partico la re  
a tten z io n e  d i questo  M in istero .
8. 1 ra p p o r ti  degli Is t i tu t i  d i cu ltu ra  co n  a ltri E m i ita lian i e  s tran ie ri 
che  a b b ian o  fini com plem entari o  p e r c e r ti  aspe tti analoghi (A ssociazioni 
d i Amici d e ll’I ta lia , C ìrcoli I ta lian i, C o m ita ti della D a n te  A ligh ieri), 
d o v ran n o  essere  im postati in  m odo da. favorire  u n 'a rm o n ica  co llaborazio ­
n e , com e avviene  nel caso d e i corsi d i  lìhgua  ita liana  prom ossi in  n o n  
poche sed i de lla  « D an te  A ligh ieri » , p u r  restando  s ta b il i to  che  l 'E n te  
cu i lo S ta to  affida in m odo p rec ip u o  i com piti d i cu i al p u n to  3 ), è 
l 'I s t i tu to  I ta lian o  d i C u ltu ra .
Si ring raz iano  fin d ’ora tu tte  le R ap p resen tan ze  d ip lo m atich e  e  co n so ­
lari d c lrin tcH ig en te  com prensione  co n  la qua le  v o rran n o  applicare le 
d isposiz ion i d i  cui alla p re sen te  c irco lare , e  si prega d t  v o le r co rtesem en ­
te  p o rta re  a conoscenza degli I s t i tu ti  d i C u ltu ra , dei le tto r i  e  dei p ro fes­
so ri in te re ssa ti le  d isposiz ion i m edesim e. I
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In  considerazione  d e ll im portanza  assu n ta , nel q u a d ro  dei rap p o rti in ­
ternazionali in tra t te n u ti  da l nostro  P aese , d a ll’a tt iv ità  svolta  dagli I s t i tu ­
ti Ita lian i d i  cu ltu ra  q u a li s trum en ti d i coopcrazione cu ltu ra le  fra IT ta lia  
cd i Paesi s tran ie ri nonché  con i g ru p p i etnici e le com unità  ita liane  
a ll’estero , a p p are  o p p o r tu n o  m èglio p recisa re" la  n a tu ra , ì com piti e l ’o r ­
ganizzazione degli I s t i tu t i  stessi, anche alla luce dei risu ltati e degli 
incontri p e r  arce geografiche, svolti nel 1976-1977 ed in considerazione 
del lungo tem p o  trasco rso  dalla c irco lare  del 1955, de lla  m odificazione 
della  d o m an d a  d i in iz ia tiv a  cu ltu ra le  e d e lle  p r io r ità  che si sono a n d a te  
m an ifestando .
Benché g li o r ien ta m e n ti raccolti n e lla  p re sen te  c irco lare  siano g ià  in 
certa  m isu ra  n o ti ed  a ttu a ti ,  p u r  in m ezzo  a m o lte  o b ie ttiv e  difficoltà, è 
sem b ra to  u t i l e  riassum erli qu i in fo rm a sin te tica  e  p iù  organica.
1. L 'I s t i tu to  I ta lia n o  d i cu ltu ra  ha il c a ra tte re  d i un  ufficio c u ltu ra le  
o p e ran te  a lle  d ire t te  d ip en d en ze  d c irA m m in is tra z io n c  degli Affari E s te r i (si vedano a r t .  2  e 58 del D .P .R . 5 g en n a io  1967, n . 18) per l’ad em p i­
m en to  d e lle  finalità  d i  cu i ai successivi paragrafi.
Senza ignorare che — per molti aspetti -  si rende necessaria una 
nuova organica Legge, n e ll 'am b ito  d e lla  legislazione v igente  è  u rg en te  
ribad ire  e p recisa re  a lcun i ob ie ttiv i e  d ire tt iv e  d i fo n d o . £  appena  ne­
cessario co n ferm are  il r if iu to  categorico d i ogni concezione della cu ltu ra  
d irig istica , c e n t r a l i s t i ,  ideo logicam ente  cond iz ionata  e coartata , de lla  
cu ltu ra  di S ta to . N e d e riv a  che, nel m e to d o  e ne lla  pra tica  della lib e rtà  
e del p lu ra lism o  d e lle  in iz iative, vanno  am p liam en te  incoraggiate tu tte  
que lle  esp ression i c u ltu ra li che non co n trad d ico n o  alla esigenza d i coe ­
renza con  g li o b ie ttiv i d ich ia ra ti da lla  n o s tr i  p o litica  e stera , d i cu i gli
Is t i tu t i  d i c u ltu ta  sono  m om ento  ufficiale e alla esigenza di co rre ttezza  
nei nostri rap p o rti con  Ì Paesi di acc red itam en to .
2, F ine  specifico d ì (igni Is titu to  di cu ltu ra  è q u e llo  di pru|x>rre c di 
far cunosccrc le m anifestaz ion i e gli a sp e tti p iù  significativ i della cu ltu ra  
italiana con p a rtico la re  riguardo  a ciucila co n tem p o ran ea , alla vita ed alla 
p roposta  c u ltu ra le  so d a le , civile, d e ll 'I ta l ia  di oggi, ne lla  sua pici am pia 
accezione c nelle  sue m oltep lic i m anifestazion i (cu ltu ra  um anistica, p ro ­
blem i della  società , scienze, tecnica, a r ti , p ro d o tti de lla  cu ltu ra , c inem a, 
mezzi d i in fo rm az ione , ccc.), m edian te  una o p p o rtu n a  a ttiv ità  di c o n ta tti , 
d i in fo rm azione  e d i organizzazione d i rap p o rti c scam bi cu ltu ra li; in 
q u esto  q u a d ro  è  im p o rta n te  sv iluppare  un a  m etodo log ia  e una co n tin u ità  
d i rappo rti con  la c u ltu ra  dei singoli Paesi, che ten d a  non sem plicem en ­
te  alla d iffu sione  della  nostra  cu ltu ra  m a al d ia logo  e  al reciproco a rric ­
ch im en to  d i conoscenza e  d i apporti.
C u ltu ra  c  lingua d iv en g o n o  cosi m o m en ti ed  esp ressio n i d i una a m en  
tica com unicazione tra  i popo li; l 'I s t i tu to  d i c u ltu ra  d iv iene  anche e le ­
m en to  d i co llegam en to  c  d i trasm issione tra  la n o s tra  co lle ttiv ità  c  quel-* 
la  dei paesi o sp itan ti, nonché  artefice d i  un c o r re t to  processo d i in te ­
grazione cu ltu ra le .
N ello svo lgere  ta le  a ttiv ità  clic sì rivo lge  is titu z io n a lm en te  al Paese 
s tran ie ro  senza tu tta v ia  so tto v a lu ta re  la d o m an d a  p roven ien te  oggi 
dalle  c o lle ttiv ità  di o rig in e  ita liana in esso  p re sen ti c  con la lo ro  p iù  
m atu ra  p a rtec ipazione , l 'I s t i tu to  d i c u ltu ra  -  p u r  d o ta to  d i am pia a u to ­
nom ia -  si a tte rrà  alle  d isposizioni d i m assim a im p a rtite , d i co n ce rto  
con il M in is te ro  degli A ffari E steri, d aU 'au to rttà  d ip lom atica .
n i:
a, s ta b il ire  e  c u ra re  perm anen ti c o n ta tti  con  gli e n ti, am bienti e  per­
sone d e l m ondo  accadem ico, le tte ra r io , a rtis tico , scientifico e  in  genere 
cu ltu ra le  del paese do v e  l 'I s ti tu to  svolge la p ro p ria  a ttiv ità , con a tten ­
zione a lle  esigenze d i non  lim itarsi ad un ra p p o rto  con le c litcs , pur 
qua lifican ti, ina c ercando  di risp o n d ere  positiv am en te  alla  crescente  do ­
m anda c u ltu ra le  che  investe  le co m u n ità  locali e  n o n  solo i c en tri mag­
giori;
b. p ro v v ed ere  a d a r  v ita , ad organizzare  o  co n tr ib u ire  a realizzare le 
in iz ia tive  e  le m an ife staz ion i che rispondono  a lla  r ich iesta  d i prom ozione 
cu ltu ra le  d e lla  co lle ttiv ità  ita liana n il'e stcro  e  ciò  p e r  quan to  a tt ien e  sia 
alle lo ro  cond iz ion i ed  esigenze socio-culturali ne l rap p o rto  con il Paese 
di im m igrazione, sia  ai collegam enti con la P a tr ia  d i orig ine; sem bra 
necessario  in  p ro p o s ito  rilevare che ta li o b ic ttiv i ed  esigenze d i in te rv en ­
to  c u ltu ra le  vengono  in  luce su  rich iesta  dei n a tu ra liz za ti o  degli o riund i 
d i seconda, terza, q u a r ta  generazione o ltre  che  dei c ittad in i di passapo rto  
ita liano ; cu ltu ra  e lingua , in tese anche in q u este  ipo tesi come espressioni 
di una  au ten tic a  com unicazione tra  i popo li, d e b b o n o  dar luogo  ad
in iz iative  a p e rte , ta li  d a  essere  e lem en to  d i legam e tra  le nostre  co lle tti­
v ità  ed  i p aesi o s p ita n ti ;
c. seg u ire , c o o rd in a re , sostenere  c d  o rien ta re , d 'acco rd o  con il M .A .E . 
c la rap p re se n tan z a  d ip lo m a tica , le in iz ia tive  c u ltu ra li  assunte da lle  Re­
gioni, C o m u n i, E n ti  e  Fondazioni ita lian e , che r ie n tr in o  nel q u ad ro  della  
p iù  o rgan ica  azione d i co llegam ento  delle  in iz ia tive  d i cui sarà da ta  
tem pestiva  no tiz ia;
d. te n u ta  p re sen te  la conoscenza d e lla  lingua , q u a le  tram ite  c u ltu ra le  
p riv ileg ia to , o rgan izzare  e  p rom uovere  a ir in te rn o  e  a ll 'e s te rn o  d e ll 'I s t i tu ­
to  corsi d i  lingua  i ta lia n a  cu rando  che  ta le  in seg n am en to  venga im p a rtito  
secondo ì m eto d i p iu  agg io rnati d e lla  d id a tt ic a  e  d e lla  linguistica m oder­
ne. T ale  in seg n am en to , laddove  n o n  e s is tan o  i co rsi d i ita liano  p e r  i figli 
degli em ig ran ti e le  scuole  ita liane  a ll 'e s te ro  c co m u n q u e  in form a non 
dup lica tiva  né  so s titu tiv a  delle  in iz ia tive  p rev is te  da lla  legge 3 m arzo 
1971 n . 133 , dovrà  e sse re  ind irizzato  o l tr e  che a lla  popolazione locale, ai 
connaz ionali e  ai lo ro  tigli e alle lo ro  generazion i d ì o rig ine  ita liana  
p a rtico la rm en te  d e s id ero se  d i conservare  e a p p ro fo n d ire  la conoscenza 
della  lìn g u a  e  della  c u ltu ra  ita liana  e  d i  ra p p re se n ta re  il n a tu ra le  tram ite  
d e l d ia logo  cu ltu ra le  t ra  i popoli;
e. c u ra re  nella  p ro p r ia  sede la co s titu z io n e , il fu nz ionam en to  e  l’og- 
g io rn am en to  della  b ib lio teca  e . ove  possib ile , d i u n a  film oteca, d i una  
discoteca, d i  una  em ero teca , d i una  d iapo rcca  e  d i a ltr i  sussidi au d io v i­
sivi m o d ern i;
/ .  o rgan izza re  c p ro m u o v ere  pro iezion i c inem atografiche, m ostre , con ­
ferenze, co n ce rti d i specifico in te resse  per il P aese  o sp itan te  ed  ogni 
a ltra  m an ifestaz ione  c u ltu ra le  consona a lte  p ro p rie  finalità  e tesa a so tto - 
lineare  la c o n tin u ità  d e lla  trad iz ione c u ltu ra le  ita lia n a  favorendo a ltresì 
ev en tua li..analoghe  in iz ia tiv e  d i en ti o  p rivati s tra n ie r i .
Sem bra  in  p ro p o sito  o p p o rtu n o  -  q u a n d o  c iò  è  possib ile  -  p o rta re  
le m an ifestaz ion i fuo ri d a lle  p rop rie  sed i, p re se n ta n d o le  com e p ro p o s te  o 
occasioni d i  in co n tro  e  d i co lloquio , in  co llabo raz ione  con le a u to rità  
locali e c o n  gli am b ien ti specializzati, so llec ita ti v o lta  per vo lta  a p a r te ­
c ipare alla realizzazione d e lle  in iz iative. Cosi u n  p u b b lico  sem pre  p iù  
vasto  e  q u a lifica to  sa rà  il tram ite  di u n  a ttiv o  sv ilu p p o  d i conoscenza e 
d i acqu isiz ione  e scam b io  dì c o n tr ib u ti e  d i v a lo ri che  realizzano  la 
m oderna  in te g ra z io n e  d e lla  cu ltu ra ;
g. p ro m u o v ere  la d e lu s io n e  del lib ro  ita lian o , la  sua traduz ione  in 
lingua s tra n ie ra , la p u bb licazione  d i s tu d i s tra n ie r i  su  tem i d i cu ltu ra  
ita liana , n o n ch é  d i s tu d i su  a ttiv ità  cu ltu ra li c  p resen ze  ita liane  che  si 
sono  svo lte  nel paese in  cu i gli I s t i tu ti  o p e ran o , ce rcan d o  d i in d iv id u a re  
i m otivi p iù  veri d i legam e tra  le d u e  cu ltu re ;
b. svolgere nella p ro p r ia  sede o pe ra  d i in fo rm az io n e , consulenza cd  
assistenza c u ltu ra le  a s tu d e n ti  e stud io si s tran ie ri o  ita lian i, che ris ied a ­
no in  luogo  o  si rech in o  in  Ita lia  p e r  ragioni d i  s tu d io ;
i. co s titu ire  il n a tu ra le  tram ite  d i scam b i' fra  i d u e  Paesi in  ogni 
cam po  delta  c u ltu ra  con  partico la re  rife rim en to  al s e tto re  della  coopera*
3. L'Istituto di cultura esercita in modo specifico le seguenti funzio-
r io n e  scientifica. A tal (ine pii I s t i tu ti  m an terranno  stre tti  collegam enti 
con  pii a d d e tti  scientifici laddove  essi operano  e ne s v o le ra n n o  d ire t ta ­
m en te  i co m p iti -  d ’accordo con le rappresen tanze  d ip lom atiche -  ove 
e finché n o n  si siano in loco addetti scientifici.
4. Il D ire tto re  d e ll’Is t i tu to  d i cu ltu ra  sovrain tende al personale a d d e t­
to  a i r i s t i tu to  e d irige le a ttiv ità  cu ltu ra li e l'am m inistrazione dello s te s ­
so . In o ltre  è inv ita to  dal cap o  m issione a prendere pa rte  ai lavori di 
com m ission i incaricate d e ll’applicazione o  delta preparazione di accordi 
c u ltu ra li, ad esprim ere  il p ro p rio  avviso circa l’assegnazione di borse di 
s tu d io , e ad esercitare  in g en ere  le funzioni che rien trano  nelle a ttr ib u ­
z ion i d e ll 'a d d e tto  cu ltu ra le .
Egli è responsab ile  di fro n te  al C apo  M issione sia del funzionam ento  
d c H 'Is titu to  che della gestione  am m in is tra tiva  dei fondi messi a sua 
d isposiz ione  co stitu iti dal c o n tr ib u to  e rogato  da questo  M inistero  e da 
ev en tu a li c o n tr ib u ti  o p roven ti locali.
P e r la gestione  d i tali fondi il D ire tto re  d c ir is t i tm n  -  che avrà 
rilasc iato  a suo  tem po al C apo  della co m p e ten te  rappresen tanza  regolare 
ricev u ta  de l c o n tr ib u to  inv ia to  da q u e s to  M in istero  -  è tenu to  a p re ­
se n ta re  e n tro  la fine di febb raio  di c iascun anno un  rend icon to  delle 
spese  e ffe ttu a te  n e ll’anno finanziario  p receden te  ed i re la tiv i docum enti 
g iustificativ i sia per le som m e inv ia te  da  q u esto  M inistero  che per quelle  
p ro v en ien ti d a  in tro iti locali; il 30 o tto b re  di ciascun anno  e tenu to  a 
p re sen ta re  invece un  p reven tivo  spese p e r l’anno finanziario successi­
vo .
II D ire tto re  b ten u to  ad inv iare  al M in istero , per il tram ite  della  
co m p e ten te  rappresen tanza  -  che  vorrà fo rm ulare  le p ro p rie  valutazioni 
in  m erito  -  una  relazione in iz iale  co n te n e n te  il program m a da svolgere 
n e l corso d e ll 'an n o  ed  u n a  relazione finale su ll’a ttiv ità  effettivam ente  
sv o lta .
E n tra m b e  le  relazioni d ev o n o  fare partico la rm en te  rife rim en to  a cia­
scu n o  degli a rgom enti d f  etti al parag rafo  3. della p re sen te  circolare.
3 . N elle  sed i ove non esista  un  I s t i tu to  di cu ltu ra , Ì Capi delle  
rap p re se n tan z e  d ip lom atiche-consolari ita lian e  te rrito ria lm en te  com peten ti 
h a n n o  la faco ltà  di avvalersi, p e r  l ’e sp le tam en to  delle a tt iv ità  cu ltu ra li d i 
cu i ai p receden ti paragrafi 2. e 3., d i le tto r i italiani in servizio  presso 
U n iv e rsità  s tra n ie re  com prese  ne llo  s tesso  am bito  te rrito ria le .
N e ll’ad em p im en to  delle  re la tiv e  funzion i, d e tti  letto ri (com e ogni a ltro  
le t to re  e p ro fesso re  ita liano  in v ia to  in  serv izio  all’estero ) operano  alle  
d ip en d en ze  de i capi delle  ra p p resen tan ze  ita liane; e a ta l fine; devono  
a sten e rsi da lt 'a ssu m ere  -  senza  p reven tiva  autorizzazione di questo  M i­
n is te ro  -  im pegn i d i n a tu ra  a  d i d u ra ta  d iversa  da quella  cu t sono s ta ti 
in iz ia lm en te  d e s tin a ti.
6 . Ferm i re s tan d o  gli specifici com p iti istituz ionali che  la Legge affida 
in  m odo p rec ip u o  agli I s t i tu t i  Ita lian i d i cu ltu ra , i ra p p o r ti  rra d e tt i
i s t i tu t i  e gli a ltri en ti ita liani o s tran ie ri che  abbiano  finalità  ed e sp le ti­
n o  a ttiv ità  analoghe o  com plem entari (com e C en tri di S tu d io  e d i R ice r­
ca snd 'em ig razionc  ita liana, i C en tri e le Fondazioni c u ltu ra li dei vari 
g ru p p i e tn ic i, Ì C om ita ti de lla  * D an te  A ligh ie ri », le A ssociazioni * A* 
m ici d 'I ta l ia  ». i C ircoli ita lian i, ecc.) d e v o n o  essere im p o s ta ti in m odo 
da  favorire  un a  arm onica co opcrazione , con  speciale rig u ard o  all in se ­
g nam en to  cd  alla diffusione d e lla  lingua e de lla  cu ltu ra  ita lian a  c al suo 
ruo lo  ne! d ia logò  tra i popo li.
Le R app resen tanze  d ip lom atiche  c conso lari sono p regate  d i voler co r ­
tesem en te  p o rta re  a conoscenza degli I s t i tu t i  di cu ltu ra , de l lo ro  perso ­
nale  e dei le tto r i, le d isposiz ion i de lla  p re se n te  circolare.
I l Potintegretario di Stato
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Ar t . 1.
(Principi generali).
La cooperazione culturale costituisce 
strumento fondamentale di comprensio­
ne e solidarietà tra l'Italia e gli altri pae­
si, sulla base dei princìpi stabiliti dalle 
Nazioni Unite e dal Trattato di Helsinki.
La cooperazione culturale perseguita 
daH’Italia nella molteplicità delle sedi -  
bilaterali e multilaterali -  e nella utiliz­
zazione delle diverse opportunità offerte 
sia dal patrimonio culturale nazionale 
sia dallo sviluppo contemporaneo delle 
conoscenze, sì fonda sulla affermazione 
degli scambi paritari fra tutti i paesi del 
mondo.
Art. 2.
(Realizzazione normativa delle finalità).
L'Italia aderisce e -  nell’ambito delle 
possibilità -  promuove iniziative e pro­
getti finalizzati alla cooperazione cultu­
rale da parte di organismi, enti, associa­
zioni a carattere internazionalistico.
L’Italia persegue la definizione di ac­
cordi bilaterali e -  laddove se ne ravvisi 
l'opportunità -  di accordi multilaterali di 
reciproca cooperazione culturale con gli 
altri paesi e con aree significative del 
mondo attuale, anche tenendo in partico­
lare considerazione i paesi in via di svi­
luppo e le realtà caratterizzate dalla pre­
senza della emigrazione italiana.
Art. 3.
(Organizzazione delle iniziative).
Per realizzare gli obiettivi generali il 
Governo italiano organizza -  oltre alla
presenza negli organismi internazionali -  
strumenti autonomi di coordinamento, 
elaborazione, intervento atti a promuo­
vere e favorire la partecipazione ai pro­
grammi di cooperazione sia dei diversi 
momenti istituzionali nazionali a carat­
tere pubblico sia dei diversi enti ed attivi­
tà espressioni del settore privato, al fine 
di garantire una programmazione quali­
ficata ed una funzionalità produttiva alle 
diverse iniziative.
Ar t . 4.
i Responsabilità istituzionale).
La responsabilità del coordinamento e 
della gestione delle iniziative per la coo­
perazione culturale dell'Italia con gli al­
tri paesi, è assegnata al Ministero degli 
affari esteri, in un quadro di partecipa­
zione paritaria e pluralistica degli altri 
soggetti interessati o da coinvolgere nella 
cooperazione stessa ed in una dimensione 
strutturale ed organizzativa opportuna­
mente ordinata, di cui ai successivi arti­
coli della presente legge.
Art. 5.
(Istituzione del dipartimento).
Per raggiungere le finalità di cui al 
titolo I della presente legge, viene istitui­
to airintem o della direzione generale per 
le relazioni culturali del Ministero degli 
affari esteri un Dipartimento per la coo­
perazione culturale, articolato in uffici 
centrali dotati della indispensabile strut­
tura tecnico-operativa ed in enti decen­
trati operanti all'estero denominati Isti­
tuti italiani di cultura.
Art. 6.
(Istituzione della Commissione 
* per la cooperazione culturale).
Nellambito del Dipartimento di cui 
all'articolo 5 è costituita una Commissio­
ne per la cooperazione culturale, compo­
sta da:
a) il d ire tto re  generale  p e r le re la­
zioni c u ltu ra li  del M inistero  degli affari 
esteri;
b) un  rap p resen tan te  del Consiglio 
nazionale delle ricerche;
c) tre  rap p re se n ta n ti delle  universi­
tà  d esig n ati dai M inistro  d e lla  pubblica 
istruzione su  indicazione del Consiglio 
u n iv ers ita rio  nazionale;
d) c in q u e  personalità  c u ltu ra li desi- 
gnati dal P residente del C onsiglio dei m i­
n istri;
e) tre  rap p resen tan ti delle regioni e 
dei com uni;
f) tre  rap p resen tan ti delle organiz­
zazioni s in d aca li m agg io rm en te  rap p re ­
sen tative;
g) due rap p resen tan ti delle associa­
zioni della em igrazione ita lia n a  m aggior­
m en te  rapp resen ta tive ;
h ) un  ra p p re se n ta n te  della  RAI-TV;
i) un  ra p p rese n ta n te  dell'A ccadem ia 
dei L incei;
l) un ra p p re se n ta n te  d e lla  Biennale 
di Venezia;
m) un  ra p p resen tan te  della  Biennale 
di M ilano;
tt) un rap p resen tan te  della  Qua­
d rien n a le  di Rom a.
Art. 7.
{Compiti della Com m issione).
La C om m issione p e r  la cooperazione 
cu ltu ra le , d i cui al p receden te  articolo, 
ha il com pito  di:
a,) e lab o ra re  le d ire ttiv e  fondam en­
tali e defin ire gli o rien tam en ti generali 
per la  cooperazionc cu ltu ra le , scientifica 
e tecnica:
b) verificare lo s ta to  di a ttuazione 
degli indirizzi di cui a lla  le tte ra  prece­
dente e prom uovere le m isure even tual­
m ente occorren ti per sv ilupparli;
ci approvare la relazione annuale 
contenente le direttive programmatiche 
previsionali e l'esame dei programmi 
precedenti attuati, da inviare al Parla­
mento per la valutazione ed il controllo.
Art. 8.
{Lavori della Com m issione).
La Commissione per la cooperazione 
culturale dura in carica tre anni: essa si - 
riunisce almeno- tre volte l'anno con la 
presidenza del Ministro degli affari esteri 
o del Sottosegretario da lui delegato. Le 
funzioni di segretario Mino svolte dal re­
sponsabile dei Dipai tímenlo della eoo inf­
razione culturale. Ai lavori della Com­
missione possono essere invitati esperti 
1 ed operatori culturali competenti su par­
ticolari tematiche poste in discussione, 
secondo le modalità di cui ai successivi 
articoli.
Art. 9.
(Ufficio di segreteria permanente 
della Commissione).
Al fine di assicurare la continuità delle 
funzioni e la preparazione delle riunioni 
plenarie, nonché per consentire la parte­
cipazione degli esperti di cui a M'articolo ; 
8 è istituito, all'interno del Dipartimento j 
per la coopcrazione culturale un Ufficio 
di segreteria permanente della Commis­
sione. Tale Ufficio assicura il collegamen­
to con il Comitato di coordinamento di 
cui all'articolo 10 e con gli altr; uffici, 
centrali e periferici, del Dipartimento.
Art. 10.
(Comitato di coordinamento).
Ai sensi dell'articolo 17 del decreto del 
Presidente della Repubblica 5 gennaio 
1967, n. 18. e al fine di provvedere al 
coordinamento delle iniziative di coope­
razione culturale assume dalle Ammini­
strazioni pubbliche e dalle associazioni
private, è istituito un Comitato di coordi­
namento presieduto dal direttore del Di­
partimento per la cooperazione e compo­
sto da: '
ai un funzionano della Presidenza 
del Consiglio dei ministri:
b) i direttori generali competenti 
per settore rispettivamente per il Mini­
stero dei beni culturali, della pubblica 
istruzione, del turismo e spettacolo, della 
sanità, della ricerca scientifica, del com­
mercio con l’estero;
c) due diplomatici di carriera:
d) uv direttori di Istituti di cultura:





Il Comitato di coordinamento, ne) 
quadro degli indirizzi approvati dalla 
Commissione di cui aU'artìcolo 6.
a) individua le priorità e l'organiz­
zazione degli interventi per aree geografi­
che e stabilisce la ripartizione di massi­
ma delle disponibilità finanziarie:
b) coordina le iniziative di program­
mazione culturale articolandone le speci­
ficità;
c) promuove l'intesa e rarmonizza- 
zione con iniziative di enti privati ope­
ranti autonomamente nel settore:
d) coordina la partecipazione italia­
na ad enti ed organismi intemazionali 
operanti nel settore della cooperazione 
culturale. Il







Il Dipartimento per la cooperazione 
culturale di cui al precedente articolo 5 
costituisce l'organo operativo per il coor­
dinamento e la realizzazione delle inizia­
tive di cooperazione culturale con l'este­
ro.. Ad esso è preposto un Ministro pleni­
potenziario di prima classe. Esso è dotato 
di autonomia operativa, nel quadro ’degli 
orientamenti generali formulati dalla 
Commissione per la cooperazione cultu­
rale, e di autonomia finanziaria nella ge­
stione dei fondi attribuiti alla coopera­
zione culturale in un'apposita voce di 
spesa del bilancio del Ministero degli af­
fari esteri.
Art . 13.
(Attività del Dipartimento 
per la cooperazione culturale).
Gli uffici centrali del Dipartimento 
per la cooperazione, il cui ordinamento è 
stabilito con decreto del Ministero degli 
affari esteri nei modi previsti dall'artico­
lo 25 del decreto del Presidente della Re­
pubblica 5 gennaio 1967, n. 18, devono 
soddisfare ai seguenti compiti:^ 1
a) curare la raccolta e la memorizza­
zione dei dati relativi alla situazione, alla 
evoluzione ed alla produzione della cul­
tura italiana nei suoi vari settori, avva­
lendosi in questo della collaborazione de­
gli esperti di cui ai successivi articoli;
b) curare la raccolta e la memorizza­
zione dei dati relativi alla evoluzione del­
le culture straniere, delle richieste di col­
laborazione e scambio in esse evidenzia­
tesi, delle eventuali convergenze con te­
matiche sviluppate in Italia, avvalendosi
in questo della collaborazione degli isti* 
luti di cultura esistenti nei vari paesi 
stranieri;
c) agevolare, al fine di facilitare l'au­
tonoma elaborazione - di organici pro­
grammi di cooperazione culturale, l'ac­
cesso ai dati di cui alla lettera b), da parte 
di enti ed istituzioni culturali italiani 
nonché, tramite gli Istituti italiani di cul­
tura, da pane di enti ed istituzioni cultu-
- rali stranieri;
d) coordinare gii specifici program­
mi operativi risultanti dalle concrete pro­
poste di iniziativa autonomamente for­
mulate da enti ed istituzioni culturali 
italiani e stranieri, tenendo conto degli 
orientamenti di massimar formulati dalla 
Commissione per la cooperazione cultu­
rale. delle possibilità di collaborazione 
emerse dai lavori del Comitato di coordi­
namento, delle eventuali facilitazioni of­
ferte dagli accordi bilaterali o multilate­
rali sottoscritti dal Mi alia.
Art. 14.
(Istituti italiani di cultura).
Gli enti periferici del Dipartimento 
per la cooperazione culturale situati in 
paesi stranieri e denominati Istituti ita­
liani di cultura si configurano principal­
mente come agenzie culturali italiane al­
l’estero, dotate di autonomia sotto la tu­
tela del Ministero degli affari esteri. In 
quanto tali gli Istituti possono eventual­
mente dotarsi di un proprio statuto ade­
guato alle particolàri esigenze locali, che 
dovrà essere sottoposto all’approvazione 
della Commissione per la cooperazione 
culturale e costituire oggetto di apposito 
decreto del Ministero degli affari esteri.
Gli Istituti italiani di cultura hanno lo 
scopo precipuo di:
a) stabilire e mantenere contatti con 
enti, ambienti e personalità del mondo 
accademico, letterario, artistico, scienti­
fico e culturale dei paesi ospitanti al fine 
di poter elaborare e documentare dati 
aggiornati sull'evoluzione delle culture
straniere, facendo emergere ogni possibi­
le convergenza con tematiche proprie al­
la cultura italiana;
b) proporre e far conoscere gii aspet­
ti più significativi della produzione cul­
turale italiana allo scopo di suscitare nei 
paesi stranieri proposte di scambio e di ‘ 
collaborazione;
c) fornire localmente ogni opportu­
na assistenza tecnico-organizzativa a ini­
ziative di cooperazione culturale promos­
se da enti ed istituzioni italiane nonché, 
in fase progettuale, consulenza ad enti od 
operatori culturali italiani e stranieri per 
la predisposizione di progetti di coopera­
zione culturale;
d) incoraggiare e promuovere inizia­
tive che contribuiscano al progresso cul­
turale delle collettività italiane all'estero, 
sia nei rapporti socio-culturali con i paesi 
di emigrazione, sia nei rapporti col paese 
d'origine;
e) fornire ai pn»grammi operativi di 
cui al paragrafo precedente la necessaria 
assistenza tecnica in fase di progettazio­
ne e di realizzazione, sia centralmente -  , 
grazie al coordinamento degli oneri sotto
il profilo organizzativo e finanziario — sia 
localmente grazie alla collaborazione de­
gli Istituti italiani di cultura e a quella di 




Per corrispondere. pienamente-alle lo­
ro funzioni di agenzie culturali italiane 
all'estero, gli Istituti di cultura italiani 
debbono disporre di:
a) una biblioteca con annessi servizi 
di emeroteca, discoteca, cineteca dotata 
dei vari sistemi audiovisivi;
b) un servizio documentazione atto 
a soddisfare, ai suoi vari livelli, la do­
manda informativa concernente l'Italia 
nel paese ospitante, nonché a fornire ope-
ra di assistenza  e consulenza a  studenti, 
studiosi, g io rna lis ti, ricerca to ri ed opera­
tori cu ltu ra li ita lian i e s tran ie ri:
c) s tru ttu re  adeguate  (sale esposizio­
ni, sale di riun ione, a ttrezza tu re  per 
proiezioni c inem atografiche e video) atte  
a consentire  p resen tazion i e illustrazioni 
;ig!i am b ien ti s tran ie ri in teressati della 
produzione cu ltu ra le  ita liana nei suoi va­
ri setto ri.
Art. 16.
(A ttività degli Istituti).
Gli Is titu ti ita lian i di cu ltu ra , nell'as­
solvim ento d e lla  loro funzione di agenzie 
cu ltura li ita lian e  a ll'e ste ro , possono o r­
ganizzare e prom uovere corsi di lingua e 
cu ltu ra  ita lia n a  secondo i p iù  aggiornati 
m etodi della  linguistica e della d ida ttica  
m oderne, rilasc iando  a tte s ta ti  e, nei casi 




Con decreto del Ministro degli affari 
esteri, di concerto con il Ministro del te­
soro, previa consultazione della Commis­
sione per la cooperaziotìe ‘culturale che 
esprime in merito motivato parere, viene 
stabilito con congruo anticipo sulla data 
di inizio di ogni anno di attività, il piano 
globale di istituzione di Istituti italiani di 
cultura o di sezioni distaccate degli stessi 
nonché il numero dei relativi posti in 
organico. Nell'ambito di tale piano il Mi­
nistro degli affari esteri con proprio de­
creto procede alla istituzione, od even­
tualmente soppressione, di istituti o di 
sezioni distaccate degli stessi.
Art. 18.
(Entrate degli Istituti).
Le entrate degli Istituti di cultura so­
no costituite:
a) da un co n trib u to  base annuo a 
ca rico  dello S ta to , da im p u ta re  ad  un 
ap posito  capito lo  del b ilancio  della spesa 
del M inistero degli affari esteri, calcolalo 
in base alle esigenze operative  dei singoli 
Is titu ti;
b) da eventuali p roventi di corsi di 
lingua od analoghe a ttiv ità ;
c) dagli eventuali contributi straor­
dinari dello Stato, di cuti pubblio o pri­
vati o di altri soggetti;
d) da lasciti, donazioni, quote asso­
c ia tive , a ltre  lib era lità .
Le en tra te  di cui sopra devono essere 
in teg ra lm en te  im pegnate  p e r . le spese re ­
lative a ll 'a ttiv ità  is tituz iona le .
Art. 19.
(Gestione am m inistrativa).
La gestione amministrativa delle en­
trate e delle spese di cui al precedente 
articolo si svolge secondo le disposizioni 
della legge 25 novembre 1971, n. 1041, 
per quanto non previsto dalla presente 
legge.
Limitatamente alla stipulazione di 
convenzioni o contratti con soggetti 
estranei allamministrazione dello Stato, 
gli Istituti italiani di cultura sono auto­
rizzati a derogare dalle disposizioni vi­




Gli Istituti italiani di cultura devono 
presentare annualmente, nei termini che 
verranno indicati, un bilancio preventivo 
ed un rendiconto consuntivo che, tra­
smessi ai Ministero degli affari esteri so­
no soggetti al controllo della Ragioneria 
generale e della Corte dei conti. I due 
predetti enti hanno la facoltà di disporre 
gli accertamenti diretti che ritengono ne­
cessari.
Art. 2!.
(Istituti e rappresentanze 
istituzionali aliestero).
L'attività degli Istituti italiani di cul­
tura si giova, nella sua autonomia di ogni 
aiuto ed assistenza da parte delle rappre­
sentanze diplomatiche italiane territo­
rialmente competenti.
Ogni eventuale divergenza in merito a 
iniziative di cooperazione culturale o al- 
l’impostazione delle stesse è esaminata e 
risolta, su richiesta del responsabile della 
rappresentanza diplomatica o del diret­
tore dell'Istituto di cultura, da un ufficio 
ispettivo costituito aH'intemo del Dipar-' 
timento e composto da due membri desi­
gnati, tra i propri componenti, dalla 
Commissione di cui all’articolo 6 e dal 
direttore del Dipartimento per la coope­
razione culturale o da un suo delegato.
Art. 22.
(Esperti).
Gli uffici centrali e gli enti periferici 
del Dipartimento per la cooperazione 
culturale si avvalgono, nell'espletamento 
dei loro compiti, della consulenza e della 
continuativa collaborazione di esperti 
designati annualmente dalla Commissio­
ne per la cooperazione culturale in con­
formità a quanto previsto all'articolo 8. 




Gli esperti, di cui al precedente artico­
lo, sono incaricati, ciascuno per il settore 
di sua competenza:
a) di assicurare, per diretta collabo- 
razione o facendo ricorso a collaboratori 
esterni o ad enti ed istituzioni di cui le- 
sperto stesso garantisca la competenza.
regolari informazioni documentate e ag­
giornate dei risultati acquisiti o in via di 
acquisizione nei vari settori della produ­
zione culturale italiana. Tale qualificata 
opera è remunerata dal Ministero degli 
affari esteri mediante contratti di diritto 
privato a tempo determinato a titolo di 
consulenza con singoli specialisti o me­
diante convenzioni con enti od istituti 
dotati di personalità giuridica;
b) di fornire, su richiesta degli uffici 
centrali o degli enti periferici del Diparti­
mento per la cooperazione culturale con 
l'estero, ogni consulenza atta a favorire la 
realizzazione di singole iniziative, parte­
cipando personalmente o facendosi rap­
presentare da specialisti di propria fidu­
cia a riunioni programmate dal Diparti­
mento sia in Italia che all'estero ;
c) di effettuare personalmente o di 
designare specialisti dì propria fiducia 
per l'effettuazione di missioni all'estero 
finalizzate a prestare in loco, agli Istituti 
italiani di cultura, assistenza e collabora­
zione per consolidare la rete di rapporti 
con specialisti stranieri per la messa a 






Il personale degli uffici cen tra li e degli 
en ti periferici del D ipartim en to  p e r  la 
cooperazione cu ltu ra le  è in q u ad ra to  nei 
ruo li del M inistero  degli affari este ri. Es­
so si com pone di personale d irettivo  c di 
im piegati am m in is tra tiv i di concetto , 
esecutivi ed  ausiliari.
Art. 25.
(Assunzione a lt  estero di personale locale).
Solo in v ia eccezionale e p e r sopperire  
a  p a r tic o la ri esigenze di servizio gli en ti
periferici del Dipartimento per la coope­
razione culturale possono assumere per­
sonale locale con contratto di diritto pri­
vato purché nei limiti delle disponibilità 
di bilancio, e comunque uniformando gli 
atti a criteri rigorosi di accertamento del 
merito e della qualificazione.
Art. 26.
(Ruolo del personale).
Il personale direttivo di cui al prece­
dente articolo 24 è inquadrato in seno al 
Ministero degli affari esteri in una appo­
sita carriera culturale cui si accede me­
diante concorso. A tale concorso sono am­
messi i cittadini italiani che abbiano i 
requisiti previsti dalle norme generali 




Il Ministero degli affari esteri bandi­
sce, di regola annualmente, il concorso di 
cui al precedente articolo, specificando le 
modalità cd i termini della presentazione 
delle domande e della documentazione e, 
su proposta della Commissione di cui al­
l'articolo 6, determinando la forma delle 
prove, le materie d'esame in rapporto 
anche alle eventuali specializzazioni od 
attitudini di volta in volta richieste, i 
titoli ed i criteri per la valutazione delle 
prove e dei titoli, la composizione della 
commissione giudicatrice, le modalità 
concernenti lo svolgimento del concorso 
e la formazione delle graduatorie.
Art. 28.
(Processi d i form azione  
e qualificazione).
I vincitori del concorso di ammissione 
alla carriera culturale conseguono la no­
mina in prova con la qualifica di aspiran­
te-addetto. Essi sono tenuti ad effettuare 
un periodo di prova della durata di un 
anno comprendente sei mesi di perma­
nenza presso gli uffici centrali del Dipar­
timento per la cooperazione culturale ove 
frequentano appositi corsi di formazione 
consistenti in tre mesi di permanenza 
presso un ente od istituzione culturale in 
Italia e tre mesi di permanenza presso un 
Istituto di cultura all'estero. I risultati 
del tirocinio in tal modo effettuato iscrit­
ti nel fascicolo personale dell'aspirante- 
addetto, sono trasmessi al consiglio di 
amministrazione del Ministero degli affa­
ri esteri che esprime in merito un giudi­
zio di idoneità. Gli aspiranti giudicati 
idonei vengono nominati con decreto del 




I gradi della carriera culturale sono:
1) addetto culturale superiore;
2) addetto culturale principale;
3) addetto culturale consigliere;
4) primo addetto culturale;
5) secondo addetto culturale;
ó) terzo addetto culturale.
In relazione al grado rivestito, i fun­
zionari culturali assicurano il funziona­
mento dei servizi del Dipartimento per la 
cooperazione culturale relativamente ai 
compiti previsti nella presente legge per 
gli uffici centrali e per gli enti periferici 
od istituti italiani di.cultura. Nell'esple­
tamento di tali mansioni essi possono 
ricoprire le funzioni di capo di un ufficio 
centrale o di direttore di un ente periferi­
co se hanno raggiunto il grado di addetto 
culturale consigliere.
Art. 30.
(Progressioni d i carriera).
Le promozioni a secondo addetto ed a 
primo addetto sono effettuate per merito
assoluto dopo una permanenza minima 
di tre anni nel grado inferiore. Le promo­
zioni ad addetto culturale consigliere so­
no effettuate mediante concorso cui sono 
ammessi i primi addetti culturali che, 
oltre a possedere i requisiti prescritti, 
abbiano compiuto dieci anni di effettivo 
servizio. I primi nove decimi, dei posti 
messi a concorso sono attribuiti nell'ordi- 
ne della graduatoria del concorso e l'altro 
decimo è successivamente attribuito per 
ordine di ruolo ai funzionari più anziani 
nel grado i quali, dichiarati idonei nel 
concorso stesso, non siano compresi fra 
quelli cui sono stati attribuiti i primi 
nove decimi di posti. Le promozioni-ad 
addetto culturale principale e ad addetto 
culturale superiore sono effettuate per 
merito comparativo rispettivamente fra 
gli addetti culturali consiglieri e gli ad­
detti culturali principali che siano com­
presi, per ordine di ruolo, in un numero 
pari ai due quinti dell'organico del grado. 
Le promozioni vengono effettuate in base 
ad una valutazione sintetica che, senza 
applicazione di coefficienti numerici, tie­
ne conto della qualità di servizio, degli 
incarichi svolti nonché della personalità 
del funzionario ed alle sue attitudini alle 
funzioni del grado superiore.
Art. 31.
(C om m issione d i avanzam ento).
Le promozioni di cui al precedente 
articolo 30 sono conferite con decreto del 
Ministro e, ad eccezione di quelle per 
concorso, sono effettuate su designazione 
di una Commissione di avanzamento 
composta da un funzionario della carrie­
ra diplomatica di grado non inferiore a 
Ministro plenipotenziario di prima clas­
se, di un membro della Commissione di 
cui all’articolo 6, di due funzionari della 
carriera culturale di grado non inferiore 
ad addetto culturale principale, di cui 
almeno uno deve prestare servizio al­
l’estero. I tre funzionari membri della 
Commissione di avanzamento sono no­
minati ogni anno con decreto del Mini­
stro degli affari esteri su designazione del 
Consiglio di amministrazione, essi non 
possono far parte della Commissione più 
di una volta nel corso di un triennio.
Art. 32.
(Concorso per titoli).
Il concorso previsto al precedente arti­
colo 30 per la promozione ad addetto 
culturale consigliere ha luogo per titoli di 
servizio. Le norme relative alle modalità 
ed allo svolgimento del concorso, alla na­
tura dei titoli, ai criteri per la valutazione 
dei titoli stessi ivi compresi quelli relativi 
ad eventuali qualificazioni e specializza­
zioni e per la formazione della graduato­
ria sono stabiliti per regolamento. Della 
Commissione giudicatrice fa parte di di­
ritto un membro della Commissione di 
cui aU'articolo 6.
Art. 33.
(Servizio in Italia e altestero).
I funzionari della carriera culturale 
non possono rimanere in servizio all'este­
ro per più di sette anni consecutivi. Dopo 
ogni periodi' di servizio all estero i fun­
zionari prr i dovranno prestare servi­
zio in Italia Fer un periodo non inferiore 
a due anni e non superiore a quattro anni. 
Il servizio in Italia è prestato sia presso 
gii uffici centrali del Dipartimento per la 
cooper ne culturale, sia presso enti ed 
istituì. culturali italiane, mediante 
colloca, wnto a disposizione per incarichi 
speciali.
Art. 34.
(Collocamenti a  disposizione).
I funzionari della carriera culturale 
collocati a disposizione continuano a per­
cepire lo stipendio con gli altri assegni di 
carattere fìsso e continuativo spettanti al 
personale in servizio al Ministero nonché
ogni altra competenza accessoria. I collo­
camenti a disposizione non possono ecce­
dere un quinto dei posti in organico.
Art. 35.
(Condizioni normative generali).
Ai funzionari della carriera culturale 
vanno applicate per i problemi relativi al 
servizio all'estero, ivi compreso il tratta­
mento economico, i viaggi del personale 
ed il trasporto degli effetti, le norme pre­
viste per il restante personale delle car­
riere direttive del Ministero degli affari 
esteri e dettagliate nella parte terza del 
decreto del Presidente della Repubblica 5 






All'onere derivante dalla applicazione 
della presente legge per l'anno finanzia­
rio 1984 e successivi, si provvede median­
te riduzione del capitolo 6856 dello stato 
di previsione del Ministero del tesoro per 
il medesimo anno finanziario e successi­
vi. Il Ministro del tesoro è autorizzato ad 
apportare, con propri decreti. le occor­
renti variazioni di bilancio.
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C. Schlußbemerkung
Diese Feststellung leitet über zu einer abschließenden Be­
trachtung .
Zu Beginn der Untersuchung wurde die Frage aufgeworfen, ob 
"auswärtige Verwaltung" als bürokratisch strukturierter Appa­
rat im Dienst der Außenpolitik überhaupt in der Lage sei, 
"Kultur" zu betreiben oder anders gefragt, welches Maß an 
kultureller Autonomie bzy. staatlicher Kontrolle zur bestmög­
lichen Verwirklichung der Ziele auswärtiger Kulturpolitik 
zulässig und notwendig sei.
Wie gesehen, läßt sich dieses Spannungsverhältnis für das Ver­
fassungsrecht, also im innerstaatlichen Bereich, zumindest 
theoretisch zurückführen auf die Gegenpole der parlamentari­
schen Kontrolle auswärtiger Kulturpolitik als Teil der auswär­
tigen Gewalt einerseits und der Grundrechte der "Kulturschaf­
fenden" i.w.S. andererseits. Bereits hier wurde jedoch auch 
deutlich, wie viele politische und damit außerrechtliehe 
Faktoren in die Abwägung einfließen, die diese beiden Gegenpo­
le zum Ausgleich bringen soll. So wurde etwa in der Bundesre­
publik oft die angeblich zu große Freiheit des Goethe-In­
stituts kritisiert; gemeint war dies jedoch als Kritik am - 
tatsächlich vorhandenen oder nur vermuteten - prägenden Ein­
fluß gewisser politischer Parteien auf die auswärtige Kultur­
politik.
Im internationalen Bereich sind die bestimmenden Faktoren noch 
vielfältiger. Außenpolitische Rücksichten spielen eine Rolle, 
und vor allem das Völkerrecht bestimmt hier den rechtlichen 
Rahmen. So stellt sich etwa die Frage, ob es eines Kulturab­
kommens oder einer sonstigen Übereinkunft zwischen Empfangs­
und Entsendestaat bedarf, bevor ein Kulturinstitut errichtet 
werden kann. Ist anschließend die Institutstätigkeit dem 
Entsendestaat im Rahmen der Staatenverantwortlichkeit zuzu­
rechnen (insbesondere das völkerrechtliche Nichteinmischungs­
prinzip könnte hier Bedeutung erlangen), und macht in diesem 
Bereich die unterschiedliche Organisationsform von Goethe- 
Institut \ und Istituti italiani di cultura einen Unterschied?
139
Werden die Institute vor Gerichtsverfahren im EmpfangsStaat 
durch Staatenimmunität geschützt?1 23
Solche Fragen deuten bereits an, daß sich hier ein weites Feld 
an Problemen eröffnet, die einer Untersuchung harren. An 
dieser Stelle sei erwähnt, daß ein Grund für die Wahl bzw. 
Beibehaltung der - rechtlich komplizierteren - Organisations­
form deutscher auswärtiger Kulturpolitik gerade die formale 
"Staatsferne" des Goethe-Instituts im internationalen Bereich 
war: Man erhoffte sich etwa eine Fortsetzung der Tätigkeit des
Vereins auch bei Abbruch oder Suspendierung der diplomatischen
2
Beziehungen in politischen Krisensituationen oder - dies 
natürlich nicht in offiziellen Verlautbarungen - die Möglich­
keit, durch das Goethe-Institut etwa oppositionelle Künstler 
in Diktaturen unterstützen zu können, ohne daß dies der Bun­
desrepublik sogleich als Einmischung in die inneren Angelegen-
3heiten zugerechnet würde. Allerdings war man sich auch der 
Tatsache bewußt, daß eine solche Zurechung wohl berechtigt
1. Bei Klagen Privater gegen das Goethe-Institut etwa bejah­
ten mexikanische und italienische Gerichte ihre Jurisdik­
tion (Goethe-Institut greift durch, FR, 27.3.1986; Popper 
c. Deutsche Bibliothek Goethe-Institut, Pretore di Roma, 
5.1.1977 und Tribunale di Roma, 6.9.1978, abgedruckt in 
RDIPP 1979, 79 und 123). In Mexiko führte aufgrund mexi­
kanischen Fremdenrechts allerdings eine nach mexikanischem 
Privatrecht organisierte "Trägergesellschaft" formal die 
Institutstätigkeit und war deshalb auch die Beklagte. - In 
Entscheidungen des italienischen Corte di Cassazione bei 
Klagen Privater gegen das US-Kulturinstitut USIA (und 
damit in dem Fall gegen die USA) sowie gegen "Det Danske 
Selskab", das dänische Kulturinstitut, wurde dagegen;die 
Jurisdiktion aufgrund der relativen Staatenimmunität für 
acta iure imperii verneint (Corte di Cassazione, Sezioni 
Unité, Sentenze 25.11.1971, n.3441, abgedruckt in RDIPP
1972, 819 und 15.2.1979, n.979 in RDIPP 1979, 325).
2. so geschehen im Falle der arabischen Staaten (dazu Rudolf, 
Mittlerorganisationen, S.149). Vgl. ferner Lerche, S.93. 
Die staatsferne Organisationsform kam dem Goethe-Institut 
auch in Indien zugute, als dort 1970 die Schließung aller 
staatlichen Kulturinstitute angeordnet wurde, die sich 
nietet am Ort einer diplomatischen oder konsularischen 
Vertretung befanden: Goethe-Institute und British Council 
durften ihre Arbeit fortsetzen (Rudolf ebda.).
3. so andeutungsweise der damalige Gl-Präsident und Botschaf­
ter a.D. Pfeiffer 1964 in einem Vortrag vor der Deutschen 
Gesellschaft für Auswärtige Politik, EA 1965, 155
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wäre und auf politischer Ebene letztlich dem Ermessen des 
Empfangsstaates überlassen bliebe.*
Schon diese Erwägungen verdeutlichen, daß das Goethe-Institut, 
obwohl oder gerade weil es nicht unmittelbar als "der Staat" 
auftritt, wesentlich politischer agieren kann als ein in die 
staatliche Administration integriertes Kulturinstitut, wie wir 
es in Italien vorfinden. Mit dieser Feststellung soll der 
Ausblick auf die Probleme im Bereich des internationalen 
Rechts und der internationalen Politik, die ja nicht Gegen­
stand dieser Arbeit waren, jedoch einstweilen sein Bewenden 
haben.
Die Untersuchung der verfassungsrechtlichen Grundlagen hat 
gezeigt, daß unter dem Regime zweier vergleichbarer Verfassun­
gen im Rahmen eines repräsentativen parlamentarisch-demokrati­
schen Systems durchaus verschiedenartige Möglichkeiten zur 
Organisation auswärtiger Kulturverwaltung bestehen. Das Bei­
spiel des Goethe-Instituts beweist, daß eine Ausgliederung aus 
der unmittelbaren Staatsverwaltung keinesfalls mit einem 
staatlichen Kontrollverlust einhergehen muß: Die Kontrolle der 
Bundesrepublik über die Goethe-Institute ist, wenn auch keine 
positiven Programmvorschriften ergehen können, letztlich in 
den von der Verfassung vorgegebenen wesentlichen Bereichen 
genauso groß wie die Kontrolle Italiens über die Istituti 
italiani di cultura. Zudem konnte man durch die Übertragung 
auf Private ohne Einbindung in eine starre Behördenstruktur 
deren Sachkenntnis und Kreativität nutzen und neben einem 
festen Personalstamm, anders, als dies bei einem Beamtenappa­
rat möglich wäre, die Flexibilität und Mobilität des Personals 
fördern. Die pauschale Mittelvergabe des Auswärtigen Amtes 
an die - sachkundige - Gl-Zentralverwaltung, die dann ihrer­
seits die Gelder weiterverteilt, trägt ebenfalls zur Flexibi­
lisierung bei.
Die unterschiedliche Struktur mag auch ein Grund dafür sein, 
daß sich in der alltäglichen Praxis der italienischen Kul-
1. Lerche, S.93 f.; Oppermann, GI-Gutachten, S.30 f.
2. Kilian, S.133 f.; Rudolf, Mittlerorganisationen, S.148 f.; 
Enquete-Bericht Nr.44 bei Arnold, S.298
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turinstitute, anders als bei den Goethe-Instituten, der erwei­
terte Kulturbegriff auch elf Jahre nach seiner programmati­
schen Verkündung durch das Ministero degll Affari Esteri im 
"Circolare Foschi" noch nicht recht durchgesetzt hat - auf den 
Zusammenhang zwischen Organisationsstruktur der auswärtigen 
Kulturverwaltung und Inhalt des Kulturbegriffs wurde ja be­
reits hingewiesen. Das Personal der Istituti italiani di 
cultura rekrutiert sich weiterhin vornehmlich aus Sprachleh­
rern, deren - oft lange zurückliegenden - Erfahrungshinter­
grund im Heimatland das italienische Schulwesen bildet, und 
gelegentliche "Auffrischungskurse", die es inzwischen immerhin 
gibt, können das Erleben der sozialen und kulturellen Wirk­
lichkeit während einer "Inlandsstation" sicher nicht erset­
zen. Die Vorschläge zur Einführung einer solchen Inlandssta­
tion wie auch die Einrichtung einer pluralistisch-repräsen­
tativ besetzten Programmkommission, wie sie in den verschiede­
nen italienischen Gesetzentwürfen enthalten sind, könnten zwar 
ein Schritt hin zu einer größeren Beweglichkeit der Institute 
bei der Umsetzung des erweiterten Kulturbegriffs'sein. Die 
vielen unterschiedlichen Entwürfe zeigen aber gleichzeitig, 
daß niemand bereit ist, historisch gewachsene Positionen auf­
zugeben (man denke etwa an die Kompetenzverteilung zwischen 
Ministero degll Affari Esteri und Ministero per la Pubblica 
Istruzione) .
Dem Goethe-Institut kam in dieser Hinsicht sicherlich zugute, 
daß es in Deutschland niemals derart institutionalisierte 
staatliche Kulturinstitute gegeben hat. Zwar wurden in der 
Bundesrepublik nach dem zweiten Weltkrieg zunächst ca. 20 
solcher Institute gegründet, bevor auch diese dem Goethe- 
Institut übertragen wurden, und wie gesehen erhielt der Verein 
auch erst schrittweise die Kompetenz für eine volle kulturpo­
litische Repräsentation der Bundesrepublik im Ausland, die 
zuvor u.a. bei den Kulturattachés der diplomatischen Vertre­
tungen lag. Diese Strukturen unmittelbarer staatlicher Kultur­
verwaltung hatten sich jedoch nie zu solchen "Besitzständen 
der Verwaltung" verfestigt, wie es heute in Italien der Fall 
ist. Für die italienischen Reformvorschläge berechtigt dies 
wohl nicht zu großer Hoffnung.
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Als Ergebnis der vorliegenden verfassungsrechtlichen Untersu­
chung läßt sich somit festhalten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich zu Italien - so paradox es zunächst * 
klingt - gerade durch die zwar historisch begründete, aber 
erst durch die Reform der 70er Jahre bis an die Grenzen der 
verfassungsrechtlichen Möglichkeiten geführte Ausgliederung 
der auswärtigen Kulturpolitik aus dem Staatsapparat nicht nur 
ein wertvolles kulturelles Potential, sondern auch ein hoch- 
wirksames politisches Instrument gewonnen hat, das die Istitu­
ti italiani di cultura - von einigen durch großen persönlichen 
Einsatz des jeweiligen Institutsdirektors geprägten Ausnahmen 
abgesehen - bisher nicht darstellen konnten. Selbst die grund­
rechtlich und vertraglich garantierte Vereinsautonomie des 
Goethe-Instituts, die vordergründig die Eingriffs- und Kon­
trollrechte der Bundesrepublik zu begrenzen scheint, kommt dem 
Staat letztlich zugute, indem sie der Instrumentalisierung des 
solcherart mit politischen Möglichkeiten ausgestatteten Ver­
eins im Sinne einer "Staatskultur" entgegenwirkt. Für die 
eingangs gestellte Frage nach dem Verhältnis von kultureller 
Autonomie und staatlicher Kontrolle hat der Vergleich einmal 
mehr erwiesen, daß Kultur nicht "verwaltet" werden kann und - 
dies vielleicht überraschend - daß selbst im Bereich staatli­
cher Kulturinstitute, die für ihren Heimatstaat auch politi­
sche Funktionen erfüllen, "mehr kulturelle Autonomie" und 
"weniger Staat" nicht nur der Kultur, sondern auch dem Staat 
zugutekommt.

